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EINLEITUNG

Für die russische Diplomatie war das Jahr 2008 nicht einfach. Es hat bedeutende Erfolge und ernste Herausforderungen mit sich gebracht, war voll von dramatischen Ereignissen, die nicht nur für Russland, sondern auch für die allgemeine Kräfteverteilung auf dem internationalen Schauplatz weitgehende Folgen hatten. 

Durch verschiedene Ereignisse dieses Jahres wurde die geopolitische Lage auf mehreren wichtigen Richtungen geklärt. Diese Ereignisse haben deren neue Qualität zum Vorschein gebracht, vor allem die beschleunigte Entwicklung der polyzentrischen Weltordnung aufgrund des Völkerrechts und der multilateralen Diplomatie. Die überwiegende Mehrheit der Teilnehmer des Weltgeschehens entschied sich in ihrer Politik für kollektive und rechtliche Herangehen.

Russland handelte unter den neuen Bedingungen initiativreich und mit vollem Bewusstsein seiner Verantwortung in internationalen Angelegenheiten. Dabei gingen wir von dem am 12. Juli vom Präsidenten Dmitri Medwedew genehmigten neuen außenpolitischen Konzept, welches prinzipielle Kontinuität des außenpolitischen Kurses des Landes sichern soll. In diesem Konzept wird aufgrund der Analyse der künftigen Trends in der Weltentwicklung unsere Vision deren moderner Etappe dargelegt und eine positive vereinigende internationale Agenda festgelegt. Wir bestätigen unsere Treue den bewährten Prinzipien: Dem Pragmatismus, der Offenheit, der festen, aber konfrontationslosen Wahrung der nationalen Interessen, der Multivektoralität und dem Willen zur gleichberechtigten Zusammenarbeit mit allen Partnern. Von grundlegender Priorität bleibt für die russische Diplomatie die Gestaltung günstiger Außenbedingungen für die positive innere Entwicklung des Landes. 

Auf der Beratung der Botschafter und der ständigen Vertreter der Russischen Föderation (15. Juli), auf dem Treffen mit den Vertretern der russischen Medien am 31. August und insbesondere im ersten Jahresschreiben an die Föderale Versammlung (5. November) hat Präsident Medwedew die einheitliche Strategie bei der Umsetzung des Konzepts in der gegenwärtigen geopolitischen Situation festgelegt. Die Hauptschlussfolgerung über die Ergebnisse unserer außenpolitischen Arbeit in den letzten Jahre, die unser Präsident in diesen und anderen Programmreden macht, lautet, dass Russland die Stufe „der Konzentration“ abgeschlossen hat und auf den internationalen Schauplatz als einer der führenden Staaten der Welt zurückgekehrt ist. Und das entspricht den jahrhundertealten Traditionen unseres Landes.

Einen sehr wichtigen außenpolitischen Schritt stellt der Vorschlag des Präsidenten Medwedew dar, den europäischen Sicherheitsvertrag auszuarbeiten. Diesen Vorschlag hat er in Berlin (am 5. Juni) gemacht. Der Vertrag soll die heutige „patchworkhafte“ europäische Sicherheitsarchitektur, die aus der vorigen Epoche vererbt wurde, in Übereinstimmung mit den Anforderungen der Zeit bringen und die Umsetzung des Prinzips der Unteilbarkeit der Sicherheit im gesamten euroatlantischen Raum von Vancouver bis Wladiwostok sichern. Diese Initiative wurde auf der Weltpolitik-Konferenz in Evian am 7. Oktober und auf dem Gipfel Russland-Europäische Union in Nizza am 14. November konkretisiert. 

Die Kaukasuskrise im August des letzten Jahres hat bestätigt, dass ein offenes System der kollektiven Sicherheit erforderlich ist, denn keine der im Euroatlantischen Raum existierenden Strukturen im Sicherheitsbereich vermochte diese Krise zu verhindern. Und Russland wurde gezwungen, auf die georgische Aggression gegen Südossetien (am 8. August) zu reagieren. Das wurde in vollem Einvernehmen mit den Normen und Prinzipien des Völkerrechts gemacht, u.a. mit dem Recht auf Selbstverteidigung lt. Artikel 51 der UN-Charta und den russischen Verpflichtungen aus den internationalen Vereinbarungen über die Regelung des georgisch-südossetischen Konflikts. Russland hat die Unabhängigkeit der Republik Abchasien und der Republik Südossetien anerkannt (am 26. August), mit ihnen diplomatische Beziehungen aufgenommen und Verträge über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe (im September) abgeschlossen. Dabei gingen wir davon aus, dass dies in Anbetracht der revanchistischen Stimmungen in Tiflis und der Aufhebung der Abkommen über die friedliche Regelung des georgisch-abchasischen und georgisch-südossetischen Konflikts durch Saakaschwilis Regime für das Überleben des südossetischen und abchasischen Volkes notwendig ist. Die Grundlage der Nachkrisenregelung, vor allem in puncto Stabilisierung in der Region, haben die Vereinbarungen vom 12. August und 8. September zwischen den Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew und Frankreichs Nicolas Sarkozy, das in der Europäischen Union präsidierte, gelegt. Das enge Zusammenwirken bei der Regelung, wie auch später bei der Krise mit der Gasversorgung Europas, festigte die Beziehungen zwischen Russland und der EU, führte zu ihrer Entideologisierung und brachte sie in die pragmatische Bahn. Anders verhielt sich der Atlantikblock: Er hat die Tätigkeit des Russland-NATO-Rates aufs Eis gelegt (im August). 

Die Kaukasuskrise wurde von einer breiten antirussischen informations-psychologischen Kampagne begleitet. Sie wurde zum Test für unsere Fähigkeit, souveräne Entscheidungen im Bereich der Staatssicherheit zu treffen und zu erfüllen, unsere Bürger und Friedenswächter zu schützen und Prinzipien des Völkerrechts zu wahren. Die Kaukasuskrise wurde zu einem überzeugenden Beweis dafür, dass alle Versuche, moderne Konflikte mit Gewalt und unter Verletzung der UN-Charta zu lösen, unzulässig sind. 

Auch in seiner Reaktion auf die einseitige Erklärung der Unabhängigkeit von Kosovo (Februar) und dessen Anerkennung durch eine Reihe von Ländern ließ sich Russland von seinen nationalen Interessen und vom Völkerrecht leiten, denn das war ein grober Verstoß gegen die Souveränität der Republik Serbien, die UN-Charta, Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats und Prinzipien der Schlussakte von Helsinkski. 

Russland ist dem Prinzip treu, regionale Konflikte mit politisch-diplomatischen Mitteln durch die Einbeziehung von aller Interessenten zu lösen, deshalb unterstützte es internationale Bemühungen um die Bergkarabach-, Transnistrien- und Nahost-Regelung, um das iranische Nuklearprogramm und das nukleare Problem der koreanischen Halbinsel.

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, die in den USA mit dem Einsturz des Marktes der Hypothekenkredite begonnen hatte, berührte Interessen aller Staaten. Im engen Kontakt mit den Partnern und Gleichgesinnten im GUS-Raum, in Europa und in BRIC nahm Russland an der Vorbereitung und Arbeit des G20-Gipfels in Washington (am 15. November) teil. Auf diesem Gipfel wurden die Hauptrichtungen der multilateralen Bemühungen zur Überwindung der Krise und Reform der globalen Finanzarchitektur festgelegt. Gerade die Krise hat die unvergängliche Bedeutung der nationalen Staaten als grundlegenden Bestandteil der internationalen Beziehungen gezeigt. Gerade die globale Finanzkrise hat die USA auf die weltweite Transformationswelle gestimmt, denn sie hat eindeutig gezeigt, dass Veränderungen notwendig sind, und unter dem Motto dieser Veränderungen hat der Kandidat der demokratischen Partei Barack Obama bei der Präsidentschaftswahl gesiegt. 

Die Ereignisse des letzten Jahres haben die Tendenz zur Stärkung der regionalen Ebene in der globalen Verwaltung anschaulich gezeigt. Dazu gehört auch die Suche nach regionalen Lösungen der Probleme. Das ist eine natürliche Reaktion auf die Unausgeglichenheit des gesamten internationalen Systems, auch dessen materieller Grundlage. Russland betrachtete seine nächste geopolitische Umgebung, insbesondere den GUS-Raum, als eindeutige außenpolitische Priorität. Gerade da entwickelte die Administration von George W. Bush mit ihrer Trägheitspolitik der „beunruhigenden Handlungen“ künstlich das Konfliktpotential, was Russlands „Eindämmen“ und Belastung dessen Beziehungen zur Europäischen Union bezweckte. 

Im vorigen Jahr wurde die Strategie der wirtschaftlichen Entwicklung der Unabhängigen Staaten bis 2020 genehmigt. Aktiv entwickelten sich neue Formen und Mechanismen der humanitären Zusammenarbeit. Der Integrationskern der Gemeinschaft – EURASEC und OVKS – hat sich gefestigt. Die im September im Außenministerium Russlands gebildete föderale Agentur für GUS, die im Ausland lebenden Russen und internationale humanitäre Zusammenarbeit soll die Effektivität der russischen Politik im postsowjetischen Raum steigern.

Auch andere Richtungen der multivektoralen Außenpolitik Russlands wurden gefestigt. Die 2008 erreichten Vereinbarungen über die Entwicklung der Partnerschaft mit mehreren Staaten Lateinamerikas und der Karibik stellen einen richtigen Durchbruch dar. Präsident Dmitri Medwedew hat China, Brasilien und Indien besucht, und diese Besuche gaben einen wichtigen Impuls für bilaterale Beziehungen zu diesen neuen Zentren des Wirtschaftswachstums und politischen Einflusses. Wir haben auch unser Zusammenwirken in der UNO, OSZE, im Europarat, in SOZ, G8, АPEC, Troika Russland-Indien-China, in anderen multilateralen Organisationen und Vereinigungen sowie privilegierte Beziehungen zu unseren Freunden und Partnern in Europa, im Nahen Osten und in Südostasien entwickelt. 

Wir haben viel Wert auf die Entwicklung der außenpolitischen Bemühungen auf solchen Richtungen, wie internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung von neuen Herausforderungen und Bedrohungen gelegt, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, Drogen- und Menschenhandels, der Piraterie und anderer Arten von organisierter Kriminalität. Im Brennpunkt der Aufmerksamkeit der russischen Diplomatie blieb das internationale Zusammenwirken bei der Förderung der Entwicklung und Bekämpfung der globalen Armut, unter anderem der Energie- und Lebensmittelarmut. 

Wir haben diverse Maßnahmen getroffen, um die Effektivität der Informationsbegleitung unserer außenpolitischen Arbeit zu steigern, um wirksame Mechanismen zu entwickeln, die Versuche verhindern sollen, die Geschichte zum Nachteil Russlands umzuschreiben, um die Teilnahme russischer Vertreter am internationalen Dialog der Kulturen und Konfessionen zu aktivieren, u.a. Vertreter der traditionellen Konfessionen, sowie um russische Nichtregierungsorganisationen und Experten stärker in den außenpolitischen Prozess einzubeziehen. 

Im Allgemeinen entwickelte sich unsere außenpolitische und diplomatische Tätigkeit im Jahre 2008 dynamisch. Dadurch wurden Russlands Positionen auf dem internationalen Schauplatz und dessen Potential bei der Lösung von Aufgaben der Entwicklung nach der Krise gestärkt.

MULTILATERALE DIPLOMATIE

Teilnahme Russlands an der Tätigkeit der UNO

Russland richtete seine Anstrengungen auf die Konsolidierung der zentralen Rolle der Vereinten Nationen in internationalen Angelegenheiten, auf die Sicherung der multilateralen Herangehen in der Weltpolitik und auf die rationale Reformierung der UNO, um diese an moderne Gegebenheiten anzupassen und um die Effektivität ihrer Tätigkeit zu steigern. 

Russland fuhr konsequent fort, die in der UN-Charta verankerten Rechte des UN-Sicherheitsrats – als Hauptgremiums, das für den internationalen Frieden und Sicherheit verantwortlich ist - zu behaupten. Im Rahmen dieser Rechte war auch unser Vorgehen zur Sicherung der operativen entsprechenden Reaktion des Rates auf den bewaffneten Überfall Georgiens auf Südossetien im August des vergangenen Jahres. Entsprechenden Initiativen wurden jedoch von den westlichen Mitgliedern des Rates blockiert.

Unser Staat nahm an der Vorbereitung der Entscheidungen des UN-Sicherheitsrates zum iranischen Nuklearproblem, zur Lage in Afghanistan, gegen die Piraterie an der Küste von Somalia aktiv teil. 

Russland unterstützte internationale Anstrengungen, die auf eine solche Kosovo-Lösung gerichtet sind, die Rechte und die Sicherheit der nationalen Minderheiten gemäß der Resolution 1244 des Weltsicherheitsrates unter der führenden Rolle der UNO garantieren würde. Im November informierte der Generalsekretär den Sicherheitsrat über die von ihm erreichten Vereinbarungen mit Serbien über die praktische Tätigkeit der UN-Mission im Kosovo und die Parameter ihres Zusammenwirkens mit der EU-Mission zur Sicherung der Vorrangstellung des Gesetzes in der Region. Russland schloss sich der vereinbarten Erklärung des Vorsitzenden des Sicherheitsrates, denn es entspricht seiner prinzipiellen Haltung. In der Erklärung wird unter anderem der Bericht des Generalsekretärs und die Zusammenarbeit zwischen der UNO und anderen „internationalen Faktoren“ im Rahmen der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates begrüßt. 

Russland trat für den wirksamen Beistand dem irakischen Volk bei der Wiederherstellung des friedlichen Lebens, für die Sicherung des ethno-konfessionellen Gleichgewichts und für den Wiederaufbau der Wirtschaft und der Infrastruktur des Landes aktiv ein. 

Dank der zielgerichteten Arbeit ist es uns gelungen, die Unterstützung der von Russland eingebrachten Resolutionsprojekte „Maßnahmen zur Sicherung der Transparenz und Festigung des Vertrauens in der Weltraumtätigkeit“, „Errungenschaften im Bereich der Informatisierung und Telekommunikationen im Kontext der internationalen Sicherheit“ und „Über die Unzulässigkeit bestimmter Arten von Praktiken, die zur Eskalation moderner Formen von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenhass und der damit verbundenen Intoleranz führen“ auf der 63. Tagung der UN-Vollversammlung zu sichern. Die Versuche der Ukraine, auf die Agenda der Tagung des UN-Sicherheitsrates die politisierte und antirussische Frage „Golodomor“ zu setzen, die von mehreren westlichen Ländern unterstützt wurden, wurden von uns blockiert. 

Russland unterstützte die institutionelle Stärkung der UN-Kommission für Friedenskonsolidierung und Steigerung der Effektivität ihrer Tätigkeit, denn diese ist der wichtigste Beratungsmechanismus beim Wiederaufbau nach Konflikten. Die Russischen Föderation hat den ersten Jahresbeitrag zum Haushalt des Fonds für die Friedenskonsolidierung in Höhe von 2 Mio. USD. gemacht. 

276 russische Friedenswächter (80 zivile Polizisten, 75 Militärbeobachter, 121 Mann starke Hubschraubergruppe in der UN-Mission im Sudan) wurden in 10 der insgesamt 18 UN-Operationen zur Erhaltung des Friedens eingesetzt. Russland hat eine Hubschraubereinheit und Militärs für die EU-Friedensoperation im Osten von Tschad gewährt, die 2009 unter die UN-Schirmherrschaft überleitet werden soll. 

Unser Staat nimmt führende Positionen auf dem Markt der Dienstleistungen für UN-Friedensoperationen ein. Auf der Liste der Lieferanten von Waren und Dienstleistungen für die UNO stehen 50 russische Unternehmen. 

Die Russische Föderation bewies ihre Treue dem UN-System, indem sie die ihr angerechneten Beiträge rechtzeitig und in vollem Umfang zahlte. Sie hat keine Schulden vor der Organisation. 

Russland trug zur Festigung der Rolle des UNO-Wirtschafts- und Sozialrates (ECOSOC) als einer wichtigen Einrichtung zur Suche nach kollektiven Lösungen aktueller Probleme der internationalen sozial-ökonomischen Agenda bei. ECOSOC ist zentrales Gremium des UN-Systems, das multilaterale Anstrengungen, die auf die Erfüllung der Millennium-Ziele gerichtet sind, koordinieren soll. Sehr erfolgreich waren der Zweite Jahresrückblick der Minister auf den Fortschritt beim Erreichen der Millennium-Ziele und das erste umfassende Forum für die Zusammenarbeit zur Entwicklung. Dies erlaubt uns zu sagen, dass die Reform des Rates vollendet ist und ECOSOC bei der Erfüllung seines Mandats ein neues Niveau erreicht hat.

Was die Stärkung des regionalen wirtschaftlichen Zusammenwirkens mit europäischen und asiatischen Staaten betrifft, so fuhr Russland fort, an der Tätigkeit der UN-Wirtschaftskommission für Europa (UN/ECE) und der UN-Sozialkommission für Asien und Pazifik (UNESCAP) aktiv teilzunehmen. Im Berichtsjahr hat Russland zum ersten Mal einen freiwilligen Zielbeitrag zur UN/ECE in Höhe von 1,2 Mio. USD gemacht. Wir haben auch die Frage behandelt, einen ähnlichen Beitrag zur UNESCAP zu machen. Diese Mittel wurden für Projekte bereitgestellt, die internationale Zusammenarbeit in diesen Regionen, insbesondere in den Bereichen Energie, Verkehr, Handel und Investitionen stärken sollen. Diese Zusammenarbeit ist im Interesse Russlands und im Interesse der russischen Unternehmen. 

Von großer Bedeutung für unser Zusammenwirken mit den Staaten Zentralasiens im Rahmen der UNO waren die Sitzung des Führungsrates und das Wirtschaftsforum des UN-Wirtschaftsprogramms für Zentralasien (SPECA) (im Oktober). Diesem Programm gehören alle Staaten dieser Region sowie Aserbaidschan und Afghanistan an. Wir haben regionale UN-Einrichtungen zur Förderung der Zusammenarbeit der Subjekte der Russischen Föderation in solchen aktuellen Fragen, wie Entwicklung, Naturschutz, Attraktivität für den Handel und Investitionen genutzt.

Zur Mobilisierung der internationalen Anstrengungen bei der Lösung globaler Probleme der Verkehrssicherheit, wurde auf Russlands Initiative mit der Vorbereitung der „Weltweiten Ministerkonferenz für Verkehrssicherheit“ begonnen, die im November 2009 in Moskau stattfinden und den multilateralen Dialog auf diesem Gebiet auf ein qualitativ neues Niveau bringen soll.

Wir haben an der Umgestaltung unserer Beziehungen zu operativen Programmen, Fonds und Sondergremien der Vereinten Nationen aktiv gearbeitet, weil Russland im Rahmen seines Konzepts der internationalen Entwicklungsförderung sein Geberpotential steigert. 

In diesem Kontext bereiten wir die Gründung des Russischen Nationalen UNICEF-Komitees vor. Dieses Komitee soll Mittel aus dem russischen Privatsektor heranziehen und mit diesen Mitteln sowie aus den individuellen Spenden Programme des Fonds in unserem Land und im Ausland, vor allem in GUS-Staaten finanzieren.

Zusammen mit russischen Fachbehörden und unseren ausländischen Partnern haben wir Projekte untersucht und vereinbart, die im Rahmen des russischen freiwilligen Beitrags zum UNIDO-Fonds für industrielle Entwicklung umgesetzt werden sollen. Es geht unter anderem um die Bildung eines Netzwerks zur Übermittlung von Technologien in den EURASEC-Ländern, Gründung eines subregionalen Zentrums zur Präsentation von Technologien für Recycling der Industrieabfälle, Erfassung und Einstufung der Verschmutzungsherde in den grenzüberschreitenden Gewässern und um den Einsatz von reinen Technologien. 

Die russische Delegation hat an der Internationalen Konferenz für Finanzierung der Entwicklung in Doha (29. November - 2. Dezember) aktiv teilgenommen und Verpflichtungen unseres Landes für die Hilfe für Entwicklungsländer bekräftigt.

Russlands Rolle in der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet  Naturschutz ist gestiegen. Wir entwickelten unser Zusammenwirken mit der UN-Kommission für Nachhaltige Entwicklung (CSD), mit dem UN-Waldforum (UNFF), mit dem Umweltprogramm (UNEP) und dem Programm der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen (UN-Habitat).

Russland beteiligt sich aktiv an der Förderung des Klimaprozesses. Wir wollen die internationale Zusammenarbeit im Kampf gegen Klimaveränderung nach Kyoto (nach 2012) zu einem universellen Regime machen. 

Auch Russlands Rolle in der internationalen Zusammenarbeit im Gesundheitswesen ist gestiegen. Zu den letzten russischen Schritten gehört der Beitritt zur Rahmenkonvention der Weltgesundheitsorganisation zur Tabakbekämpfung, die Teilnahme an der 2. Internationalen Konferenz über HIV/AIDS in Osteuropa und Zentralasien, der Beschluss über die Veranstaltung des Europäischen Kongresses der Kinderärzte im Juli 2009 in Moskau. Wir haben unsere Teilnahme als Geber an Kampf gegen die Ausbreitung von HIV/AIDS, Tuberkulose und Malaria sowie Vogelgrippe gesteigert.

Russland trat für die Aktivierung der internationalen Bemühungen zur Bekämpfung der globalen Lebensmittelkrise (GLK) ein, die zu den akutesten Problemen geworden ist. Wir haben den Beschluss unterstützt, im April die Hochrangige UN-Arbeitsgruppe für Lebensmittelsicherheit zu gründen. Russland hat an der Hochrangigen Konferenz für weltweite Lebensmittelsicherheit, Verhinderung der Klimaveränderung und Entwicklung der Bioenergetik (Rom, Juni) und an der ECOSOC-Tagung (New York, Juli) teilgenommen und die UN-Organisation für Ernährung und Landwirtschaft (FAO) bei der Förderung des Agrarbereichs und Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit unterstützt.

Russland vergrößerte seinen Beitrag zum UN-Lebensmittelprogramm, denn dieses Programm stellt den Hauptweg für die Gewährung der Lebensmittelhilfe dar. 2008 haben wir die Lebensmittelhilfe für Armenien, Kenia, Kuba, Tadschikistan, Äthiopien finanziert sowie einmalige Hilfe für Bangladesch, Guinea und Simbabwe in Höhe von 14,5 Mio. Dollar gewährt. 

Russland hat die Erörterung der Frage über die Globale Lebensmittelkrise auf dem G8-Gipfel in Tojako (im Juli) aktiv unterstützt. 

Wir haben auch das Zusammenwirken zwischen Russland und UNESCO entwickelt. Im Juni hat UNESCO-Generaldirektor Koichiro Matsuura Russland besucht. Er wurde vom russischen Präsidenten D.A. Medwedew empfangen. 
Das verlaufene Jahr wurde von der UNO zum Jahr der Sprachen erklärt. Im Rahmen dieses Jahres fand im russischen Jakutsk die Internationale Konferenz „Sprachliche und kulturelle Vielfältigkeit im Cyberraum“ (2.-4. Juli) statt. 

Die internationale Konferenz in Sankt-Petersburg „Inklusive Bildung: Probleme der Vervollkommnung der Bildungspolitik und des Bildungssystems“ wurde zur Plattform für den Meinungsaustausch der führenden Staatsmänner der GUS-Staaten und GUS-Experten für die Erarbeitung der Bildungspolitik und Bildungsstrategie zwecks Erfassung der noch nicht erfassten und sozial schwachen Bevölkerungsschichten.

Im Juni fand in Chanty-Mansijsk im Rahmen des Jahrzehnts der Bildung für stabile Entwicklung der UNO die Wissenschaftlich-praktische Konferenz „Ökologische Bildung (globale und regionale Aspekte)“ statt.

UNESCO begrüßte die Gründung der öffentlichen Stiftung für humanitäre Zusammenarbeit der GUS-Staaten in Russland, die breite geistige und öffentliche Kräfte der GUS zur Verwirklichen von UNESCO-Projekten heranziehen soll. Am 28. November haben UNESCO und die Stiftung das Memorandum über die Zusammenarbeit unterzeichnet. Im November fand in Moskau ein Workshop für Experten aus 10 GUS-Staaten statt, auf dem beschlossen wurde, das Zentrum zur Erhaltung des Welt- und nationalen Kulturerbes der GUS-Staaten in Russland zu gründen.

Russlands Teilnahme an der Gruppe der Acht und BRIC

Während des japanischen Vorsitzes in der Gruppe der Acht im Jahre 2008 nahm Russland an der Erarbeitung der kollektiven Erwiderung auf globale Herausforderungen aktiv teil.

Russische Vertreter nahmen an den Treffen der Minister für Entwicklung, Arbeit, Umwelt, Energie, Justiz und innere Angelegenheiten, Finanzen, Wissenschaft und Technologien, auswärtige Angelegenheiten, sowie der Sherpas, politischer Direktoren, der Gruppe der Direktoren für Nichtverbreitung, Rom/Lyon-Gruppe, Expertengruppe für Gesundheitswesen und anderen Gremien der Acht teil. Auf diesen Treffen wurden Dokumente zum Gipfeltreffen vorbereitet.

Auf dem G8-Gipfel in Tojako (Japan) am 7-9. Juli nahm der russische Präsident Dmitri Medwedew teil. Der Schwerpunkt wurde auf die Lage der Weltwirtschaft und der globalen Finanzen gelegt. Der russische Präsident bekräftigte die Vorschläge über die Hauptrichtungen der Reform der internationalen Finanzinstitute, die er im Juni auf dem St.-Petersburger Wirtschaftsforum gemacht hatte. Es wurde beschlossen, die Behandlung dieses Themas in G8 fortzusetzen. 

Angesichts des raschen Preisanstiegs auf den Weltmärkten der Lebensmittel hat G8 eine Sondererklärung über die Lebensmittelsicherheit gemacht. Darin ist unter anderem eine Reihe von langfristigen Maßnahmen bestimmt, die auf die Steigerung der Effektivität der Landwirtschaft in Entwicklungsländern ausgerichtet sind. Es wurde beschlossen, in der Landwirtschaft und im Lebensmittelbereich Globale Partnerschaft zu entwickeln. Die Führer der G8-Staaten sprachen sich für die Reform der FАО und Bildung eines internationalen Systems der Lebensmittelvorräte für humanitäre Ziele aus. Sie haben die russische Initiative unterstützt, ein Treffen der G8-Landwirtschaftsminister und den Weltgetreidegipfel zu veranstalten, an dem Vertreter der Politik und der Wirtschaft teilnehmen sollen. 

Im Energiebereich hat G8 ihre Treue den Prinzipien der globalen Energiesicherheit bekräftigt, die in Sankt-Petersburg 2006 angenommen wurden. Es wurde beschlossen, auf dem nächsten Gipfel erneuerte nationale Berichte über die Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Prinzipien vorzustellen. Die russische Seite hat vorgeschlagen, eine neue Rechtsbasis im Bereich der Energiesicherheit zu erarbeiten. Wir haben den Vorschlag der G8-Energieminister über die Internationale Partnerschaft für die Zusammenarbeit im Bereich der Energieeffektivität unterstützt. 

Die Leader haben Maßnahmen zum Schutz des geistigen Eigentums erörtert. G8-Länder haben sich verpflichtet, über die Erfüllung der Beschlüsse der früheren Gipfel zur Bekämpfung der Korruption regelmäßig zu berichten.

Auf dem Gipfel haben die G8-Staaten einen Schritt zur gemeinsamen Vision des langfristigen Ziels bei der Verhinderung der Klimaveränderung (Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 50 % bis 2050) getan. In Tojako trafen die Leader „der führenden Wirtschaften der Welt“ zusammen. Auf diesem Treffen wurden die Hauptrichtungen der Arbeit zum Klimaschutz und zur Bildung des „Postkyoto-Regimes“ nach 2012 vereinbart. Bei der Erörterung der Fragen des Umweltschutzes und der Biovielfältigkeit wurde der russische Vorschlag über die Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit zur Bekämpfung der Waldbrände unterstützt. 

Beim Thema Entwicklungsförderung, insbesondere für Afrika, wurde der Schwerpunkt auf die Erfüllung der von G8 übernommenen Verpflichtungen zum Erreichen der Millennium-Ziele gelegt. Dabei ging es vor allem um Bildung, Gesundheitswesen, Wasserressourcen und Hygiene. Die Teilnehmer haben vereinbart, die Umsetzung des Programms „Bildung für alle“ fortzusetzen, den Kampf gegen Infektionskrankheiten zu aktivieren und Systeme des Gesundheitswesens zu festigen. Russland will seinen Beitrag zur Lösung dieser Fragen im Rahmen des Konzepts zur Förderung der internationalen Entwicklung vergrößern. G8-Leader haben beschlossen, Berichte über die Erfüllung des Aktionsplans von Evian über Wasserressourcen und Strategie dessen weiterer Umsetzung vorzubereiten.

Bei politischen Diskussionen auf den Treffen der Außenminister und auf dem Gipfel wurde unsere prinzipielle Einstellung zu Problemen der Nichtverbreitung, Bekämpfung des Terrorismus, Friedenskonsolidierung sowie zu einigen regionalen Konflikten bestätigt. Alle G8-Länder haben ihre Treue der Festigung des Nichtverbreitungsregimes geäußert. Russland betonte, dass das Problem des iranischen Nuklearprogramms und das nukleare Problem der koreanischen Halbinsel mit politisch-diplomatischen Mitteln zu regeln sind. In der auf dem Gipfel verabschiedeten Erklärung zur Bekämpfung des Terrorismus wurde die führende Rolle der UNO in internationalen antiterroristischen Aktivitäten hervorgehoben. 

Wir haben die japanische Initiative über die Entwicklung des Potentials der Friedenskonsolidierung unterstützt. Es wurden regionale Probleme sowie Probleme der Einzelstaaten - Nahostregelung, Afghanistan, Sudan, Myanmar, Simbabwe, und Nigeria - erörtert. 

Im zweiten Halbjahr trafen im Rahmen der G8 Sherpas zusammen. Es fanden auch Sitzungen des Führungskomitees und der drei Arbeitsgruppen des Heiligendamm-Prozesses sowie der Expertengruppe für Lebensmittelsicherheit statt. 

Im Allgemeinen stellt die Gruppe der Acht trotz der Versuche, ihre Arbeit zu politisieren, nach wie vor einen wichtigen Mechanismus der multilateralen Diplomatie und Koordinierung der internationalen Bemühungen um die Bewältigung der globalen Probleme dar. Russland trat für die Erfüllung der Beschlüsse der Acht, für die Entwicklung der Zusammenarbeit und Vertiefung des gegenseitigen Verständnisses in ihren Rahmen konsequent ein.

Auch der Dialogmechanismus BRIC (Brasilien, Russland, Indien, China) entwickelte sich erfolgreich. Am 10-11. März fanden in Rio de Janeiro die ersten Beratungen der stellvertretenden Außenminister der Vier statt. Am 16. Mai fand in Jekaterinburg auf Initiative Russlands das erste vollständige Treffen der Außenminister der BRIC statt. Daraus ergab sich gemeinsames Kommunique, das gemeinsame Einstellung der Seiten zu den aktuellen Fragen der weltweiten Entwicklung wiederspiegelt, u.a. zu solchen Themen, wie die Vorrangstellung des Rechts in den internationalen Beziehungen, Demokratisierung der globalen finanzökonomischen Architektur, Bewältigung der neuen Herausforderungen und Bedrohungen, Abrüstung, Nichtverbreitung, die Klimaveränderung und Energiesicherheit sowie Förderung der internationalen Entwicklung. 

Am 9. Juli haben am Rande des G8-Gipfels auf russische Initiative Präsident Russlands Dmitri Medwedew, Präsident Brasiliens Luiz Lula, Ministerpräsident Indiens Manmohan Singh und der Vorsitzende der Volksrepublik China Hu Jintao zusammengetroffen. Die Leader haben vereinbart, ein vollumfassendes BRIC-Gipfeltreffen vorzubereiten. 

Das nächste 4.Treffen der BRIC-Außenminister wurde an die 63. Tagung der UN-Vollversammlung in New York am 25. September angeknüpft. Auf dem Treffen wurden die Finanzkrise in den USA, ihre globalen Folgen und das Zusammenwirken im Rahmen der UNO betrachtet. 

Auf brasilianische Initiative fand am 7. November am Vortag der Veranstaltungen der G20 in San Paulo das erste Treffen der BRIC-Finanzminister statt. Die Minister haben die Auswirkung der weltweiten Finanzkrise auf die Wirtschaft der BRIC-Länder sowie die Perspektiven und die Ausrichtung der Reform der internationalen Finanzarchitektur besprochen. Zu Ergebnissen des Treffens wurde ein gemeinsames Kommunique verabschiedet, in dem gemeinsame Herangehen der BRIC-Länder an aktuelle Fragen der Weltwirtschaft und der globalen Finanzen wiedergespiegelt wurden.

Offizielle Kontakte im vierseitigen Format wurden durch das Zusammenwirken auf der Ebene der regionalen Behörden und der öffentlichen Organisationen ergänzt. Am 22.-23. Mai fand in Sankt-Petersburg unter der Schirmherrschaft der Regierung der Stadt die Konferenz „BRIC – ein Durchbruch in der globalen Wirtschaft des 21. Jahrhunderts“ statt, an der Vertreter der Kommunen und der führenden Universitäten der Partnerstädte - Rio de Janeiro, Mumbai, Schanghai und Qingdao – teilgenommen haben. 

Es wurde „die zweite Bahn“ der BRIC eingeleitet. Am 8.-9. Dezember fand in Moskau unter der Schirmherrschaft der Öffentlichen Kammer der Russischen Föderation, der Stiftungen „Russische Welt“ und „Politik“ eine internationale Konferenz statt, an der Experten aus den Forschungszentren und Vertreter der Auswärtigen Ämter aus den vier Ländern teilgenommen hatten. 

Internationale Zusammenarbeit zur Bewältigung der neuen Herausforderungen und Bedrohungen

Wir haben die Arbeit an der Stärkung der internationalen Zusammenarbeit zur Bewältigung den neuen Herausforderungen und Bedrohungen fortgesetzt. 

Die wichtigste Richtung unserer Arbeit war die Zusammenarbeit in der UNO, die das internationale Zusammenwirken bei der Bekämpfung des Terrorismus und der Kriminalität koordiniert. Ein besonderes Augenmerk wurde auf die Arbeit mit den Mitgliedsstaaten gelegt, damit sie alle 13 UN-Antiterror-Konventionen und entsprechende Resolutionen des UN-Sicherheitsrats schnell annehmen und gehörig erfüllen. Die Russische Föderation hat ihre internationalen Verpflichtungen aus diesen Konventionen voll und ganz erfüllt.

Im Brennpunkt der Aufmerksamkeit der russischen Diplomatie blieb die konsequente Realisierung der Globalen UN-Antiterror-Strategie (GAS). Zu einem wichtigen Ereignis wurde die GAS-Berichterstattung auf der Tagung der UN-Vollversammlung (im September). 

Auch das Zusammenwirken der führenden UN-Antiterror-Strukturen, zu denen das Antiterror-Komitee (ATK) des UN-Sicherheitsrats und das vollziehende Antiterror-Direktorium des ATK des UN-Sicherheitsrats gehören, hat sich positiv entwickelt. Es ist wichtig, dass zwischen den Aufgaben der Vollversammlung und des UN-Sicherheitsrats Gleichgewicht erreicht wurde. Effektive Vereinigung ihrer Möglichkeiten ist die Hauptvoraussetzung für die erfolgreiche Erfüllung der GAS und der Antiterror-Resolutionen des UN-Sicherheitsrats.

Wir haben mit unseren Partnern im UN-Sicherheitsrat aktiv gearbeitet, um die Verschwämmung der Sanktionen zu verhindern, die durch Resolution 1267 des UN-Sicherheitsrats verhängt wurden, insbesondere um Veränderungen im Verfahren der Streichung der beschuldigten Taliban-Aktivisten von der Sanktionsliste des Komitees sowie sogenannte „humanitäre Streichungen“ ohne entsprechende Argumente und Garantien nicht zuzulassen. 

Trotz unseren Anstrengungen ist es uns nicht gelungen, die Meinungsverschiedenheiten im Projekt der Umfassenden Konvention gegen den internationalen Terrorismus zu überwinden, in der auch die Rechtsdefinition des Terrorismus verankert werden soll. 
In der G8 wurde unter aktiver Teilnahme Russlands ein Paket von Dokumenten über die Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität (Erklärung der Staats- und Regierungschefs zur Bekämpfung des Terrorismus, Expertenbericht über die Bekämpfung des internationalen Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität, ein Teil der politischen Erklärung über das Probleme der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und Korruption, Bericht an die G8-Leader über nationale Aktivitäten zur Bekämpfung der Korruption) verabschiedet. 

In der Rom/Lyon-Gruppe der G8 wurde 2008 die Rekordzahl der russischen Projekte während unserer Teilnahme an dieser Gruppe genehmigt. Dazu gehören folgende Projekte: Erforschung der Terroristengruppen, die mit Al-Qaida verbunden sind, Verhinderung der Radikalisierung, Bekämpfung von Cyberverbrechen, Verhinderung der Nutzung des Internets zu Terrorzwecken, Gewährleistung der Verkehrssicherheit. 
Die russische Initiative über die antiterroristische Partnerschaft der Staaten und der Wirtschaft, die 2006 während des russischen G8-Vorsitzes eingebracht wurde, wurde weiter entwickelt. Wir setzten die auf dem Moskauer Globalen Forum 2006 angenommene internationale „Strategie der Partnerschaft der Staaten und der Wirtschaft zur Bekämpfung des Terrorismus“ um. Im Rahmen dieser Strategie unterstützte das Außenministerium Russlands Partnerschaftsprojekte, die praktische Folgen für russische nationale Interessen hatten, u.a. das Projekt mit dem Unternehmen „Norilskij Nickel“ (Unterbindung des Schmuggels der Rohstoffe der Edelmetalle als Finanzierungsmittel der kriminellen und terroristischen Tätigkeit) und das Projekt mit OAO „NK Lukoil“ (Antiterror-Schulungen auf den Objekten der kritisch wichtigen Infrastruktur). 

Russland entwickelte die Zusammenarbeit im antiterroristischen Bereich in verschiedenen europäischen Organisationen. 
Nach wie vor spielte Russland die Schlüsselrolle in antiterroristischen Aktivitäten der OSZE. Wir versuchten beispielsweise unsere Vorschläge über die Entwicklung der Öffentlich-Privaten Partnerschaft (ÖPP) in diesem Bereich durchzusetzen. Am 15-16. September fand in Wien die 2. OSZE-Konferenz über die antiterroristische Partnerschaft der Staaten, des Business und der Öffentlichkeit statt, an der russische Vertreter teilgenommen haben. Am 24. Oktober wurde in Wien ein Seminar über die Radikalisierung und Bekämpfung des Extremismus veranstaltet, auf dem verschiedene Aspekte der Öffentlich-Privaten Partnerschaft beleuchtet wurden. Am 4.-5. November fand in Bischkek die regionale OSZE-Konferenz über die Partnerschaft der Staaten, der Öffentlichkeit und des Business zur Bekämpfung des Terrorismus statt. 

Im Rahmen des Europarats nahm Russland an der Arbeit des Expertenkomitees zur Terrorismusbekämpfung (CODEXTER) in solchen Fragen, wie die Vervollkommnung des internationalen antiterroristischen Rechts und Informationsaustausch über nationale Herangehen im Bereich des Antiterrors teil. 

Im Rahmen des Russland-NATO-Rates (RNR) fanden am 13. Mai und am 23. September in Brüssel Sitzungen der Sonderarbeitsgruppe des RNR über terroristische Bedrohungen für die Sicherheit im euroatlantischen Raum statt. 

Bei den Expertenberatungen der Russland–EU-Troika über antiterroristische Aktivitäten (24. April und 23. September, Brüssel) haben die Teilnehmer terroristische Bedrohungen beurteilt und die Wichtigkeit der Bekämpfung der terroristischen und extremistischen Propaganda betont. 

In der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten haben wir an der Umsetzung der Programme der Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus, der Kriminalität und des illegalen Drogenhandels für 2008-2010 gearbeitet und die Ratifizierung des GUS-Vertrags über die Verhinderung der Legalisierung (Wäsche) der kriminellen Einnahmen und der Finanzierung des Terrorismus vorbereitet. In Minsk wurden Beratungen zwischen den Außenministerien über die Bewältigung der neuen Herausforderungen und Bedrohungen auf der Basis des GUS-Exekutivkomitees fortgesetzt. Das Antiterror-Zentrum der GUS hat gemeinsame Übungen durchgeführt.
Auf dem SOZ-Gipfel in Duschanbe (im August) wurden das Abkommen über die Vorbereitung und Durchführung von gemeinsamen antiterroristischen Übungen und das Abkommen über die Zusammenarbeit gegen illegalen Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen unterzeichnet. Es wurde geplant, einen einheitlichen Antidrogenmechanismus zu entwickeln. 

Russland hat das 2007 unterzeichnete Protokoll über die Änderungen im SOZ-Abkommen über die Regionale antiterroristische Struktur (RATS) ratifiziert. Regelmäßig wurden Sitzungen des RATS-Rates und Expertentreffen auf der Basis des RATS-Exekutivkomitee in Taschkent durchgeführt. Russland hat einen RATS-Botschafter ernannt.

Die letzten regulären gemeinsamen Übungen der antiterroristischen Einheiten der SOZ-Staaten „Wolgograd-Antiterror-2008“ fanden am 2.-5. September im Wolgograder Gebiet statt.

Experten aus dem Außenministerium Russlands führten politisch-diplomatische Begleitung auf der ersten Stufe der komplexen operativ-prophylaktischen Operation der ОVKS „Kanal-2008“ zur Verhinderung des Drogenschmuggels aus Afghanistan. Sie bestanden darauf, dieser Operation den Status eines euroasiatischen regionalen ständigen Antidrogenprojekts zu verleihen, arbeiteten an der Steigerung der realen Effektivität und praktischer Resultate sowie an der Erweiterung des Teilnenhmerkreises.

Unsere Arbeit in der OVKS, SOZ und GUS war auf der Bildung der Antiterror-, Antidrogen- und Finanzsicherheitsgürtel um Afghanistan konzentriert. Zur Lösung dieser Aufgabe wurde die Arbeitsgruppe OVKS-Afghanistan und die Kontaktgruppe SOZ-Afghanistan herangezogen. 

Die antiterroristische Zusammenarbeit entwickelte sich auch in anderen regionalen Organisationen. 

Aufgrund des komplexen Programms zur Entwicklung der Zusammenarbeit Russland – ASEAN für 2005-2015 wurde Mandat der gemeinsamen Arbeitsgruppe Russland – ASEAN zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität vereinbart.

Im Regionalen ASEAN-Sicherheitsforum (ASF) wurde die Arbeit an Vorbereitung des russischen Vorsitzes für die Treffen zwischen den Tagungen zum Thema Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität im Jahre 2010 geführt. Außerdem wurde die Agenda der neuen antiterroristischen Bereiche des Forums – Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, Seesicherheit und Bekämpfung des Cyberterrorismus – vorbereitet. 

In der Sondergruppe zur Bekämpfung des Terrorismus, die zur „Organisation für Asiatisch-Pazifische Wirtschaftskooperation“ (АPEC) gehört, wurde die Arbeit an der russischen Initiative zur Steigerung des antiterroristischen Schutzes der kritisch wichtigen energetischen Infrastruktur vollendet. 

In der Organisation „Schwarzmeer-Wirtschaftskooperation“ (SMWK) wurde ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der Gruppe zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität gerichtet. Diese Gruppe aufgrund des Regierungsabkommens der SMWK-Staaten über die Zusammenarbeit im Kampf gegen Kriminalität, insbesondere in ihren organisierten Formen, und der Zusatzprotokolle zu diesem Abkommen gebildet. Wir bemühten uns um ihre Agenda, um die Fragen der antiterroristischen Begleitung der für Russland vorrangigen Infrastruktur- und Energieprojekte in die Agenda aufzunehmen. 
Im Rahmen des russischen Vorsitzes in der Eurasischen Gruppe zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (ЕАG) wurde die Integration der Mitgliedsstaaten ins internationale System zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung unterstützt. Entsprechende Arbeit wurde in der Organisation zur Bekämpfung von Geldwäsche (FATF) fortgesetzt. 

Die antiterroristische Zusammenarbeit erfolgte im Interamerikanischen Komitee gegen Terrorismus, in der Gruppe Rio, im Gemeinsamen Markt Südamerikas (MERCOSUR). Die vorrangige Bedeutung wurde dem Start der spezifischen Dialogmechanismen unter Teilnahme zuständiger Behörden, und der Vorbereitung der Zielprogramme beigemessen.

Das bilaterale Zusammenwirken mit den führenden Partnern in der Antiterror-Koalition erfolgte in der Regel im zwischenbehördlichen Format. Es fanden Sitzungen der bilateralen Arbeitsgruppen und Beratungen der Auswärtigen Ämter statt: mit den USA, der BRD, mit Frankreich, Norwegen, Dänemark, Schweden, Spanien, Portugal, Australien, Indien, der Türkei, Tunesien, Algerien und Ägypten.
Ein besonderes Augenmerk wurde auf die internationale Informationssicherheit (IIS) als eine wichtige Komponente der strategischen Stabilität gerichtet. Auf der 63. Tagung der UN-Vollversammlung im Dezember wurde der erneuerte russische Resolutionsentwurf „Leistungen im Bereich der Informatisierung und Telekommunikationen im Kontext der internationalen Sicherheit“ wieder angenommen. 178 Staaten haben für das russische Dokument gestimmt, dagegen – nur die USA. Zu den Mitverfassern des Projekts gehören alle unsere Partner aus der OVKS, SOZ, BRIC (Indien und Brasilien haben sich dafür zum ersten Mal entschieden) sowie viele andere einflussreiche Staaten.

Dank den initiativreichen Bemühungen Russlands wurde die IIS-Problematik auch in anderen maßgebenden internationalen Organisationen und Foren behandelt, u.a. im Internationalen Fernmeldeverein, in SOZ, im Forum über die Verwaltung der Verwendung von Internet. Der IIS-Aktionsplan der SOZ-Staaten, der am 16. August 2007 auf Beschluss des Rates der Staatsoberhäupter der Organisation genehmigt wurde, wurde erfolgreich erfüllt. Auf dem SOZ-Gipfel in Duschanbe (im August) wurde beschlossen, den Kurs auf die Vorbereitung und den Abschluss eines SOZ-Regierungsabkommens über die Zusammenarbeit im IIS-Bereich zu nehmen.

Zur Durchsetzung der russischen Initiative über die Ergänzung der „Antidrogengürtel“ an der afghanischen Grenze durch „Finanzsicherheitsgürtel“ wurden die Möglichkeiten  der 51. Tagung der UN-Suchtstoffkommission (CND) und der „Pariser-Moskauer Prozess“ aktiv eingesetzt. Auf der Sitzung in Wien (im Dezember) hat dessen politische Gruppe einen vorläufigen Aktionsplan zur Unterbindung der Finanzströme, die mit dem illegalen Umlauf afghanischer Opiate verbunden sind, genehmigt. 

Auf der 63. Tagung der UN-Vollversammlung haben wir eine große Aufmerksamkeit der substantiven Füllung der am 10. November verabschiedeten UN-Resolution über Afghanistan geschenkt, um darin das grundlegende russische Herangehen an die Bewältigung der Drogengefahr vom afghanischen Territorium widerzuspiegeln.

Wir haben an der Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit zur Bekämpfung der illegalen Lieferungen von Drogenausgangsstoffe aktiv gearbeitet. Im Rahmen der gemeinsamen russisch-französischen Initiative hat der UN-Sicherheitsrat die Resolution 1817 über die Unterbindung der Lieferungen von Drogenausgangsstoffen nach Afghanistan zur Heroinherstellung (im Juni) verabschiedet. 

Das Projekt des Russland-NATO-Rates über die Ausbildung von Antidrogenexperten für Rechtsschutzorgane Afghanistans und der Länder Zentralasiens wurden zu einer ständigen Maßnahme. Dessen Budget hat 1,5 Mio. USD. erreicht. 

Es fanden mehrere internationale Veranstaltungen zur Vorbereitung des „Ministertreffens“ im Rahmen der 52. CND-Tagung (März 2009) statt. Auf diesem Treffen soll die Erfüllung von Beschlüssen der 20. Sondermission der UN-Vollversammlung über Drogen von 1998 betrachtet und Orientierungsmarken für die Zukunft gesetzt werden.

Auf Initiative der OVKS wurde im Juni die zweite „europäische Drogenkonferenz“ veranstaltet.

Im antikriminellen Bereich der UNO wurde vor allem aufgrund der UN-Konvention gegen multinationale Kriminaltät von 2000 und der UN-Antikorruptionskonvention von 2003 (AKK) gearbeitet.

Die vom Außenministerium Russlands geleiteten russischen zwischenbehördlichen Delegationen haben an der zweiten Tagung der AKK-Konferenz (Januar-Februar, Indonesien) und an den Sitzungen der im Rahmen der Konvention gegründeten offenen Regierungsgruppen zur Übersicht der Erfüllung der AKK, zur Rückführung der Aktiva und zur technischen Unterstützung (September und Dezember, Wien) aktiv teilgenommen.

Im April fand der erste Auswertungsbesuch der Experten der Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) in Russland statt. Auf der GRECO-Plenarsitzung im Dezember haben sie ihre Einschätzung der Maßnahmen bekanntgegeben, die Russland zur Bekämpfung der Korruption unternimmt. 

Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung

Russland versuchte den Abrüstungsprozess aus der Stagnation zu führen und den Bereich der Nichtverbreitung zu fördern. Dabei haben wir die Möglichkeiten der multilateralen Diplomatie genutzt, insbesondere die Vereinten Nationen und die Abrüstungskonferenz.

Wir haben an der Stärkung des Regimes der nuklearen Nichtverbreitung zielgerichtet gearbeitet und stützten uns dabei auf den Nichtverbreitungsvertrag (NVV). Die NVV-Staaten sind gewillt die Nichtverbreitung zu fördern. Dies wurde auf der 2.Tagung (28. April - 9. Mai, Genf) des Vorbereitungskomitees für die Konferenz über den Stand der Erfüllung des NVV bestätigt, die 2010 stattfinden soll. Dabei legte Russland den Schwerpunkt auf die Eindämmung der Erweiterung von gefährlichen nuklearen Technologien unter voller Achtung der Rechte der NVV-Staaten auf den Zugang zu allen Vorteilen der friedlichen Atomenergie. Vorrangig war für uns die Steigerung der Rolle der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA), vor allem im Bereich der Kontrolle und zur Förderung der multilateralen Zusammenarbeit im Bereich der Atomenergie. 

Die russische Initiative zur Bildung der globalen Infrastruktur in der Atomenergiewirtschaft, deren Hauptkomponente das Internationale Urananreicherungszentrum in Angarsk ist, wurde positiv realisiert. Am Aufbau dieses Zentrums nahmen Russland und Kasachstan teil. Auch Armenien und die Ukraine wollen an diesem Prozess teilnehmen.

Auch durch die Realisierung der gemeinsamen russisch-amerikanischen Globalen Initiative zur Bekämpfung von Akten des nuklearen Terrorismus wurde das Nichtverbreitungsregime gestärkt. 75 Staaten wurden ihre Teilnehmer. 

Große Besorgnisse der internationalen Gemeinschaft erregen nach wie vor das Problem des iranischen Nuklearprogramms und das nukleare Problem der koreanischen Halbinsel. Diese Besorgnisse wurden noch stärker wegen der Unklarheiten über die Bestimmung des syrischen Objekts in Al Kibar, das im September 2007 von israelischen Flugzeugen vernichtet  wurde. 

Russland trat für die Lösung dieser Probleme mit politisch-diplomatischen Mitteln konsequent auf. Wenn aber der Prozess der Lösung des nuklearen Problems der koreanischen Halbinsel die Stufe der praktischen Realisierung erreicht hat, so bleibt die Situation um das iranische Nuklearprogramm nach wie vor kompliziert. Russland hat sich konsequent bemüht, IAEA bei der Klärung aller Aspekte der iranischen Aktivitäten im Atombereich zu unterstützen, die Zusammenarbeit zwischen Teheran und IAEA zu erweitern und Iran zu überzeugen, Beschlüsse des IAEA-Gouverneursrat und UN-Sicherheitsrats zu erfüllen, um Vertrauen zum friedlichen Charakter seines Nuklearprogramms wiederhertzstellen. Was das syrische Objekt betrifft, so bestand die russische Haltung darin, dass jeweilige Entscheidungen erst nach der vollen Klärung und nach dem Erhalt der eindeutigen Schlussfolgerungen der IAEA getroffen werden dürfen.

Unser Land erfüllte seine Verpflichtungen aus der Chemiewaffenkonvention (CWK) konsequent ein. Das Programm der Vernichtung der chemischen Waffen in Russland ist gemäß den CWK-Forderungen auf Vernichtung aller seiner Vorräte bis zum 29. April 2012 gerichtet. Die Vertreter der CWK-Staaten haben festgestellt, dass Russland seine Verpflichtungen aus der Konvention termingemäß erfüllt, und zu diesem Zweck konkrete Maßnahmen trifft. 

Russische Vertreter nahmen an den Jahrestreffen der Experten und der Teilnehmerstaaten der Biowaffenkonvention zwischen den Tagungen aktiv teil, um das Regime der Konvention zu stärken. Sie erläuterten die Wichtigkeit der hohen Standards für die Biosicherheit und traten für die Entwicklung und Annahme eines verbindlichen Mechanismus zur Prüfung und Einhaltung der Konvention ein. Wir strebten die Universalisierung der Konvention an, und es ist gelungen – auch dank unserer Aktivität - 4 weitere Staaten in die Konvention einzubeziehen. 

Die russische Diplomatie bemühte sich um die Beschaffung der Gratishilfe zur Erfüllung der Prioritätsprogramme in der Globalen G8-Partnerschaft – der Vernichtung von chemischen Waffen und komplexen Entsorgung der Atom-U-Boote. Für diese Ziele wurden ca. 181 Mio. USD. bereitgestellt. 

Am 12. Februar legte der Außenminister Sergej Lawrow der Abrüstungskonferenz in Genf im Namen Russlands und Chinas den Vertragsentwurf über die Verhinderung der Stationierung von Waffen im Weltraum sowie der Gewaltanwendung bzw. Drohung von Gewaltanwendung gegen Objekte im Weltraum offiziell zur Behandlung vor. 

Wir setzten die russische Initiative über die Maßnahmen der Transparenz und Stärkung des Vertrauens im Weltraumbereich durch. Traditionell wurde der entsprechende Resolutionsentwurf der 63. Tagung der UN-Vollversammlung von uns und der Volksrepublik China zusammen vorgelegt. Er wurde breit unterstützt, die Zahl dessen Mitverfasser ist gestiegen. 

Russland hat die Wiederaufnahme der substantiven Arbeit der Abrüstungskonferenz in Genf aktiv unterstützt und die eigene Priorität durchgesetzt: Die Verhinderung des Wettrüstens im Weltraum. Wir haben an der Entblockung der Konferenz und Vereinigung von Anstrengungen aller Teilnehmerstaaten gearbeitet, und zwar durch Kompromisse bei der Lösung diverser Aufgaben, die allen Teilnehmerstaaten passten. 

Am 4. April haben die Präsidenten Russlands und der USA in Sotschi die Deklaration verabschiedet, in der die Absicht der Seiten verankert wurde, die Arbeit am neuen verbindlichen Abkommen statt des START-Vertrags fortzusetzen, der im Dezember 2009 abläuft. Bei den Verhandlungen zu dieser Frage kamen prinzipielle Meinungsverschiedenheiten im Herangehen der Seiten zum Vorschein.

Im Hinblick auf Washingtons Pläne, Teile seines Raketenabwehrsystems in Europa zu stationieren, haben wir im russisch-amerikanischen politischen Dialog auf potentielle negative Folgen dieses Schrittes für die internationale Sicherheit und Stabilität hingewiesen. Wir haben bilaterale Beratungen mit den Vertretern der USA, Polens, Tschechiens, Japans und Chinas sowie im multilateralen Format – im Russland-NATO-Rat und der OSZE -durchgeführt. Wir haben die Haltlosigkeit der Argumente über die angebliche Raketenbedrohung seitens Irans für europäische Länder und die USA gezeigt. Russlands Ablehnung der amerikanischen Raketenabwehrpläne wurde in der Sotschi-Deklaration der Präsidenten Russlands und der USA festgelegt. Zugleich fand ein Dialog über die Maßnahmen der Transparenz und der Stärkung des Vertrauens statt, die russische Besorgnisse hinsichtlich der Stationierung der amerikanischen Raketenabwehr auflösen könnten. 

In der ersten Hälfte dieses Jahres haben wir unser Zusammenwirken mit der NATO über das nichtstrategische Raketenabwehrsystem zum Schutz der Militärkontingente bei gemeinsamen Friedensoperationen fortgesetzt. Wir führten Forschungen über die Vereinbarkeit der Raketenabwehrsysteme Russlands und der NATO durch, versuchten die Grundlage für den Austausch mit empfindlichen Informationen und für den Schutz des geistigen Eigentums auszuarbeiten, sowie Empfehlungen zu den gemeinsamen Übungen und Trainings die vorbereitet.

Wir setzten die russische Initiative durch, nach der den Verpflichtungen aus dem Vertrag zwischen der UdSSR und den USA über die Vernichtung der Mittel- und Kurzstreckenraketen globaler Charakter verliehen werden soll. Am 12. Februar hat Außenminister Sergej Lawrow auf der Abrüstungskonferenz in Genf das Dokument „Hauptkomponente der offenen völkerrechtlichen Abkommens über die Vernichtung von landgestützten Mittel- und Kurzstreckenraketen“ offiziell präsentiert. Die russische Delegation hat einen Sonderbriefing zu dieser Frage am Rande der zweiten Tagung des Vorbereitungskomitees für die Konferenz 2010 über die Betrachtung des Nichtverbreitungsvertrags durchgeführt. 

Was die Rüstungskontrolle in Europa anbelangt, so blieb die Situation um den Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) kompliziert. Nachdem Russland den Vertrag ausgesetzt hat (im Dezember 2007), wurde der Dialog mit den NATO-Ländern zur Problematik des KSE-Vertrags fortgesetzt. Es fanden mehrere multilaterale und bilaterale Treffen statt. Die russische Seite ging davon aus, dass die langfristige Lebensfähigkeit des Regimes des KSE-Vertrags nur durch dringende Ratifizierung des angepassten Vertrags ohne dessen künstliche Kopplung und zugleich durch zusätzliche Maßnahmen aufgrund der russischen Vorschläge über die Anpassung des Regimes des KSE-Vertrags an reale Bedingungen der europäischen Sicherheit und der Ausräumung von Schieflagen im Bereich der konventionellen Rüstungen gewährleistet werden kann. 

Ein wichtiger Teil unserer Arbeit für die Festigung der militärpolitischen Komponente der europäischen Sicherheit bezog sich auf die Aktivitäten des OSZE-Forums über Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich. In diesem Forum hat Russland einige Vorschläge zur Erarbeitung von neuen Vertrauensmaßnahmen im militärpolitischen Bereich eingebracht. Die russische Seite verwendete die Bühne des Forums auch dazu, um im Laufe eines aufrichtigen Dialogs ihre Partner über die georgische Aggression gegen Südossetien aufzuklären. 

Wir arbeiteten an der Erfüllung des Open-Skies-Vertrags (OSV), der für die Militärsicherheit Russlands und für die Festigung des Vertrauens und der Transparenz in den Beziehungen zwischen den OSV-Staaten von großer Bedeutung ist. 

Wir schenkten große Aufmerksamkeit der Zusammenarbeit mit den anderen Küstenstaaten des Schwarzen und Kaspischen Meeres bei der Bekämpfung des Terrorismus, Verhinderung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und bei der Bewältigung anderer neuer Herausforderungen und Bedrohungen. Zusammen mit der Türkei und anderen Anrainerstaaten versuchten wir der Schwarzmeeresmarinegruppe für operatives Zusammenwirken „BLACKSEAFOR“ entsprechende Aufgaben und Rechte zu geben. Wir förderten das Zusammenwirken und versuchten das Format der Operation „Schwarzmeerharmonie“ zu erweitern. Aufgrund der Beschlüsse des zweiten Kaspischen Gipfels und unter Berücksichtigung der in der Schwarzmeerregion gesammelten Erfahrungen wurde mit der Vorbereitung des Abkommens über das Zusammenwirken zwischen den Grenz-, Zolldiensten und den Innenministerien zur Gewährleistung der Sicherheit auf/an dem Kaspischen Meer begonnen. 

Die Möglichkeiten der UN-Regierungsexpertengruppe für Raketen und das Regime der Kontrolle über Raketentechnologien wurden zur Durchsetzung der Initiative des russischen Präsidenten über die Globalisierung des Vertrags über die Vernichtung von Mittel- und Kurzstreckenraketen und der Ideen genutzt, die auf die Gestaltung eines globalen Nichtverbreitungsregimes für Raketen aufgrund einer verbindlichen Vereinbarung gerichtet sind.

Zur Steigerung der Effektivität der UN-Regierungsexpertengruppe für Raketen und das Regime der Kontrolle über Raketentechnologien und des Haager Verhaltenskodex gegen die Proliferation ballistischer Raketen bemühte sich Russland um den prioritären Beitritt zu diesem Kodex der Staaten, die über ein großes Raketenpotential verfügen und einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der Nonproliferationsaufgaben leisten können. 

In der UN-Regierungsexpertengruppe für Raketen und das Regime der Kontrolle über Raketentechnologien wurde der russische Vorschlag über die Durchführung der Übersicht ihrer Tätigkeit genehmigt (zum ersten Mal seit der Gründung des Regimes im Jahre 1987). Dadurch könnte man das Wesen der neuen Bedrohungen und Herausforderungen besser verstehen und zusammen vereinbaren, wie auf sie zu reagieren ist.

Durch die Teilnahme am Wassenaar-Arrangement für Exportkontrolle von konventionellen Waffen, und doppelverwendungsfähigen Gütern und Technologien (WA) wollte Russland diesen Mechanismus praktischer machen, insbesondere das destabilisierende Ansammeln von Waffen in Georgien verhindern. Die russische Seite hat vorgeschlagen, angesichts der georgischen Aggression gegen Südossetien Empfehlungen zur Steigerung der Effektivität des Regimes auszuarbeiten. Zum ersten Mal in der Geschichte des WA ist es gelungen, die Frage über das destabilisierende Ansammeln von Waffen auf die Tagesordnung aufzunehmen. Zugleich versuchten wir den Konsens zum russischen Entwurf des Dokuments über die Kontrolle der Wiederausfuhr zu erreichen. 

Wir haben für den Beitritt Russlands zur Australischen Gruppe zielgerichtet gearbeitet. 

Bei der Erfüllung der grundlegenden Resolution des UN-Sicherheitsrates 1540 über die Nichtverbreitung haben wir eng mit den USA zusammengearbeitet. Im April wurde unter aktiver Teilnahme Russlands Resolution 1810 angenommen, die das Mandat des Komitees 1540 für weitere drei Jahre verlängert hat. Es ist uns gelungen, die Kontinuität der russischen Teilnahme an der Expertengruppe des Komitees zu garantieren. 

In der GUS wurden diverse Maßnahmen getroffen, um die GUS-Länder, insbesondere OVKS-Länder, zu den russischen Standards im Bereich der Exportkontrolle (EK) nachzuziehen. In Moskau fanden Beratungen zu einem breiten Fragenkreis in Bereichen EK und Nichtverbreitung (im Dezember) statt. 

Wir haben an der Festigung der Konvention über inhumane Waffen (КIW) und ihre Protokolle gearbeitet, versuchten sie zu universalisieren. Auf den Verhandlungen über die Streumunition im Rahmen der КНО gingen wir vom Gleichgewicht zwischen den humanitären und Verteidigungsinteressen aus.

Wir wirkten an der Festigung der Positionen des russischen rüstungs-industriellen Komplexes auf dem Weltmarkt der Rüstungen, an der Durchsetzung seiner Interessen, am Ausbau der militärtechnischen Zusammenarbeit mit anderen Staaten mit. 

Russische Vertreter wirkten bei der Festigung der völkerrechtlichen Basis in bilateralen Regierungskommissionen und Arbeitsgruppen für militärtechnische Zusammenarbeit mit anderen Staaten mit, nahmen an Sitzungen der Fachgruppen der UN-Regierungsexperten teil, u.a. über den Internationalen Vertrag über den Waffenhandel und über überschüssige Lagerbestände konventioneller Munition. 

Wir arbeiteten an der Vorbereitung der Regierungsabkommen mit anderen Staaten über die militärtechnische Zusammenarbeit (4 Abkommen sind unterzeichnet), über den Schutz des geistigen Eigentums im Bereich der militärtechnischen Zusammenarbeit (3 Abkommen sind unterzeichnet) und dem Schutz von vertraulichen Informationen (5 Abkommen sind unterzeichnet).

Konfliktregelung, Krisenmanagement

Russland setzte initiativreiche Bemühungen um die Regelung regionaler Konflikte und der Krisensituationen mit politisch-diplomatischen Mitteln aufgrund  des Völkerrechts fort.

Bei der Nahost-Regelung arbeiteten wir eng mit Vereinten Nationen, auch mit den USA, der EU und führenden Ländern der Region, um die Lage im Raum des arabisch-israelischen Konflikts zu normalisieren, den Verhandlungsprozess zwischen den Palästinensern und Israelis zu unterstützen, ihn auch auf anderen Richtungen zu starten. 

Akzent wurde auf die wirksame Außenbegleitung des Kurses der Führungen Israels und der Palästinensischen Autonomiebehörde (PNA) auf Vereinbarungen zu den Schlüsselfragen der palästinensisch-israelischen Regelung gemacht. Wir versuchten die syrische und israelische Seite zu veranlassen, die im Mai durch die Vermittlung der Türkei gestarteten Verhandlungen in die Bahn des geraden Dialogs zu bringen. 

In ihren praktischen Aktivitäten ging die russische Seite von der Wichtigkeit der kollektiven Bemühungen für die umfassende Nahost-Regelung aus und stützte sich dabei auf die UNO und das Völkerrecht. 2008 fanden fünf Treffen des Nahost-Quartetts und zwei Sitzungen des UN-Sicherheitsrats unter Teilnahme des Außenministers Sergej Lawrow statt. Russland ist Mitverfasser der neuen im Dezember verabschiedeten Resolution des Sicherheitsrats, die Palästinenser und Israelis aufruft, den 2007 gestarteten politischen Regelungsprozess zum logischen Abschluss zu bringen. 

In diesem Kontext wurde mit der Realisierung der russischen Idee über die Einberufung der internationalen Nahost-Konferenz in Moskau begonnen. Russland hat für dieses Forum zielgerichtet gearbeitet. Dank unserer Arbeit wurde der internationale Konsens erreicht, was nicht nur in den Abschlusserklärungen der Vier, sondern auch in der oben erwähnten Resolution des UN-Sicherheitsrats festgelegt wurde. 

Im Blickpunkt der russischen Diplomatie blieb die Entwicklung um die palästinensischen Territorien. Wir gingen von der These aus, dass beide Seiten ihre Verpflichtungen nach der Straßenkarte erfüllen müssen. Raketenbeschüsse und überhaupt die Gewaltanwendung sowie israelische Besiedlungsaktivitäten auf den besetzten palästinensischen Territorien müssen konsequent eingestellt werden. Zu diesem Zweck unterstützte Russland aktiv das von Ägypten gesponserte nichtoffizielle Abkommen über die Feuereinstellung zwischen Israel und Gaza (im Juli), trat für die Verlängerung des „Stillstands“ nach dessen formalem Ablauf im Dezember auf. 

Zu unseren Prioritäten gehörte die Erneuerung des interpalästinensischen Dialogs unter Leitung von Mahmud Abbas als legitimen Führers aller Palästinenser. Russland ging davon aus, dass ohne Wiederherstellung des einheitlichen politischen und geographischen PNA-Raums die Gründung eines unabhängigen, lebensfähigen und territorial einheitlichen palästinensischen Staates, der Seite an Seite mit Israel in Frieden und Sicherheit leben wird, kaum möglich ist. Das war unser Herangehen, und deshalb haben wir die vermittelnden Anstrengungen Ägyptens begrüßt.

Auf der palästinensischen Richtung wiesen russische Vertreter regelmäßig auf die Wichtigkeit der Überwindung der Notlage auf den PNA-Territorien im sozial-ökonomischen Bereich sowie der Aufhebung der Blockade von Gaza und der Verkehrsbeschränkungen hin. Eine wichtige Komponente unserer Bemühungen war die humanitäre Hilfe für die Bevölkerung der palästinensischen Territorien. Mitte des vorigen Jahres hat Russland den PNA-Behörden zur Befriedigung der dringenden Bedürfnisse 10 Mio. USD. bereitgestellt und eine Ladung mit Lebensmitteln, Medikamenten und Zelten nach Gaza entsandt.

An der palästinensischen Investitionskonferenz, die im Mai in Bethlehem stattgefunden, nahm eine repräsentative russische Delegation teil. Unser Ziel war es, die internationale Hilfe für den Aufbau der PNA-Wirtschaft zu konsolidieren. 

Russland nahm an den Bemühungen der Weltgemeinschaft um die Reformierung der palästinensischen Machtstrukturen aktiv teil. Lawrow leitete die russische Delegation auf der internationalen Konferenz für Sicherheit und Rechtsordnung in PNA, die im Juni in Berlin stattfand. Das Gesamtvolumen der von uns realisierten und vorbereiteten Projekte, einschließlich der Ausbildung der Mitarbeiter der palästinensischen Machtstrukturen, der Übergabe von zwei zivilen Hubschraubern, 50 Schützenpanzerwagen-70, anderes Sondereigentums und Ausrüstungen beträgt 40 Mio. USD.

Bei der Lösung diverser taktischer Aufgaben zwecks Sicherung der umfassenden Regelung des arabisch-israelischen Konflikts pflegte Russland enge Kontakte mit allen Interessenten, u.a. auf höchster und hoher Ebene. In Moskau wurden der israelische Ministerpräsident Ehud Olmert und der PNA-Chef Mahmud Abbas (zweimal) empfangen. Im März hat Sergej Lawrow die Region besucht, wo neben den Verhandlungen und Treffen mit der Führung Israels, Syriens und der PNA sein Gespräch mit dem Vorsitzenden des Politbüros der Bewegung Hamas Kahlid Mashal stattgefunden hat. 

In der Entwicklung im Irak gibt es dank der Einwirkung von Außen- und Innenfaktoren positive Veränderungen. Die maßgebende Bedeutung hatte das praktische Vorgehen der USA und Irans. Manchmal hatten sie ähnliche Einstellungen, obwohl ihre Kurse oft parallel waren. Auf die Lage im Irak wirkten sich auch die Maßnahmen aus, die Syrien getroffen hat, um das Einsickern der Extremisten aus Syrien in den Irak zu verhindern. 

Russland begrüßte die Vereinbarung zwischen dem Irak und den Vereinigten Staaten über den Zeitplan des Rückzugs der US-Truppen aus dem Irak, die u.a. die Beendigung ihrer Präsenz in diesem Land bis 2012 vorsieht.

Was die Entwicklung in und um Sudan betrifft, so waren unsere Anstrengungen auf die langfristige politische Regelung in diesem Land unter Achtung dessen Souveränität, Unabhängigkeit und territorialer Integrität gerichtet. In ihren Kontakten mit dem offiziellen Khartum überzeugten russische Vertreter die Sudanesen, mit der internationalen Gemeinschaft in allen Aspekten der Darfur-Regelung konstruktiv zusammenzuwirken.

Russland wirkte an den internationalen Aktivitäten zur Regelung um das iranische Nuklearprogramm aktiv mit. Wir arbeiteten mit der iranischen Seite auf der bilateralen Ebene, um Teheran zu überzeugen, in internationalen Angelegenheiten realistisch, ausgewogen und verantwortungsvoll vorzugehen, das Regime der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägern einzuhalten.

Russland nahm an den Sechs-Parteien-Gesprächen zur Regelung des Nuklearproblems der koreanischen Halbinsel aktiv teil, spielte eine initiativreiche Rolle als Land, das in der Arbeitsgruppe für den Frieden und Sicherheit in Nordostasien Vorsitz hat, erfüllte die übernommenen Verpflichtungen über die Gewährung der Energiehilfe für die KVDR. Dabei ging die russische Seite davon aus, dass die Kontrolle über die Tätigkeit Nordkoreas im Nuklearbereich in voller Übereinstimmung mit den IAEA-Standards und unter aktiver Teilnahme der Atomenergiebehörde geführt werden soll, und dass Nordkorea letzten Endes in den Nichtverbreitungsvertrag und unter IAEA-Garantien als ein nicht nuklearer Staat zurückkehrt.

Im Rahmen der internationalen Bemühungen um die Regelung in Afghanistan wirkte Russland mit seinen Verbündeten aus der GUS, SOZ und OVKS zur Verhinderung der Ausspülung von UN-Sanktionen gegen die Führer der afghanischen Extremisten eng zusammen. Wir haben an der stufenweisen Bildung der Gürtel der antiterroristischen, Antidrogen- und Finanzsicherheit an der ganzen Nordgrenze Afghanistans gearbeitet. 

In enger Koordination mit Belgrad versuchte Russland den Prozess der internationalen Anerkennung der Unabhängigkeit Kosovos zu bremsen. Im Brennpunkt unserer Aufmerksamkeit stand die Umgestaltung der internationalen Präsenzen, die Verhinderung der illegitimen Stationierung der EU-Mission (EULEX) in der Provinz statt der UN-Mission ohne Belgrads Zustimmung. Die Fortsetzung der Arbeit der UN-Präsenz in Kosovo wurde gesichert. Aufgrund von Vereinbarungen zwischen Belgrad und der UNO und EU wurde die Erklärung des Vorsitzenden des UN-Sicherheitsrats angenommen, die Anfänge der Rechtsgrundlage für die Stationierung der EULEX im Gebiet schafft, u.a. in den Bezirken mit der serbischen Bevölkerung. Es ist uns gelungen, die Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats, die Vorrechte des Sicherheitsrats in Bezug auf den Kosovo, die politische Kontrolle der Organisation über die Lage im Gebiet zu erhalten. 

Russland trat gegen die Absichten der USA und NATO auf, Gewalt gegen Kosovo-Serben anzuwenden, so gelang es uns, die Destabilisierung in der Region zu vermeiden. 

Dank der russischen Hilfe ist es gelungen, auf Belgrads Initiative die Resolution der UN-Vollversammlung mit dem Antrag an den Internationalen Gerichtshof über die Übereinstimmung der einseitigen Erklärung der Unabhängigkeit Kosovos dem Völkerrecht anzunehmen.

In der georgisch-abchasischen und georgisch-ossetischen Regelung waren die Anstrengungen Russlands auf die Aufrechterhaltung des politischen Dialoges zwischen den Konfliktparteien gerichtet. Wir versuchten vertrauliche Atmosphäre zu schaffen, den Frieden und die Stabilität in den Konfliktzonen zu erhalten. Tiflis fuhr jedoch fort, eine nicht konstruktive Politik gegen Suchumi und Zchinwali zu verfolgen, deren Höhepunkt der bewaffnete Überfall auf Südossetien am 8.August bildete. Er brachte zahlreiche Opfer unter der zivilen Bevölkerung und den russischen Friedenswächtern mit sich. In vollem Einvernehmen mit den Normen und Prinzipien des Völkerrechts, einschließlich des Rechts auf Selbstverteidigung laut Artikel 51 der UN-Charta und der Verpflichtungen bei der Regelung des georgisch-südossetischen Konflikts ging Russland entschieden vor, um die georgische Aggression zu stoppen. In Anbetracht der neuen politisch-rechtlichen Realien im Kaukasus, die infolge des bewaffneten Überfalls Tiflis‘ entstandenen sind, wurde die russische Seite gezwungen, das Problem der nicht anerkannten Republiken auf kardinale Weise zu lösen: Deren Unabhängigkeit (im August) anzuerkennen. Durch diesen Schritt können in der Zukunft Grundlagen für die sichere Existenz des abchasischen und ossetischen Volks, für das friedliche Leben und die schöpferische Entwicklung in der Region gelegt werden. 

In der Bergkarabach-Regelung gelang es uns, die Kontinuität des Verhandlungsprozesses trotz den Besonderheiten der innenpolitischen Lage im Jahr der Präsidentschaftswahlen in Armenien und in Aserbaidschan zu bewahren. 

Zum ersten Mal hatten die internationalen Vermittler – die Vorsitzenden der Minsker OSZE-Gruppe zur Bergkarabach-Regelung (Russland, die USA, Frankreich)  – die Möglichkeit, auch während der Präsidentschaftskampagne Beratungen mit den Konfliktparteien in der Region und außerhalb deren Grenzen fortzusetzen. Auf diesen Treffen strebten die internationalen Vermittler die Fortsetzung der unmittelbaren Kontakte der Seiten an, um die Hauptprinzipien der Regelung zu vereinbaren. Zweimal (am 6. Juni in Sankt Petersburg und am 2. November in Moskau) fanden armenisch-aserbaidschanische Gipfeltreffen statt. 

Die Treffen D.A. Medwedews mit Ilham Aliyew und Sersch Sargsjan, auf denen Bergkarabach-Probleme ausführlich besprochen wurden, trugen zur Sicherung der führenden Rolle Russlands in der Bergkarabach-Regelung bei. 

Auf dem Treffen der Präsidenten Aliyev und Sargsjan in Moskau, das auf Einladung und unter Teilnahme des russischen Präsidenten Medwedew stattfand, wurde die dreiseitige Deklaration verabschiedet, die auf die friedliche Beilegung des Bergkarabach-Konflikts mit politischen Mitteln gerichtet war. Es ist das erste Dokument über den Bergkarabach-Konflikt, auf dem die Unterschriften der Staatsoberhäupter Aserbaidschans und Armeniens nebeneinander stehen. 

Dialog der Zivilisationen

Die Festigung der Verständigung zwischen den Zivilisationen durch die Aufnahme eines konstruktiven Dialogs zwischen den Vertretern verschiedener kultureller und religiöser Traditionen gehörte zu den Prioritäten der russischen Außenpolitik. Unsere Schwerpunktaufgabe auf diesem Gebiet war die Gestaltung günstiger politisch-diplomatischer Bedingungen für einen breiten Dialog der Zivilisationen, für die Verhinderung der Versuche, religiösen Radikalismus zu politisieren, für die Suche nach optimalen Wegen zur Regelung von Konflikten, die religiöse Hintergründe haben. 

Wir arbeiteten an der Durchsetzung unserer Initiative über die Bildung eines Sondergremiums unter der UN-Schirmherrschaft – des beratenden Religionsrats – in dem Vertreter der Weltreligionen auf der gleichberechtigten Grundlage regelmäßig Meinungen austauschen könnten. Der erste Schritt zur Umsetzung dieser Idee ist die Vereinbarung mit dem UNSECO-Generaldirektor Koichiro Matsuura über die Bildung einer hochrangigen Gruppe für den Dialog der Zivilisationen unter seiner Schirmherrschaft. 

Russland unterstützte die Bildung der Allianz der Zivilisationen unter der Schirmherrschaft des UN-Generalsekretärs, nahm an ihren Veranstaltungen teil, u.a. am ersten Forum (Madrid, am 15-16. Januar) und am Ministertreffen der Gruppe der Freunde der Allianz (New York, am 24. September). Im Außenministerium Russlands wurde der Nationale Plan für die Entwicklung der Beziehungen zur Allianz entwickelt, ein Sonderbeauftragter für das Zusammenwirken mit dieser Organisation ernannt. 

Im Rahmen der UNO nahmen russische Delegationen an der Arbeit solcher ständigen Mechanismen, wie das Dreiseitige Forum für internationale Zusammenarbeit zu Gunsten des Friedens (ihm gehören Vertreter der UN-Gründerstaaten und der Nichtregierungsorganisationen an) und Ministertreffen zur Zusammenarbeit zwischen den Religionen zu Gunsten des Friedens teil. Russische Vertreter waren Mitverfasser der Resolution „Förderung des Dialogs, der Verständigung und der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen zu Gunsten des Friedens“. In dieser Resolution wurde auf russische Initiative die Notwendigkeit der Behandlung der Vorschläge über die Institutionalisierung des interkonfessionellen Dialogs in den Vereinten Nationen festgelegt.

Die russische Delegation nahm am Internationalen Forum des Dialogs zwischen den Religionen in Madrid (im Juni) und an der hochrangigen Sitzung zu den Themen des Dialogs der Kulturen im Rahmen der UN-Vollversammlung (im November) teil. 

Große Aufmerksamkeit wurde der Durchsetzung unserer Prioritäten im Dialog der Zivilisationen im UN-Menschenrechtsrat geschenkt. Im Auftritt des Vorsitzenden der Abteilung für Außenbeziehungen des Moskauer Patriarchats des Metropoliten Kyrill von Smolensk und Kaliningrad auf der Debatte zum Thema „Interkultureller Dialog über Menschenrechte“ auf der 7. Tagung des UN-Menschenrechtsrats (Genf, 18. März) wurde das Herangehen der Russischen orthodoxen Kirche an die Darlegung und Anwendung der Menschenrechte unter dem Gesichtswinkel der allgemeinmenschlichen Ethik ausführlich erläutert. 

Russland unterstützte UNESCO-Aktivitäten im Dialog der Kulturen. Im September wurden in Saratow unter der Schirmherrschaft der UNESCO die Zweiten Weltweiten Delphische Spiele veranstaltet. Daran nahmen Delegationen aus 61 Ländern teil. Diese Spiele sollen zur Erhaltung der kulturellen Mannigfaltigkeit durch Popularisierung der nationalen Traditionen in der Musik, in der Tanzkunst, in der bildenden Kunst und in anderen Kunstarten beitragen. 

Der Dialog der Kulturen ist im Brennpunkt der Aufmerksamkeit der auf unsere Initiative gegründeten Gruppe für strategische Vision (GSV) „Russland und die islamische Welt“. Im Rahmen dieser Gruppe wurden im Berichtsjahr in Moskau zwei internationale Konferenzen zu den Themen „Russland und die islamische Welt“ und „Islam wird den Terrorismus bekämpfen“ durchgeführt. Im Schlussdokument der 4. GSV-Sitzung in Dschidda (im Oktober) wurde die russische Initiative über die Gründung des beratenden Religionsrates unter der UN-Schirmherrschaft unterstützt. 

Im Europarat trug Russland zum Aufbau des „humanitären Großeuropas“ bei. Im Mai hat das Ministerkomitee des Europarats (MKER) den Wortlaut des „Weißen Buches des Europarats über der Dialog der Kulturen“ gebilligt, in dem die langfristige Strategie für diesen Bereich festgelegt ist. Auf Vorschlag Russlands wurde in den Schlusstext des „Weißen Buches“ ein Kapitel aufgenommen, das der religiösen Dimension des Dialogs der Kulturen gewidmet ist. 

Auf russische Initiative hat MKER beschlossen, jedes Jahr eine Konferenz über die religiöse Dimension des Dialogs der Kulturen zu veranstalten. Die erste solche Konferenz fand im April in Straßburg statt, daran haben Vertreter der Russischen orthodoxen Kirche teilgenommen. 

Russland beteiligte sich aktiv an der Behandlung des Themas Dialog der Zivilisationen in der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Auf der 16. Sitzung des OSZE-Außenministerrates in Helsinki (Dezember) unterstützte die russische Seite die Resolution „Über den Beitrag der OSZE zur Bildung der Allianz der Zivilisationen“. In dieser Resolution bestätigten die Teilnehmerstaaten, dass Hilfe zur gegenseitigen Verständigung zwischen den  Ländern und Völkern, die zu verschiedenen kulturellen und religiösen Traditionen gehören, notwendig sei, und forderten den OSZE-Generalsekretär auf, Monitoring der Evolution der Allianz zu führen. 

Im Oktober nahm Außenminister S.W. Lawrow am Außenministerforum „Gemeinsame Welt: Fortschritt über Vielfältigkeit“ in Astana teil, das auf Initiative Kasachstans einberufenen wurde. In seinem Auftritt hat er konzeptuelle Herangehen Russlands an die Problematik des Dialogs der Kulturen, an die Bedeutung des religiösen Faktors in der Weltpolitik dargelegt, und betont, dass die Staaten in der Außen- und Innenpolitik traditionelle moralische Ideale berücksichtigt werden müssen. 

Auch russische Nichtregierungsorganisationen haben sich am Dialog der Zivilisationen aktiv beteiligt. Unter der Schirmherrschaft der russischen NGO „Zentrum des nationalen Ruhms“ wurde im Oktober auf der griechischen Insel Rhodos die 6. Tagung des Öffentlichen Weltforums „Dialog der Zivilisationen“ erfolgreich durchgeführt. Auf dem Forum wurden Themen „Schutz der geistigen und kulturellen Werte der Menschheit“ und „Beistand zur Bildung der gerechten und demokratischen Weltordnung“ besprochen.

GEOGRAPHISCHEN AUSRICHTUNGEN DER AUßENPOLITIK
GUS-Raum

Russland schenkte nach wie vor besondere Aufmerksamkeit dem Zusammenwirken mit den Unabhängigen Staaten. Wir haben konsequent an der Vertiefung der regionalen Integrationsprozesse gearbeitet, u.a. an der Konsolidierung der multilateralen Strukturen im GUS-Raum. 

Die Gemeinschaft bewahrte ihre Rolle als eine einzigartige Möglichkeit für den politischen Dialog im postsowjetischen Raum, auch auf höchster Ebene. Im vorigen Jahr fanden 2 informelle GUS-Gipfel (Moskau, Februar, und Sankt Petersburg, Juni) und die ordentliche Ratssitzung der GUS-Staatsoberhäupter (Bischkek, 10.Oktober) statt. 

Unser Schwerpunkt in der GUS lag auf der Umsetzung der 2007 angenommenen Konzeption der Weiterentwicklung der GUS gemäß dem Plan für Hauptmaßnahmen zu ihrer Umsetzung. Die vorrangige Bedeutung wurde der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Rahmen der Gemeinschaft beigemessen. Der Rat der GUS-Staatsoberhäupter hat im Oktober das Projekt der Strategie für wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinschaft für den Zeitraum bis 2020 genehmigt (sie wurde auf der Sitzung des Rats der GUS-Regierungschefs am 14. November in Chisinau angenommen) sowie die ständige Beratung der GUS-Finanzminister zur Vereinbarung von Maßnahmen zur Überwindung von Folgen der globalen Finanzkrise gegründet. 

Darüber hinaus wurden auf dem Oktobergipfel das Konzept der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und das Abkommen über die Bildung des Rats für interregionale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit unterzeichnet. Bei der Auswertung der Ergebnisse des Jahres 2008, das in der Gemeinschaft zum Jahr des Verkehrs erklärt war, haben die Staatsoberhäupter beschlossen, das Jahr 2009 zum Jahr der Energie und 2010 zum Jahr der Wissenschaft und der Innovationen zu erklären. Von wichtiger praktischer Bedeutung sind „Vorrangige Ausrichtungen der Zusammenarbeit der GUS-Staaten im Bereich des Verkehrs für den Zeitraum bis 2020“ und „Maßnahmenkomplexes zur Steigerung der Lebensmittelsicherheit der GUS-Staaten“, die vom Rat der GUS-Regierungschefs am 14. November angenommen wurden. 

In der GUS wurde die Zusammenarbeit im Bereich Sicherheit und Rechtsordnung fortgesetzt. So wurden beispielsweise die Konzeption der Zusammenarbeit zur Gewährleistung der Informationssicherheit und der Komplexe Plan für ihre Umsetzung für 2008-2010, das Programm der Zusammenarbeit zur Bekämpfung der illegalen Migration für 2009-2011 angenommen und das Abkommen über die Zusammenarbeit zur Bekämpfung der illegalen Herstellung von Schusswaffen, Munition, Sprengstoffen und Bomben und des Handels damit unterzeichnet. 

Zu unseren Vorrängen gehörte nach wie vor die Zusammenarbeit im humanitären Bereich. Da haben der Rat für humanitäre Zusammenarbeit und der Zwischenstaatliche Fonds für humanitäre Zusammenarbeit der GUS-Staaten aktiv gearbeitet. Die Maßnahmen im Jahre 2008, das in der GUS zum Jahr der Literatur und des Lesens erklärt wurde, förderten den Bücheraustausch, Übersetzungen und Bibliotheken sowie die russische Sprache als Mittel der multinationalen Kontakte im Raum der Gemeinschaft. 2009 wurde zum Jahr der Jugend erklärt, und 2010 soll zum Jahr der Veteranen des Großen Vaterländischen Krieges von 1941-1945 erklärt werden. 

Eine wichtige Richtung unserer Arbeit stellte die Festigung und die Vervollkommnung der GUS-Mechanismen dar. Auf dem Gipfel der Gemeinschaft in Bischkek wurden die Verordnung über den GUS-Vorsitz und die Verordnung über nationale Koordinatoren in GUS-Staaten verabschiedet. Die Formalisierung des Institutes des Vorsitzes ist auf die Erhöhung seiner politischen und organisatorischen Rolle in der Gemeinschaft, u.a. auf die Koordination der Arbeit der vollziehenden GUS-Strukturen gerichtet. Dank der Ernennung von nationalen Koordinatoren in allen GUS-Staaten soll die innere Koordination und Disziplin bei der Erfüllung von kollektiven Entscheidungen im Rahmen der GUS gestärkt werden. 

Am 18. August hat Georgien das Exekutivkomitee der GUS über seinen Austritt aus der Gemeinschaft benachrichtigt. Laut den Bestimmungen des Statuts wird Tiflis‘ Entscheidung in einem Jahr nach der Benachrichtigung in Kraft treten. Georgiens Austritt aus der GUS wird auf das Funktionieren der Gemeinschaft keinen negativen Einfluss haben, da die georgische Mitgliedschaft in den letzten Jahren meist nur formell war und eher auf Erosion, als auf Konsolidierung und Vervollkommnung der GUS gerichtet wurde. 

Die Eurasiatische Wirtschaftsgemeinschaft (EURASEC) war das Kernstück der Wirtschaftsintegration im GUS-Raum. 2008 wurde in der Gemeinschaft die vertragsrechtliche Basis des Zollbündnisses im Allgemeinen gebildet. Diesem Bündnis gehören Weißrussland, Kasachstan und Russland an. In der Perspektive werden in das Bündnis auch andere EURASEC-Staaten je nach ihrer Bereitschaft aufgenommen. Zugleich wurde die Arbeit an der Vorbereitung der vertragsrechtlichen Basis der nächsten Integrationsstufe – des einheitlichen Wirtschaftsraums - geführt.

EURASEC stellt einen Mechanismus zur Umsetzung von Energie-, Infrastruktur- und anderen gemeinsamen Projekten der Gemeinschaft dar. Da waren beispielsweise die angenommen Konzepte des einheitlichen EURASEC-Verkehrsraums und des gemeinsamen Energiemarktes der GUS-Staaten von großer Bedeutung. 

Am 15. Oktober hat Usbekistan das Integrationskomitee über die Unterbrechung seiner EURASEC-Mitgliedschaft benachrichtigt. In den für die beiden Seiten wichtigen Fragen arbeiten jedoch die Gemeinschaft und Usbekistan zusammen. 

Russland tat alles Mögliche zur Entwicklung der Organisation des kollektiven Sicherheitsvertrags (OVKS), die der wichtigste Mechanismus für die Erhaltung der Stabilität und Sicherheit im GUS-Raum und das Kernstück der militärpolitischen Integration ist. 

Im Brennpunkt der Aufmerksamkeit des OVKS standen die außenpolitische Koordination zwischen den Mitgliedsstaaten und die Erfüllung von Entscheidungen über den weiteren Aufbau der Streitkräfte. Da hat zum Beispiel der Rat für kollektive Sicherheit auf seiner Tagung im September eine Deklaration verabschiedet, in der das aggressive Vorgehen Georgiens in Südossetien eindeutig negativ beurteilt und Russlands aktive Rolle bei der Förderung des Friedens und der Zusammenarbeit in der Kaukasischen Region unterstützt wird. Ähnliche Bestimmungen enthält auch die Erklärung zu dieser Frage, die der OVKS-Außenministerrat (im September) verabschiedet hat. 

In der Deklaration des Rats für kollektive Sicherheit wurden auch gemeinsame Herangehen an die Hauptprobleme der globalen Tagesordnung festgelegt, u.a. an die Erarbeitung des europäischen Sicherheitsvertrags. Der OVKS-Außenministerrat hat eine Sondererklärung über die Erhaltung und Festigung von Vereinbarungen über strategische Offensivwaffen verabschiedet. 

Die Initiative über die Erarbeitung des europäischen Sicherheitsvertrags wurde von den OVKS-Partnern auf der Sitzung des OSZE-Außenministerrates  am 4.-5. Dezember in Helsinki aktiv durchgesetzt.

Unter den weltweit komplizierten Bedingungen wurden Maßnahmen zur Verbesserung der Militärkomponente der OVKS getroffen. Diese Frage wurde auf der Ratssitzung der Verteidigungsminister der Organisation in Jerewan (im November) besprochen. 

Zur Bewältigung neuer Herausforderungen und Bedrohungen wurden folgende Dokumente genehmigt: Der Plan der kollektiven Handlungen der OVKS-Staaten zur Realisierung der Globalen antiterroristischen Strategie der Vereinten Nationen für 2008-2010, das Programm der gemeinsamen Handlungen beim Aufbau des Systems der Informationssicherheit der OVKS-Staaten sowie eine Reihe anderer gemeinsamer Beschlüsse. Sie werden umgesetzt. 

Die OVKS blieb für die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Strukturen (UNO, SOZ, OSZE, die Europäische Union, NATO) in den Sicherheitsfragen offen, vor allem bei der Bewältigung von Bedrohungen durch Terroristen und Drogen vom afghanischen Territorium.

Die Politik der russischen Führung auf die vorrangige Entwicklung der Beziehungen zu den GUS-Staaten hat in der Entscheidung, im Außenministerium Russlands die Föderale Agentur für GUS, Auslandsrussen und internationale humanitäre Zusammenarbeit (Rossotrudnitschestwo) zu schaffen, ihren praktischen Niederschlag gefunden.

Große Aufmerksamkeit wurde der Entwicklung der bilateralen Beziehungen mit den GUS-Staaten zugeteilt. 

Die russisch-weißrussischen Beziehungen wurden durch aktive Entwicklung der Zusammenarbeit gekennzeichnet. Ein besonderer Akzent wurde auf die Vertiefung der Wirtschaftsintegration und auf dieser Grundlage auf die Entwicklung des Potentials des Aufbaus der Union gelegt. Nach wie vor intensiv entwickelte sich der politische Dialog: Es fanden acht Treffen der Präsidenten Russlands und Weißrusslands statt, u.a. der Arbeitsbesuch des Präsidenten Russlands Medwedew in Brest im Juni. Es wurden drei Sitzungen des Ministerrates des Unionsstaates durchgeführt. Effektive Arbeit wurde auf der Ebene der Fachbehörden geführt. 2008 fanden gemeinsame Kollegiensitzungen statt: Der Verteidigungsministerien, Innenministerien der Sicherheitsdienste, Außenministerien, Ministerien der Landwirtschaft, Kultur, Sitzungen der Rechnungshöfe, der Zoll-, Verkehrs- und Grenzkomitees des Unionsstaates. 

Im Wirtschaftsbereich blieben folgende Aufgaben von besonderer Bedeutung: Der Aufbau einer realen Zollunion im Rahmen des Unionstaates und der EURASEC, die Unifizierung der nationalen Gesetzgebung im Wirtschaftsbereich, die Entwicklung von Kooperationsbeziehungen. Wir setzten die Arbeit an der Vervollkommnung der normativ-rechtlichen Grundlage der bilateralen Zusammenarbeit und an der Entwicklung von günstigen Bedingungen für die Steigerung der gegenseitigen Lieferungen fort.

Von der Effizienz unserer Bemühungen zeugt schnelles Wachstum des russisch-weißrussischen Warenumsatzes, dessen Umfang 2008 mehr als um 40 % gestiegen und das Rekordniveau von 33 Mrd. USD. erreicht hat. Um stabile sozial-ökonomische Entwicklung Weißrusslands angesichts der steigenden Instabilität der Weltwirtschaft zu sichern, wurde beschlossen, Minsk einen staatlichen Kredit in Höhe von 2 Mrd. USD. zu gewähren. Es werden komplexe Maßnahmen erarbeitet, um die Konkurrenzfähigkeit der russischen und weißrussischen Wirtschaft zu steigern. Diese sehen unter anderem eine koordinierte Haushalts- und Steuerpolitik sowie Erweiterung des Anwendungsbereichs des russischen Rubels im bilateralen Handel vor. 

Auch in den Bereichen Gewährleistung der kollektiven Sicherheit, Vertiefung der Militär- und militärtechnischen Kooperation und Migrationspolitik hat sich die russisch-weißrussische Zusammenarbeit intensiv entwickelt. Große Aufmerksamkeit wurde der Sicherung der gleichen Rechte für russische und weißrussische Staatsangehörigen, vor allem im Bereich des Sozialschutzes, des Gesundheitswesens und der Rentenversorgung, zugeteilt. 2008 trat das Abkommen über die medizinische Hilfe in Kraft, wurde das Abkommen über die Verkehrs- und Wohnsitzfreiheit ratifiziert, das Russen und Weißrussen von der Meldepflicht bzw. von der obligatorischen Anmeldung in der Migrationsbehörde innerhalb von 30 Tagen freistellt.

Sehr eng waren unsere Beziehungen auf dem Gebiet der Kultur. Es wurde vereinbart, das Jahr 2009 zum Jahr der russischen Kultur in Weißrussland und 2010 zum Jahr der weißrussischen Kultur in Russland zu erklären.

Unsere Beziehungen mit der Ukraine wurden auf den Prinzipien der Partnerschaft und der gegenseitigen Vorteile aufgebaut. Trotz der instabilen innenpolitischen Lage in der Ukraine ist der Umfang der bilateralen handelswirtschaftlichen Zusammenarbeit merklich gewachsen. Ende 2008 betrug er 40 Mrd. USD. Die akkumulierten russischen Investitionen in die ukrainische Wirtschaft betrugen mehr als 1,3 Mrd. USD.

Unter dem Vorsitz der Präsidenten zweier Länder wurde in Moskau die ordentliche Sitzung der Russisch-Ukrainischen zwischenstaatlichen Kommission (im Februar) abgehalten. In Sankt Petersburg (Juni) fand das Gespräch der Präsidenten Russlands und der Ukraine statt. Außerdem kamen Ministerpräsidenten, Außenminister, Leiter anderer russischer und ukrainischer Ministerien und Behörden zusammen, es wurden Sitzungen diverser Gremien der Kommission abgehalten. Im Rahmen des bilateralen Komitees für wirtschaftliche Zusammenarbeit der Kommission wurde die Unterkommission für interregionale und Grenzzusammenarbeit gebildet. Im gegenseitigen Einverständnis der Seiten wurde der Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und Partnerschaft vom 31. Mai 1997 automatisch für die nächsten zehn Jahre verlängert. 

Aber es war keine einfache Zeit für die Entwicklung der russisch-ukrainischen Beziehungen. Die Haltung der Ukraine im georgisch-südossetischen Konflikt, ihre direkten Rüstungslieferungen an die georgische Armee haben sich auf unsere Beziehungen negativ ausgewirkt. 

In Anbetracht der von der Ukraine deklarierten Pläne des NATO-Beitritts hat Russland aktive politisch-diplomatische Schritte unternommen.

Wir können den Kurs der ukrainischen Behörden auf Entrussifizierung des gesellschaftspolitischen Lebens in der Ukraine, auf die Abschwächung der kanonischen orthodoxen Religion, auf die Glorifikation der nazistischen Helfershelfer und die Einreiseverbote für russische Politiker und Vertreter der Öffentlichkeit nicht akzeptieren.

Völlig unakzeptabel sind für uns Versuche der Ukraine, einige Seiten unserer gemeinsamen Geschichte, solcher, wie zum Beispiel, die Hungersnot von 1932-1933, zu politisieren. Wir lehnen die einseitige Interpretation der tragischen Ereignisse der 30er Jahre des vorigen Jahrhunderts in der UdSSR als Handlungen, die ausschließlich gegen Ukrainer gerichtet waren, kategorisch ab. 

Beunruhigend sind auch die in der Ukraine regelmäßig ertönenden Behauptungen, mit dem Beitritt der Ukraine zum Nichtverbreitungsvertrag könne sich Kiew von den übernommenen Verpflichtungen lösen. 

Es gibt Probleme in der russisch-ukrainischen Zusammenarbeit im Gasbereich. Diese beziehen sich vor allem auf die nicht termingemäße Bezahlung der von Russland gelieferten Energieträger.

Im Rahmen der Regierungskommission für Auslandsrussen leistete Russland die nötige Hilfe für russischsprachige Organisationen in der Ukraine. Das Zusammenwirken mit diesen Organisationen wurde immer effizienter und fruchtbarer.

In den russisch-moldauischen Beziehungen gab es viel Positives. Unser breit angelegter politischer Dialog war freundschaftlich und konstruktiv. Im vorigen Jahr fanden vier Gipfeltreffen statt, bilaterale Kontakte der Regierungen, Parlamente und Außenministerien wurden fortgesetzt. Dynamisch entwickelte sich die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Wir schenkten mehr Aufmerksamkeit unseren Beziehungen im humanitären Bereich, die reiche historische Traditionen haben. Russland hielt am prinzipiellen Herangehen an die Regelung des Transnistrien-Konflikts fest, das Erhaltung des souveränen, neutralen, territorial integrierten Moldawiens und Festlegung eines besonderen, fest garantierten Status Transnistriens vorsieht. Russland ist seiner Verantwortung für die Stabilität in dieser Region bewusst, deshalb trug es zur Friedensoperation am Dnjestr aktiv bei, die zu einer der erfolgreichsten Missionen der letzten Jahre geworden ist. 
In vieler Hinsicht gerade dank der russischen Vermittlung trafen am 11. April in Bender zum ersten Mal in den letzten sieben Jahren die Präsidenten der Republiken Moldawien und Transnistrien zusammen. Es gelang uns, die Verschärfung der Konfrontation der Seiten infolge der negativen Auswirkung der georgischen Aggression gegen Südossetien zu verhindern. Dazu trug das Septembertreffen des Präsidenten der Russischen Föderation mit dem Führer Transnistriens insbesondere bei. Eine große Bedeutung für die Entblockung der Kontakte zwischen zwei Ufern des Dnjestrs hatten Kischinaus Versicherungen, es lehne die Gewaltanwendung zur Lösung von Streitfragen, u.a. zur Sicherung der territorialen Integrität, ab. Doch wegen der im Allgemeinen harten Einstellung der Seiten zu den Prinzipien der Regelung des transnistrischen Problems ist es leider nicht gelungen, die Normalisierung der Beziehungen zwischen Kischinau und Tiraspol voranzubringen und die Verhandlungen zur Erarbeitung der dauerhaften Regelung wiederaufzunehmen.

 Auf unseren Beziehungen zu Georgien wirkte sich die konsequente antirussische Politik des Saakaschwili-Regimes, sein Kurs auf die gewalttätige Lösung des georgisch-ossetischen und georgisch-abchasischen Konflikts aus. Unter diesen Bedingungen versuchte Russland das Potential unserer Zusammenarbeit zu erhalten und zu realisieren, brachte prinzipielle Offenheit zum sachlichen und konstruktiven Gespräch mit Tiflis zum gesamten Spektrum der bilateralen Problematik, auch auf höchster Ebene, zum Vorschein. Zu Ergebnissen des Treffens zwischen Wladimir Putin und Mikhail Saakaschwili in Moskau (im Februar) wurden die Beschränkungen aufgehoben, die 2006 gegen Georgien im Verkehrs- , Post- und Visabereich verhängt wurden. Wir arbeiteten an der Aufhebung der Beschränkungen für den georgischen Import nach Russland, an der Beschleunigung von Maßnahmen zur Rekonstruktion und Eröffnung des Grenzpunkts „Werchnij Lars» an der gemeinsamen Grenze.

Bei seinem Treffen mit Mikhail Saakaschwili in Sankt Petersburg (Juni) und Astana (im Juli) bekräftigte Dmitri Medwedew unseren Willen zum konstruktiven Dialog.

Doch Tiflis setzte seinen Kurs auf Konfrontation fort, zu dessen Höhepunkt der bewaffnete Überfall auf Südossetien am 8. August wurde. Er verursachte zahlreiche Opfer unter der zivilen Bevölkerung (meistens russische Bürger) und russischen Friedenstruppen. Infolge der krassen Zuspitzung der russisch-georgischen Beziehungen wurde die direkte Verkehrs- und Postverbindung mit Georgien (August) wieder eingestellt. 

Im September hat Tiflis die diplomatischen Beziehungen mit Russland einseitigen abgebrochen. Um die negativen Folgen dieser Demarche zu vermindern wurde beschlossen, „die Dienste“ der Schweiz für die Vertretung der russischen Interessen in Georgien in Anspruch zu nehmen. Wir haben an der Eröffnung der russischen Interessenvertretung in der Botschaft der Schweiz in Georgien gearbeitet.

Trotz der momentanen präzedenzlosen Krise, an der das Saakaschwili-Regime allein schuld ist, blieb Russland den Prinzipien der guten Nachbarschaft mit Georgien fest ergeben. Zu einer wichtigen Voraussetzung für die Normalisierung der Beziehungen zu diesem Land wäre eine verantwortungsvolle Führung in Tiflis.

Am 26. August hat der Präsident Russlands D.A. Medwedew die Erlässe über die Anerkennung der Unabhängigkeit und Souveränität der Republik Abchasien und der Republik Südossetien unterzeichnet. Am 9. September hat Russland durch den Notenaustausch die diplomatischen Beziehungen zwischen Russland und Abchasien und Südossetien aufgenommen. 

Am 17. September wurden mit Suchumi und Zchinwali Verträge über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand unterzeichnet. Damit wurde die Entwicklung der normativ-rechtlichen Grundlage der russisch-abchasischen und russisch-südossetischen Beziehungen begonnen. Die Unterzeichnung dieser Dokumente ist ein weiterer Beitrag zur kollektiven Sicherheit der transkaukasischen Staaten. Russland ist gewillt, allseitige und gegenseitig vorteilhafte Zusammenarbeit mit Abchasien und Südossetien zu entwickeln und ihr Streben nach voller Mitgliederschaft in der kaukasischen und internationalen Gemeinschaft zu unterstützen. 

Unsere Beziehungen mit Aserbaidschan haben sich stabil entwickelt. Russland hielt an der Festigung der konstruktiven pragmatischen Prinzipien in den Beziehungen zu Baku fest unter der Erhaltung des angesammelten positiven Potentials der bilateralen Kooperation. Diese Politik hat sich gelohnt dank dem multivektoralen außenpolitischen Kurs, den Aserbaidschan verfolgte. 

Wir haben einen intensiven politischen Dialog geführt. Im vorigen Jahr haben der russische und aserbaidschanische Präsidenten fünf Mal zusammengetroffen. Im Juli hat der Präsident der Russischen Föderation Medwedew einen offiziellen Besuch in Baku abgestattet. Die Präsidenten der beiden Länder haben die Deklaration über Freundschaft und strategische Partnerschaft unterzeichnet. Dank Alijews Wiederwahl zum Präsidenten von Aserbaidschan wurden die Möglichkeiten für die Vertiefung der bilateralen Kooperation erweitert.

Auch die russisch-aserbaidschanischen handelswirtschaftlichen Beziehungen haben sich aktiv entwickelt. Sehr schnell wuchs im vorigen Jahr der Warenumsatz. In den ersten 10 Monaten stieg er fast auf 2 Mrd. USD. Somit wurde die Vereinbarung auf höchster Ebene von 2006 über dessen Verdoppelung umgesetzt. 

Wir haben Möglichkeiten der Umsetzung wichtiger Öl- und Gasprojekte untersucht, u.a. über den Abschluss eines neuen Regierungsabkommens über den Export des aserbaidschanischen Erdöls durch die Pipeline Baku-Noworossijsk und über den Einkauf maximaler Gasmengen aus der zweiten Stufe des aserbaidschanischen Vorkommens „Schah-Denis“ durch „Gazprom“ AG zu den gegenseitig vorteilhaften Bedingungen.

Bisher ist es uns nicht gelungen, alle Reserven auf dem Gebiet der Investitionszusammenarbeit zu nutzen, einige Grenz- und Besitzprobleme zu lösen. 

Im Militär- und militärtechnischen Bereich gingen wir davon aus, dass das Gleichgewicht der Kräfte in der Kaukasischen Region aufrechtzuerhalten ist. Die Ergebnisse des Arbeitsbesuchs des Verteidigungsministers Russlands Serdjukow in Baku (Dezember) haben die Richtigkeit dieser Sicht bestätigt. Im Juli fand die II. Sitzung der Russisch-Aserbaidschanischen Regierungskommission für militärtechnische Zusammenarbeit statt.
Eine wichtige Komponente unserer bilateralen Beziehungen war nach wie vor die humanitäre Zusammenarbeit, die wir nach dem jeweiligen Programm für 2007-2009 entwickelten. Wir haben Maßnahmen zur Erhaltung der russischen Sprache, des russischen Informations- und Bildungsraums, zur Sicherung der Rechte der in Aserbaidschan lebenden Russen getroffen. In Baku wurde eine Filiale der Staatlichen Moskauer Lomonosow-Universität Moskau eröffnet. Im Laufe des Besuches des Kulturministers Russlands Awdejev in Baku (im Dezember) wurde das zwischenbehördliche Programm der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kultur für 2009-2010 genehmigt. 

Auch russisch-armenische Beziehungen entwickelten sich dynamisch, und zwar als partnerschaftliche Beziehungen der Verbündeten. Auch die in den beiden Ländern 2008 abgeschlossenen Wahlperioden haben die Intensivität der bilateralen politischen Kontakte keinesfalls negativ beeinflusst. Im Rahmen des Dialogs auf höchster Ebene haben die Präsidenten Russlands und Armeniens sechs Mal zusammengetroffen. Die Staatsoberhäupter tauschten offizielle Besuche aus. Die Krise im Kaukasus hat die Bedeutung der Konsolidierung der russisch-armenischen strategischen Zusammenarbeit für die Stabilität und Sicherheit in der Region bewiesen. 

Neben dem Moskauer Treffen der Präsidenten Armeniens und Aserbaidschans zum Thema Bergkarabach-Regelung (im November), an dem Dmitri Medwedew teilgenommen hatte, fanden gegenseitige Besuche der Regierungschefs und der Außenminister zweier Länder statt. Zu einem wichtigen öffentlichen Ereignis wurde der gemeinsam begangene 20.Jahrestag des Erdbebens von 1988 in Armenien. 

Auch unsere Militär-, humanitären und interregionalen Kontakte haben sich entwickelt. In Armenien wurde die Saison der russischen Kultur organisiert. 

Zum führenden Faktor der Vertiefung der russisch-armenischen Beziehungen werden unsere wirtschaftliche Beziehungen. Russland hat sich als wichtigster außenwirtschaftlicher Partner Armeniens behauptet. Nach dem gegenseitigen Warenumsatz (im Januar-Oktober 2008 stieg er um 19,9% und betrug 749,2 Mio. USD.) wurde Russland zum wichtigsten Handelspartner Armeniens. Der Gesamtumfang der russischen Investitionen in die armenische Wirtschaft überschritt am Jahresende 1,8 Mrd. Dollar. Das ist Ausdruck der führenden Rolle Russlands unter ihren ausländischen Investoren.

Wir setzten gemeinsame Projekte im Gas- und Energiebereich erfolgreich um, führten Kooperation im Bereich der Atomenergie. Wir haben die Lieferbedingungen des russischen Gases nach Armenien für die mittelfristige Perspektive vereinbart. Die Treuhandverwaltung des Armenischen Atomkraftwerks durch OAO „Inter RAO EES“ wurde verlängert. Die Tochtergesellschaft der OAO „RZD“ hat die Konzessionsverwaltung über die armenische Eisenbahn übernommen. Der Eisenbahnfährverkehr zwischen den Häfen Kaukasus und Poti hat ordentlich funktioniert. 

Russland und Armenien arbeiteten am Reformieren und an der Steigerung der Effektivität der GUS und an der Koordinierung der Aktivitäten in OVKS, besonders im Hinblick auf den Übergang des Vorsitzes in dieser Organisation zu Jerewan, fruchtbar zusammen. 

Der Schwerpunkt der russischen Politik auf der zentralasiatischen Richtung lag auf der Gewährleistung der stabilen und sicheren Entwicklung dieser Region, in der unser Land traditionell strategische Interessen hat. Die erstrangige Aufmerksamkeit wurde den bilateralen Beziehungen zugeteilt. Ihre Entwicklung wurde durch entsprechende Bemühungen in regionalen Integrationsstrukturen – OVKS, EURASEC und SOZ verstärkt.

Unsere Priorität blieb nach wie vor die Energiewirtschaft. Es wurde die Vorbereitung der Realisierung des Abkommens zwischen den Regierungen Russlands, Kasachstans und Turkmenistans über die Zusammenarbeit beim Bau der Kaspischen Pipeline fortgesetzt. Dieses vielversprechende Projekt wird zu einem wichtigen Instrument der Gewährleistung der Energiesicherheit Russlands und unserer Partner in Zentralasien.

Besonders große Aufmerksamkeit schenkte Russland der Unterstützung der zentralasiatischen Länder bei der Bewältigung von Herausforderungen und Bedrohungen der regionalen Sicherheit – des Terrorismus, Extremismus, illegalen Drogenhandels, der Kriminalität, die vor allem vom Territorium des benachbarten Afghanistans ausgehen. In diesen Bereichen wurde sowohl im bilateralen Format als auch in OVKS und SOZ – als den wichtigsten Strukturen zur Gewährleistung der Stabilität und Sicherheit in der Region - gearbeitet.

Wir haben für den Schutz der Rechte und Interessen der in Zentralasien wohnenden Russen zielgerichtet gearbeitet, und dort leben einige Millionen Russen.

In den Beziehungen zu Kasachstan vertieften wir unsere strategische Partnerschaft und das Bündnis. Regelmäßig fanden Treffen auf höchster Ebene statt. Seinen ersten Staatsbesuch im Amt des Präsidenten von Russland hat Dmitri Medwedew in die Republik Kasachstan (im Mai) begangen. Auf dem Forum der Leiter der Grenzregionen in Aktjubinsk (im September) wurden Entscheidungen getroffen, die regionale und Grenzzusammenarbeit weiter festigen werden. Im Dezember haben die beiden Präsidenten den gemeinsamen Aktionsplan Russlands und Kasachstans für 2009-2010 unterzeichnet, in dem Schwerpunkte der Kooperation für die nächste Perspektive festgelegt sind. Er erfasst folgende Bereiche: Weltraum, Militärtechnik, Wissenschaft und humanitären Bereich, Verkehr und Kommunikationen sowie Energie- und Brennstoffmkomplex. Es gibt Tendenz zur engeren Koordinierung von Bemühungen unserer Länder zur Bewältigung von Krisenerscheinungen in der Weltwirtschaft. Unsere handelswirtschaftliche Zusammenarbeit und Kooperation im Investitionsbereich sind auch gewachsen, unser Warenumsatz betrug am Jahresende rund 19 Mrd. USD..

Usbekistan gehörte nach wie vor zu unseren strategischen Verbündeten und Partnern in Zentralasien. Der gegenseitige Warenumsatz belief sich 2008 auf 3 Mrd. USD.. Nach dieser Kennzahl belegt Usbekistan den vierten Platz unter den GUS-Staaten. Große Projekte wurden im Energie- und Brennstoffbereich realisiert. Wir setzten unsere Arbeit an der Vervollkommnung der Vertragsbasis der bilateralen Zusammenarbeit fort, u.a. im Energie- und Brennstoffbereich, im militärtechnischen Bereich und in der Flugzeugindustrie. 
Am 5-6. Februar fand ein offizieller Besuch des Präsidenten Usbekistans Islom Karimov in Moskau und am 1-2. September ein Arbeitsbesuch des Regierungschefs der Russischen Föderation Wladimir Putin in Usbekistan statt. 

Die Führung Usbekistans unterstützte russische außenpolitische und wirtschaftliche Initiativen in der Region und in der Welt. Zugleich hatte Taschkent eine Sonderhaltung zur einigen internationalen Problemen.

Wir arbeiteten systemhaft an der Festigung der Positionen Russlands in Kirgisien. Wir entwickelten einen aktiven politischen Dialog auf höchster Ebene und zwischenbehördliche Kontakte. Zum Schlüsselereignis des Jahres wurde der offizielle Besuch des Präsidenten der Russischen Föderation Medwedew (Oktober) in Kirgisien. Damals fand auch die 10.Sitzung der Internationalen Rechtskommission für handelswirtschaftliche, wissenschaftlich-technische und humanitäre Zusammenarbeit statt.

Wir entwickelten breite Zusammenarbeit mit Kirgisien im Bereich Energie. Russland beteiligte sich an der Abstimmung der Rechts- und Finanzmechanismen des Baus der Kambaratinskaja Wasserkraftwerke GES-1 und GES-2. OAO „Gazprom“ bereitete die Gründung des Unternehmens vor, das zusammen mit kirgisischen Organisationen Modernisierung und Entwicklung der Öl- und Gaswirtschaft der Republik sicherstellen soll.

Die Tendenz zur Weiterentwicklung unserer handelswirtschaftlichen Zusammenarbeit blieb erhalten. Der bilaterale Warenumsatz betrug 2008 ca. 1,8-1,9 Mrd. USD. und überschritt die Kennzahlen von 2007 um 40-45%. Wir bereiteten die Umsetzung von großen gemeinsamen Projekten in der Elektroenergiewirtschaft, im Öl- und Gas-, Bergbau und in anderen Wirtschaftszweigen Kirgisiens. Wir haben die Unterzeichnung des Regierungsabkommens über die Überweisung an Russland des staatlichen Aktienpakets des Unternehmens „Dastan“ (Verteidigungsindustrie) vorbereitet, als Begleichung eines Teils der Verschuldung Kirgisiens. 

Wir unterhielten ständige Kontakte mit Tadschikistan auf dem Gebiet der Politik, auch auf der höchsten Ebene. Am 29. August fand der offizielle Besuch des Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew in Tadschikistan statt, zu dessen Ergebnissen eine Reihe von Regierungs- und zwischenbehördliche Abkommen unterzeichnet wurde.

Wir setzten unsere Zusammenarbeit im Militärbereich fort. In Tadschikistan sind der 201. russische Militärstützpunkt, das optisch-elektronische Weltraumkontrollsystem „Norak“ stationiert. Nach Tadschikistan wurden russische Militärtechnik und Rüstungen geliefert.

Erfolgreich entwickelten sich russisch-tadschikische handelsökonomische Beziehungen. Der Warenumsatz stieg in 9 Monaten 2008 im Vergleich zum demselben Zeitraum des vorigen Jahres um 44 % und betrug 724,1 Mio. USD. OAO „Inter RAO JeES“ beendete in Tadschikistan das große gemeinsame Projekt des Baus des Sangtudinskaja Wasserkraftwerks GES-1 mit einer Kapazität von 670 Megawatt.

Wir wirkten auch auf der interregionalen Ebene zusammen. Gut bewährt sich haben interparlamentarische Jahresforen „Russland-Tadschikistan: das Potential der interregionalen Zusammenarbeit“. Das dritte fand im Oktober in Duschanbe und Chodschent statt. 

Im Bereich der humanitären Zusammenarbeit wurde vereinbart, in zwei nächsten Jahre Filiale einiger führenden russischen Hochschulen in Tadschikistan zu eröffnen.

Zugleich gab es trotz der allgemeinen positiven Dynamik der bilateralen Beziehungen zwischen Russland und Tadschikistan eine Reihe ungelöster Probleme, vor allem in Bezug auf Russlands Teilnahme am Bau des Rogunskaja Wasserkraftwerks.

Wir vertieften bilaterale Beziehungen mit Turkmenistan. Am 4.-5. Juli fand ein offizieller Besuch des Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew in Aschchabad statt. Er gab einen positiven Impuls für die Entwicklung der politischen, handelsökonomischen und humanitären Beziehungen.

Aktiv entwickelte sich unsere handelswirtschaftliche Zusammenarbeit. Der Warenumsatz hat sich in diesem Jahr verdoppelt. Den Schwerpunkt legten die Seiten nach wie vor auf die Kooperation im Energie- und Brennstoffbereich. Wir setzten die Realisierung des langfristigen russisch-turkmenischen Abkommens über die Zusammenarbeit im Gasbereich fort, das Gaslieferungen nach Russland vorsieht.

Auf der interregionalen Ebene haben Astrachan und die Republik Tatarstan die Abkommen über die handelsökonomische, wissenschaftlich-technische und kulturelle Zusammenarbeit mit Turkmenistan abgeschlossen. Es wurden zwischenbehördliche Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Bildung und über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet Wissenschaft, Technik und Innovationen unterzeichnet. Im August wurde in Aschchabad eine Filiale der Russischen staatlichen Gubkin-Universität Öl und Gas eröffnet. Im Endstadium ist der Bau des neuen Gebäudes der russisch-turkmenischen Schule in der Hauptstadt Turkmenistans, der von Gazproms gesponsert wird.

Europa  

Die Bemühungen der russischen Diplomatie in der europäischen Richtung waren auf die Entwicklung der Beziehungen mit den Staaten des Kontinentes, deren Integrationsvereinigungen, auf die Steigerung der Effektivität der russischen Teilnahme an regionalen Organisationen und Foren, auf die Entwicklung der Bedingungen für den Aufbau eines einheitlichen Europas ohne Trennlinien im militärpolitisch, ökonomischen, humanitären und andere Bereichen gerichtet. 

Zu den größten internationalen Events des Jahres gehörte die Initiative des russischen Präsidenten Medwedew über die Vorbereitung und Abschluss des europäischen Sicherheitsvertrags, die er in seiner Rede in Berlin am 5.Juni eingebracht hat. Diese Initiative soll die aus dem Kalten Krieg vererbte Konfrontationslogik in europäischen Angelegenheiten überwinden und ein System der kollektiven Sicherheit im Euroatlantik schaffen, ein effektives System, das den gegenwärtigen Bedingungen entspricht und für alle Staaten gleich ist, also ohne Trennlinien und Zonen mit verschiedenem Sicherheitsgrad ist. Wir erläuterten unseren europäischen Partnern den Sinn der Initiative, um zur Verständigung über die Schlüsselaspekte der Festigung der europäischen Sicherheit zu kommen, an der sich alle interessierten Länder und Organisationen, die es in dieser Region im Sicherheitsbereich gibt, beteiligen sollen. Die ersten vollumfassenden Diskussionen zu diesem Thema im europäischen Format fanden auf Initiative Russlands auf der Jahressitzung des OSZE-Außenministerrates in Helsinki (Dezember) statt. Sie haben das Interesse der Partner für diesen Vorschlag gezeigt. Es gibt aber auch solche, die keinen gemeinsamen Sicherheitsraum im Euroatlantik haben wollen und die Entwicklung von kollektiven Instrumenten im militärpolitischen Bereich verhindern, obwohl sich in diesem Bereich Systemprobleme angesammelt haben. Auch sie haben ihre Haltung zum Ausdruck gebracht. 
Den Schwerpunkt der Zusammenarbeit Russlands mit der Europäischen Union stellte nach wie vor die Umsetzung der Fahrpläne für vier gemeinsame Räume: Raum für Handel und Wirtschaft, Raum der äußeren Sicherheit, Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie Raum der Forschung und Bildung, einschließlich der Kulturaspekte, dar. Zum Jahresende wurden in den Rahmen der Friedensfahrpläne 15 Fachdialoge geführt.

Zwei Gipfeltreffen (Chanty-Mansijsk, im Juni; Nizza, im November), die Sitzung des Ständigen Partnerschaftsrates auf der Ebene der Außenminister (April und Oktober), Justiz- und Innenminister (April, Oktober), Minister für Wissenschaft (Mai), Minister für Energie (Oktober) sowie Zusammenkünfte der Minister der Regierung der Russischen Föderation mit ihren Kollegen aus der EU-Kommission ermöglichten eine im Großen und Ganzen positive Entwicklung der Kooperation mit der Europäischen Union, u.a. im handelsökonomischen Bereich. Im Berichtsjahr hat der Warenumsatz 300 Mrd. Euro überschritten. Der Anteil der Europäischen Union am russischen Handel betrug mehr als 50%. Russland belegte fest den dritten Platz im EU-Handel.

Wegen der Haltung einiger EU-Staaten war die Dynamik unserer Beziehungen zur EU im politischen Bereich etwas niedriger als das Tempo der Zusammenarbeit mit einzelnen EU-Ländern. Ein Zeugnis dafür war der Stand der Verhandlungen über den neuen Grundabkommen, welches die Beziehungen zwischen Russland und der EU regeln soll und dessen Start seit mehr als eineinhalb Jahren verschoben wird. Auf Beschluss des Junigipfels in Chanty-Mansijsk wurde der Verhandlungsprozess über den Abschluss eines neuen Grundvertrags gestartet. Insgesamt fanden 2008 zwei Verhandlungsrunden statt.
Auf der Agenda des Novembergipfels Russland-EU in Nizza standen neben der allgemeinen Übersicht der Beziehungen der Seiten auch die Zusammenarbeit bei der Bewältigung von  globalen Herausforderungen in der Wirtschaft und die Rolle der Partnerschaft Russland-EU in der euroatlantischen Sicherheitsarchitektur. Was die Suche nach dem Ausgang aus der Finanzkrise anbetrifft, der im Vordergrund der Agenda des Gipfels stand, so waren die Haltungen der Seiten ziemlich ähnlich. Wir haben vereinbart, die Expertenprüfung der Vorschläge Russlands und der EU vor dem nächsten G20-Finanzgipfel im Frühjahr 2009 zu beginnen.

Die Augustereignisse in Transkaukasien wurden zu einer Art Festigkeitsprüfung für die Beziehungen zwischen Russland und der Europäischen Union. Wir suchten gemeinsam nach den Regelungswegen, wobei der französische EU-Vorsitz eine besondere Rolle spielte, und das regte Russland und die Europäische Union zur Aktivierung der pragmatischen Zusammenarbeit an.

Positive Entwicklung wies die Zusammenarbeit Russland - EU im Bereich Krisenmanagement auf. Auf Bitte der Europäischen Union hat Russland im Tschad und in der Zentralafrikanischen Republik eine Hubschraubergruppe zur Unterstützung der Friedensoperation der EU entfaltet. 

Gute Voraussetzungen für die Zusammenarbeit bei der Bewältigung von negativen Tendenzen in der Weltwirtschaft wurden in Cannes auf dem runden Tisch der Industriellen Russland-EU (November) geschaffen. Diese Veranstaltung hat gezeigt, dass die Haltungen der russischen und europäischen Führung und der Geschäftskreise beider Seiten zur globalen Finanzkrise zusammenfallen. 

Russland wirkte für die Festigung der Rolle des Europarats (ER) als einer eigenständigen europäischen Einrichtung und für gemeinsame Lösungen der Probleme in der Zeit, wenn Druck der Europäischen Union auf ER immer stärker wird. Russlands prinzipielle Politik bei der Erfüllung der Festlegungen des Memorandums of Underständing (MoU) zwischen dem Europarat und der EU war auf die Sicherung der gleichberechtigten Zusammenarbeit dieser zwischenstaatlichen Vereinigungen gerichtet.

Dank den zielgerichteten Bemühungen Russlands setzte der Europarat die Erfüllung des Aktionsplans, der 2005 auf dem 3. ER-Gipfel genehmigt wurde, und der Ergebnisse des russischen Vorsitzes im Ministerkomitee des Europarats 2006 fort. In diversen ER-Formaten, u.a. auf der 118. Tagung des Ministerkomitees (Straßburg, Mai) stellten russische Vertreter Fragen über den Schutz der Menschenrechte im Kontext der neuen Bedrohungen, über die Achtung der legitimen Rechte und Interessen der Auslandsrussen (vor allem in der Ukraine und in den Baltischen Staaten) und über die Entwicklung des interkulturellen Dialogs. Russland unterstützte den Kommissar des Europarats für Menschenrechte bei der Lösung der humanitären Probleme, die infolge des georgischen Angriffs auf Südossetien entstanden sind.

Die Aggression Georgiens gegen Südossetien wurde zu einem weiteren Zeugnis der Abschwächung der OSZE als einer Organisation, die europäische Sicherheit gewährleisten soll. Vor diesem Hintergrund versuchte Russland das ursprüngliche Potential der OSZE zu realisieren und deren politische Agenda mit den Schlüsselfragen der europäischen Sicherheit und des gemeinsamen Vorgehens bei grenzüberschreitenden Herausforderungen und Bedrohungen zu füllen. 

Aktuell blieben auch die Aufgaben des institutionellen Aufbaus der OSZE, ihrer Umwandlung in eine vollwertige internationale Organisation. In diesem Zusammenhang trat Russland zusammen mit einer Gruppe von Partnern für einheitliche Regeln auf, nach denen die OSZE wirken soll. Diese Regeln sollen die Prärogative ihrer Interregierungsorgane gewährleisten, die Entscheidungen aufgrund des Konsens treffen. Russland brachte folgende konkrete Vorschläge ein: Die Annahme des OSZE-Statuts, die Erweiterung ihrer Verfahrensregeln auf ihre vollziehenden Strukturen, die Abstimmung des Verfahrens der internationalen Wahlbeobachtung. Obwohl diese Vorschläge durch einige Staaten abgelehnt wurden, wurde auf der Sitzung des OSZE-Außenministerrat in Helsinkski der Beschluss „Über die Festigung der Rechtsgrundlage der OSZE“ gefasst. Er ist auf die Fortsetzung des Dialogs zu diesem Thema ausgerichtet.

Russland trat für die Steigerung der Rolle der OSZE bei der Bewältigung von neuen Bedrohungen und Herausforderungen, für die antiterroristische Zusammenarbeit auf. 

Die Kaukasuskrise verursachte eine ernste Verschärfung der Beziehungen zwischen Russlands und der NATO. Es war eine Art Stunde der Wahrheit. Das Nordatlantische Bündnis hat Fakten ignoriert, eine einseitige Einstellung für Georgien eingenommen und nichts zur Verhinderung des Militärabenteuers von Tiflis getan. Mitten im Krieg, der vom Tiflisser Regime entfesselt wurde, haben einige NATO-Staaten eiligst den russischen Vorschlag blockiert, den NATO-Russland-Rat (NRR) dringend einzuberufen, um die Krise in Transkaukasien zu behandeln, wie es die Festlegungen der Römischen Deklaration von 2002 über die außerordentlichen Konsultationen im NRR bei Krisen vorsehen. Das Zusammenwirken zwischen Russland und der NATO im Rahmen des NRR wurde in einigen Bereichen eingefroren.

Dabei entwickelte sich die Kooperation mit der NATO in den Bereichen der übereinstimmenden Interessen weiter. Russland war zum ehrlichen Dialog offen, u.a. in solchen Fragen, wie die NATO-Erweiterung nach Osten, die Lage um den KSE-Vertrag, die Entfaltung des amerikanischen dritten Stellungsraums der Raketenabwehr in Europa, NATO-Globalisierung, die Kosovo-Frage.

Zu einem guten Beispiel des konstruktiven Herangehens Russlands an die NATO wurde der Gipfel des NATO-Russland-Rates in Bukarest (April). Auf diesem Gipfel wurden Ergebnisse der Arbeit des NRR seit dessen Gründung vor sechs Jahren objektiv beurteilt und Perspektiven der Kooperation in den Bereichen festgelegt, wo die Interessen Russlands und der NATO zusammenfallen, insbesondere auf der afghanischen Richtung, bei der Bewältigung der neuen Herausforderungen und Bedrohungen und bei der zivilen Notfallplanung. 

Die Kaukasuskrise hat das von uns akkumulierte Potential der Zusammenarbeit wesentlich verringert. Es wurde klar, dass uns ein komplizierter Prozess der Normalisierung bevorsteht, und zwar vor dem negativen Hintergrund der künstlichen Einbeziehung der Ukraine und Georgiens in NATO, was die Stabilität im euroatlantischen Raum bedroht.

Die Entscheidung über die allmähliche Wiederaufnahme des politischen Dialogs im NRR-Format, die vom NATO-Rat im Dezember getroffen wurde, zeugt davon, dass das Nordatlantische Bündnis zur realistischen Haltung zurückkehrt und der Wichtigkeit des Dialogs mit Russland zu den Schlüsselproblemen der Sicherheit bewusst wird. 

Russland unterstützte die Entwicklung solcher effektiven Formate der multilateralen Zusammenarbeit mit europäischen Ländern, wie die erneuerte Norddimension – gemeinsame Politik Russlands, der Europäischen Union, Islands und Norwegens. Die Arbeit in diesem Format war auf die Lösung der sozial-ökonomischen, Naturschutz-, Kultur- und Bildungsprobleme der Teilnehmerstaaten gerichtet.

Russland wirkte für die Steigerung der Effektivität der Zusammenarbeit im Euro-Arktischen Barentsrat (BEAC), im Arktischen Rat, im Rat der Ostseestaaten (CBSS). 

Der russische BEAC-Vorsitz (2007-2009) schenkte eine besondere Aufmerksamkeit für die Befriedigung der Lebensbedürfnisse der Bevölkerung der Region und der Suche nach neuen aussichtsreichen Richtungen der internationalen Zusammenarbeiten der Barentsstaaten. Es wurde das BEAC-Regierungsabkommen über die Zusammenarbeit bei der Verhinderung von und dem Reagieren auf Notfälle unterzeichnet. Es wurden langfristige Programme der Zusammenarbeit des BEAC in den Bereichen Verkehr, Kultur, Gesundheit und interregionale Beziehungen angenommen. 

Im Arktischen Rat wurde die russische Initiative „Entwicklung der Sicherheitssysteme bei der Umsetzung der Wirtschafts- und Infrastrukturprojekte in der Arktis“ gebilligt. Russland erklärte sich für bereit, den zukünftigen gemeinsamen Fonds des Rats „Instrument der Projektförderung“ mitzufinanzieren. 

Auf der Konferenz in Ilulissat (Grönland, Mai) haben die Außenminister der fünf Anrainerstaaten, einschließlich Russland, vereinbart, alle entstehenden gegenseitigen Ansprüche aufgrund der für den Arktischen Ozean gültigen völkerrechtlichen Basis zu regeln. 

Die vom Ersten stellvertretenden Regierungsvorsitzenden Schuwalov geleitete russische Delegation nahm am 7. BEAC-Gipfel in Riga (Juni) und an der damit verbundenen 1. Internationalen Geschäftskonferenz der Anrainer teil. 

Russland trug zur positiven Dynamik in der Tätigkeit der Schwarzmeer-Wirtschaftskooperation (SMWK) bei. Zu diesem Zweck wurde für die Steigerung der wirtschaftlichen Effektivität der SMWK, für die Entwicklung eines günstigen politischen und geschäftlichen Klimas und für die Stärkung des Vertrauens und der Stabilität im Schwarzmeerraum zielgerichtet gearbeitet. 

Russland hat die von allen SMWK-Ländern erarbeiteten „Leitprinzipien zur Steigerung der wirtschaftlichen Effektivität im Schwarzmeerraum“ unterstützt. Wir haben eine große Arbeit zur Erfüllung der 2007 unterzeichneten Memoranden über die Schwarzmeer-Ringautobahn und Seewege geleistet.

Auf Initiative Russlands wurde ein Bericht über Energiestrategien der SMWK-Staaten vorbereitet. Damit wurde das Projekt des energetischen Schwarzmeerrings gefördert. 

Große Aufmerksamkeit wurde den bilateralen Beziehungen mit europäischen Staaten geschenkt. 

Im Großen und Ganzen konstruktiv entwickelten sich unsere Beziehungen zu Deutschland, einem der vorrangigen Partner Russlands europa- und weltweit. Die Entwicklung des gesamten Netzwerks unserer Beziehungen wurde besonders intensiv durch den Dialog auf höchster politischer Ebene gefördert (sechs Gipfeltreffen in verschiedenen Formaten). Es ist auch die Vereinbarungen hinzuweisen, die zu Ergebnissen des offiziellen Besuches des Präsidenten Russlands D.A. Medwedew in der BRD (Berlin, Juni) und der 10. Runde der Zwischenstaatlichen Konsultationen auf höchster Ebene (Sankt Petersburg, Oktober) erreicht wurden. Diese Vereinbarungen sind auf die Entwicklung der neuen Qualität der russisch-deutschen Beziehungen - Partnerschaft für Modernisierung - gerichtet. Es geht vor allem um die Steigerung der Effektivität der Zusammenarbeit im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, auf dem Gebiet der Wissenschaft und Technik, Energieeffizienz und des Gesundheitswesens. 

Unser gegenseitiger Warenumsatz hat zu Ergebnissen des Berichtsjahres 55 Mrd. USD überschritten. Deutsche Investitionen flossen nach wie vor der russischen Wirtschaft zu (4 Mrd. Dollar). Unser Hauptziel im Wirtschaftsbereich war der Übergang von der Handelskooperation zur breit angelegten Kooperation in der Wissenschaft und Technologie, Produktion und Investitionen. Besondere Aufmerksamkeit wurde den Leuchtturm-Projekten in den Bereichen Energie, Verkehr, Raumfahrt- und Autoindustrie, landwirtschaftlicher Maschinenbau, Wohnungs- und Kommunalwirtschaft, Gesundheit, Ausbildung von Führungskräften für den Staatsdienst und Körperschaften, Weiterbildung der Ingenieure und Techniker geschenkt. Einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Probleme der europäischen Energiesicherheit stellte unsere gemeinsame Durchsetzung des von der EU-Kommission unterstützten Projekts der Transeuropäischen Gasleitung Nordstream dar.

Großbritannien blieb für Russland ein wichtiger, aber sehr komplizierter Partner. Die Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern wurde durch die im Bewusstsein der britischen politischen Elite nicht beseitigten Klischees zurückgehalten. Die Engländer waren nicht bereit, solche Begrenzer in den bilateralen Beziehungen abzuschaffen, wie das Problem der neuen politischen Emigranten, der Fall Litwinenko, Visaprobleme, nahmen eine im Vergleich zu anderen europäischen Ländern äußerst harte Haltung zur Kaukasuskrise ein. 
Aber trotz der Probleme hat sich in der letzten Zeit bestimmte positive Dynamik abgezeichnet. Deutlicher wurde das gegenseitige Interesse für die Zusammenarbeit zu einer breiten Palette aktueller internationaler Fragen, insbesondere zur Bewältigung der globalen Finanzkrise. Einen wichtigen Impuls für diese Entwicklung gaben die Treffen des russischen Präsidenten Medwedew mit dem britischen Ministerpräsidenten George Brown am Rande des G8-Gipfels in Japan (Juli) und G20-Gipfels in Washington (November). 

Die Hauptressource der russisch-britischen Beziehungen stellte nach wie vor die handelswirtschaftliche und Investitionszusammenarbeit dar. Zu Ergebnissen des ersten Halbjahres betrugen Großbritanniens laufenden Investitionen in Russland 10,3 Mrd. USD (22,2% vom Gesamtvolumen der laufenden ausländischen Investitionen in die russische Wirtschaft). Nach dieser Kennzahl nahm Großbritannien den zweiten Platz unter den ausländischen Investoren ein. Auch der bilaterale Handel ist gestiegen. Im ersten Halbjahr hat der Umsatz 11 Mrd. USD (42,4% mehr als im selben Zeitraum 2007) überschritten. 
Die Beziehungen zwischen Russland und Frankreich haben einen weiteren positiven Impuls im politischen, Handels-, Investitions- und Kulturbereich bekommen. Der Dialog auf höchster und hoher Ebene hatte einen vertraulichen Charakter. Die Seiten zeigten den Willen zur engen Kooperation bei der Lösung der Schlüsselprobleme der internationalen und europäischen Sicherheit. Während des französischen EU-Vorsitzes im zweiten Halbjahr 2008 trugen vermittelnde Bemühungen des französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy zur Regelung der Krise bei, die durch den bewaffneten Überfall Georgiens auf Südossetien hervorgerufen wurde. Der französische Präsident hat die Initiative des russischen Präsidenten Medwedew über die Vorbereitung des europäischen Sicherheitsvertrags unterstützt. 

Regelmäßig funktionierte der russisch-französische Rat für Zusammenarbeit zu Sicherheitsfragen, an dem sich Außen- und Verteidigungsminister beteiligten (7. Ratssitzung fand im März in Paris statt).

Frankreich war für uns einer der wichtigsten handelswirtschaftlichen Partner. Unser Umsatz wuchs stabil. Viele Investitionsprojekte wurden entweder aktiv vorbereitet oder praktisch umgesetzt. Zu den besonders perspektivreichen Bereichen der bilateralen Zusammenarbeit gehörten Weltraum, Flugzeugbau, Energie, Telekommunikationen und Nachrichtenwesen, Fahrzeug- und Ölindustrie, Agrar-Industrie-Komplex, Wohnungs- und Kommunalwirtschaft. Auf der 13. Sitzung der russisch-französischen Kommission für bilaterale Zusammenarbeit auf der Ebene der Regierungsoberhäupter in Sotschi (September) wurde eine Reihe wichtiger Abkommen über die Zusammenarbeit auf verschiedenen Gebieten unterzeichnet. Wir haben an der Vorbereitung des Jahres Frankreichs in Russland und des Jahres Russlands in Frankreich für 2010 aktiv gearbeitet.

Wir intensivierten unsere Kontakte mit Italien, auch auf höchster Ebene. Im Juli kam Präsident Italiens Giorgio Napolitano nach Russland mit einem Staatsbesuch. Im November fand in Moskau die 5. Runde der zwischenstaatlichen Konsultationen unter dem Vorsitz des russischen Präsidenten Medwedew und des Vorsitzenden des Ministerrates Italiens Silvio Berlusconi statt. Wir setzten große Projekte in den Bereichen Energie, Verkehr, hohe Technologien, Fahrzeugbau, Nachrichtenwesen Fund Telekommunikationen, Flug- und Raumfahrt um. Das trug zur Diversifizierung der Russisch-Italienischen handelswirtschaftlichen Zusammenarbeit bei. Wir haben vereinbart, im Jahre 2011 das Jahr der russischen Kultur in Italien und das Jahr der italienischen Kultur in Russland zu veranstalten. 

Die Höhepunkte unseres politischen Dialogs mit Spanien waren das Treffen des Königs Juan Carlos I mit dem Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew und Regierungschef Wladimir Putin in Moskau (Juni) und der Arbeitsbesuch des spanischen Regierungschefs Jose Luis Rodriguez Zapatero in Sankt Petersburg (Oktober). Regelmäßigen Charakter hatten Kontakte zwischen den Chefs der Außenpolitischen Ämter beider Länder. Nach einer dreijährigen Pause wurde die Arbeit der gemischten Russisch-Spanischen Regierungskommission für wirtschaftliche und industrielle Zusammenarbeit wiederaufgenommen. Unsere Hauptaufgabe war die Entwicklung der Zusammenarbeit im handelswirtschaftlichen  und Investitionsbereich, deren Erhebung auf das hohe Niveau des politischen Dialogs. 

Zum Hauptereignis in den russisch-portugiesischen Beziehungen im vorigen Jahr wurde der Arbeitsbesuch des Präsidenten Medwedew in Lissabon (November). Dynamisch entwickelte das bilaterale Zusammenwirken im Investitions- und Wirtschaftsbereich.

Produktiv entwickelten sich die russisch-niederländischen Beziehungen, denen zugrunde aktive vielseitige Zusammenarbeit im handelsökonomischen und Investitionsbereich liegt. Es wurde das nächste dreijährige Gemeinsame Aktionsprogramm zwischen Russland und den Niederlanden unterzeichnet. Darin wurden die Hauptrichtungen der Entwicklung der bilateralen Beziehungen für Perspektive festgelegt.

Trotz der schleichenden innenpolitischen Krise in Belgien waren russisch-belgische Kontakte auf verschiedenen Ebenen im Berichtsjahr recht intensiv. 

In unseren Beziehungen zu Luxemburg nahmen politische Austausche auf höchster und hoher Ebene zentralen Platz ein. Im April kam Ministerpräsident Jean-Claude Juncker mit einem Besuch nach Russland. Auch die Außenminister tauschten Besuche aus (April – Sergej Lawrow, Oktober – Jean Asselborn). 

Die Entwicklung unserer partnerschaftlichen Beziehungen zu Griechenland wurde durch große bilaterale Projekte und durch die weitere Annäherung unseres Herangehens an internationale Schlüsselprobleme gekennzeichnet. Zu den positiven Ergebnissen gehören die Unterzeichnung und das Inkrafttreten des russisch-griechischen Abkommens über Zusammenarbeit beim Bau und Betrieb der Gaspipeline Südstrom und Beginn der praktischen Umsetzung des Projekts für die transbalkanische Ölpipeline Burgas – Alexandroupolis. Im Berichtsjahr entwickelte sich auch unsere militärtechnische Zusammenarbeit. 

Unser politischer Dialog mit der Türkei war auf die Entwicklung der fortschrittlichen, vielseitigen Partnerschaft gemäß den Zielen der Politischen Deklaration von 2004 gerichtet. Die beiden Länder wirkten für die Stärkung der Sicherheit und Stabilität im Schwarzmeerraum, in Transkaukasien und Zentralasien eng zusammen. Einen wichtigen Platz im bilateralen Dialog nahm die Realisierung der türkischen Initiative über die Bildung der Plattform für Stabilität und Zusammenarbeit im Kaukasus ein. Dynamisch entwickelte sich unsere Zusammenarbeit im handelsökonomischen und Investitionsbereich. 

In einer vertraulichen Atmosphäre verlief unser politischer Dialog mit der Republik Zypern. Wir behandelten sensible Fragen der bilateralen und internationalen Agenda. Während des offiziellen Besuchs des Präsidenten Zyperns Dimitris Christofias in Moskau (November) wurde die bilaterale Deklaration über die weitere Vertiefung der Beziehungen der Freundschaft und der allseitigen Kooperation unterzeichnet. Zypern wurde zum ersten Land der Europäischen Union, welches die russische Initiative über die Erarbeitung des europäischen Sicherheitsvertrags unterstützt hat.

Im Hinblick auf die wiederaufgenommenen direkten Verhandlungen zwischen den Führern der griechisch-zypriotischer und türkisch-zypriotischen Gemeinden fuhr Russland fort, mit allen Teilnehmern des Prozesses zusammenzuwirken, um umfassende, gerechte und lebensfähige Regelung auf Zypern aufgrund der entsprechenden Resolutionen des UN-Sicherheitsrats zu erreichen.

Unsere Beziehungen zum Staat Vatikanstadt haben sich stabilisiert. Es gibt Zeichen der Entwicklung einer positiven Agenda. Zu einem bedeutenden Beitrag zur Entwicklung der Atmosphäre der gegenseitigen Verständigung mit dem Kirchenstaat wurden das erste Treffen des Präsidenten Russlands Wladimir Putin mit Papst Benedikt XVI (März) und die Wiederaufnahme des konstruktiven Dialogs zwischen der Russischen Orthodoxen und Römisch-katholischen Kirche. 

In der nordeuropäischen Richtung entwickelten sich unsere Beziehungen der guten nachbarschaftlichen Zusammenarbeit besonders intensiv mit Finnland. In Chanty-Mansijsk trafen am Rande des Weltkongresses der ugro-finnischen Völker (Juni) die Präsidenten Russlands und Finnlands zusammen, im November fanden in Moskau Verhandlungen der Regierungsoberhäupter statt, sechs Mal innerhalb des Jahres trafen sich die Außenminister. Wir haben wichtige Vereinbarungen über die Stärkung unserer Kooperation im Forstbereich, bei der Sicherung der Effektivität unserer gemeinsamen Grenze und in den Bereichen Energie, Verkehr und Logistik getroffen. 
Unser Warenumsatz hat das Rekordniveau erreicht. Zu Jahresergebnissen betrug der mindestens 25 Mrd. USD. Russland wurde zum wichtigsten Außenhandelspartner Finnlands. Die akkumulierten finnischen Investitionen in die russische Wirtschaft haben sich fast verdoppelt und beliefen sich mehr als auf 2,5 Mrd. USD. 

Dynamisch entwickelten sich auch unsere Beziehungen zu Norwegen. Wir arbeiteten im Norden partnerschaftlich zusammen, besonders in den Bereichen Fischfang und Energie. Wir bereiteten gemeinsame Erschließung der Stockmann-Felder im Barentssee vor und behandelten praktische Fragen der russischen Präsenz auf dem Archipel Spitzbergen. Zur Sicherung der optimalen Bedingungen für die Entwicklung der russisch-norwegischen grenznahen Zusammenarbeit beschloss die russische Seite das Grenzregime in einigen Ortschaften in der Nähe der norwegischen Grenze aufzuheben. Die Außenminister der beiden Länder haben eine gemeinsame Fahrt durch grenznahe russische und norwegische Regionen unternommen (Juni). Während dieser Fahrt haben sie den gesamten Komplex der bilateralen Beziehungen und die Perspektiven ihrer Weiterentwicklung behandelt. Unsere parlamentarischen Beziehungen wurden gefestigt. Präsident des norwegischen Stortings (Parlaments) kam nach Russland mit einem offiziellen Besuch (April).

Konsequent entwickelten sich unsere Beziehungen zu Dänemark. Einen positiven Impuls für ihre Entwicklung gab Lawrows Besuch am 27-29. Mai in Kopenhagen. 

Unserer Beziehungen zu Schweden wurden durch einige negative Faktoren belastet. Das sind Stockholms Weigerung, Maßnahmen zur Schließung der Internet-Seite Kawkas-Zentr zu treffen, die vom schwedischen Territorium verwaltet wird; Begünstigung von Personen, die der Teilnahme an terroristischen Aktivitäten in Russland verdächtigt werden; Weigerung der schwedischen Seite, die Politik der Doppelstandards gegen Russland aufzugeben; harte antirussische Rhetorik der außenpolitischen Führung Schwedens, u.a. im Zusammenhang mit der georgischen Aggression gegen Südossetien. 

Wir erweiterten unsere praktische Zusammenarbeit mit Island. Infolge der Krise des isländischen Finanzsystems wurden Verhandlungen über die bilaterale Kooperation im Kreditbereich begonnen.

Auf der baltischen Richtung verfolgte Russland prinzipielle Politik, die auf die Entwicklung der guten nachbarschaftlichen Beziehungen aufgrund der gegenseitigen Achtung und Berücksichtigung von Interessen der Seiten ausgerichtet war. Zu unseren Prioritäten gehörten: Schutz der Rechte der in Lettland, Litauen und Estland lebenden zahlreichen Gruppen von Russen, die Fragen der Lebenserhaltung des Kaliningrader Gebiets, die Erhaltung der Möglichkeit des Waren- und Dienstleistungstransits in den Beziehungen zur EU. Aber die antirussische Rhetorik zum Thema „Okkupation“, Begünstigung der Helfershelfer der Nazis, die Herausdrängung der Russischen Sprache aus dem sozial-kulturellen Bereich und eine Reihe anderer Faktoren bildeten einen negativen Hintergrund für die Beziehungen zu diesen Ländern.

Die positive Dynamik unseres Zusammenwirkens mit Lettland wurde gefestigt. Die sich abgezeichneten positiven Trends hatten eine günstige Auswirkung auf den Umsatz, der sich im Vergleich zu 2007 fast verdreifacht hat (rund 7 Mrd. USD). Im Oktober fand zum ersten Mal in der Geschichte unserer Beziehungen der Besuch des Außenministers Lettlands in Russland statt. Das Abkommen über den Status der Militärgräber ist in Kraft getreten, der Vertrag über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialfürsorge wurde ratifiziert. Aktiv arbeitete die russisch-lettische Regierungskommission für wirtschaftliche, wissenschaftlich-technische, humanitäre und kulturelle Zusammenarbeit. Auf der zweiten Sitzung dieser Kommission (im November) wurden Vereinbarungen über die Beschleunigung der Unterzeichnung einiger wichtigen Abkommen (u.a. über die Vermeidung der Doppelbesteuerung und Verhinderung der Nichtbezahlung der Steuern, über die Förderung und den gegenseitigen Schutz der Investitionen) getroffen.

Unsere Beziehungen zu Litauen waren kompliziert. Vilnius‘ Politik wurde in vieler Hinsicht durch die Rezession und den innenpolitischen Kampf vor der Parlamentswahl (im Oktober) bestimmt. Sie stand im Wiederspruch zu den Deklarationen der litauischen Führung über die Wichtigkeit der Zusammenarbeit mit Russland. Auf unseren Dialog wirkten sich solche negativen Faktoren aus, wie beharrliche Versuche der litauischen Seite, wirtschaftliche Fragen zu politisieren, das Bestreben, ihnen internationalen Maßstab zu verleihen bis zu den Versuchen, die Verhandlungen über das neue grundlegende Abkommen Russland-EU zu sprengen, rhetorische Ausbrüche über „historische Probleme“. 

Dank unseren Versuchen, Russlands Transitabhängigkeit von den Ländern, die an das Kaliningrader Gebiet grenzen, zu mindern, wurde der Prozess der Suche nach Vereinbarungen mit Litauen zu den Fragen des russischen Militärtransits wieder in Gang gesetzt. Aus dem Kaliningrader Gebiet wurden viele Ausrüstungen und viel Militärgut ausgeführt. 
Äußerst langsam erfolgte die Normalisierung der gesamten Atmosphäre unserer Beziehungen zu Estland. Politische Kontakte blieben eingefroren, mehr als auf ein Drittel sank der Warenumsatz. Der russische Frachttransit über estnische Häfen hat sich drastisch verringert. Alle Versuche, den Dialog mit Tallinn aufgrund der Berücksichtigung von Interessen der Seiten aufzunehmen, stießen auf das konfrontationelle Herangehen der Esten. Sie haben den russischen Vorschlag über den Ausweg aus der Sackgasse mit dem Abschluss der Grenzverträge, die von Tallinn geschafft wurde, abgelehnt. Sie haben die Arbeit am Abkommen über die Begräbnisse eingefroren, setzten diskriminierende Politik gegen die russischsprachige Bevölkerung des Landes fort. Die Untersuchung des Todes des russischen Bürgers Ganin wurde heruntergespielt, für die Mitglieder der russischen Jugendorganisationen, die an Protestaktionen gegen die Versetzung des russischen Krieger-Denkmals in Tallinn im April 2007 teilgenommen haben, wurden Visabeschränkungen eingeführt. 

In den Beziehungen zu Österreich wurden aktive politische Kontakte, u.a. zwei Außenministertreffen, durch die Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, u.a. in den interregionalen Beziehungen, und durch die Vorbereitung einer Reihe von Investitionsprojekten unter koordinierender Rolle der Gemischten Regierungskommission (die Tagung fand im März statt) ergänzt. 2008 wurde der russisch-österreichische Geschäftsrat gegründet. Zu einem bemerkenswerten Ereignis im bilateralen Dialog wurde die Bildung der gemeinsamen Kommission für das Studium der neusten Geschichte der russisch-österreichischen Beziehungen (Dezember). 

Zum zentralen Ereignis im politischen Dialog mit der Schweiz wurde das Treffen des Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew mit dem Präsidenten der Eidgenossenschaft P.Couchpain im Oktober am Rande des Internationalen Forums in Eviane (Frankreich). Einen intensiven Charakter hatte das Zusammenwirken zwischen den Auswärtigen Ämtern beider Länder. Während des Aufenthalts der Außenministerin der Schweiz M.Calmy-Rey in Moskau (Dezember) wurde das Regierungsabkommen über die Vertretung der russischen Interessen in Georgien durch die Schweiz geschlossen. Der Besuch in Russland der Wirtschaftsministerin der Schweiz D.Leuthard (Juli), die Tagung der Gemischten Regierungskommission (November) haben unserer handelswirtschaftlichen Zusammenarbeit einen weiteren Impuls gegeben.

Unsere Beziehungen zu Polen entwickelten sich nicht eindeutig. Auf ihre politische Atmosphäre wirkten sich Warschaus destruktive Linie zum georgisch-südossetischen Konflikt, die Unterzeichnung des Vertrags mit den USA über die Stationierung der Schacht-Rampen für amerikanische Abwehrraketen des dritten Stellungsraums auf dem polnischen Territorium, hartes Opponieren gegen Russland im postsowjetischen Raum und das beharrliche Streben, die Ukraine und Georgien in die NATO einzuziehen, negativ aus. 

Aber mit dem Machtantritt des Kabinetts Donald Tusks hat sich die Bereitschaft der polnischen Seiten abgezeichnet, pragmatischere Beziehungen und politischen Dialog mit Russland zu entwickeln. Moskau wurde vom polnischen Ministerpräsident (Februar) und Außenminister (Januar) besucht. Im Juni kam eine Delegation des Föderationsrates geleitet von S.M.Mironow nach Polen mit einem offiziellen Besuch. Im September weilte in Warschau Sergej Lawrow. Nach der vierjährigen Pause fand eine Sitzung des russisch-polnischen Öffentlichkeitsforums statt. Die Gruppe für komplizierte Fragen, die sich auf die Geschichte der russisch-polnischen Beziehungen betreffen, hat ihre Arbeit wiederaufgenommen.

Unsere kulturell-humanitären Beziehungen entwickelten sich erfolgreich: 2008 wurde das Festival des russischen Liedes in Zielona Gora wiedereröffnet, es fand das zweite Festival des russischen Films “Satellit über Warschau“ statt, in Russland wurden die Saison der polnischen Kultur und Tage der polnischen Wissenschaft durchgeführt. 

Polen blieb unser führender Handelspartner in Zentral- und Osteuropa. In den ersten neun Monaten hat der Warenumsatz das Rekordniveau – 21,9 Mrd. USD - erreicht. 

Die russisch-ungarischen Beziehungen entwickelten sich stabil. Einen positiven Impuls für ihre Erweiterung haben intensive Kontakte auf höchster Ebene gegeben. Präsident Russlands D.A. Medwedew hat sich mit den Leitern Ungarns zweimal getroffen: Mit dem Ministerpräsidenten Ferenc Gyurcsany in Budapest (Januar) und mit dem Präsidenten Laszlo Solyom in Chanty-Mansijsk am Rande des 5. Weltkongresses finnougrischer Völker (Juni). Im Februar fanden Verhandlungen Wladimir Putin mit dem Ministerpräsidenten Ungarns im Laufe des Besuches Ferenc Gyurcsanys in Moskau statt.

Viel aktiver hat die Regierungskommission für wirtschaftliche Zusammenarbeit gearbeitet (ihre Vorsitzenden kamen 6 Mal zusammen). Wir haben die zweite Tagung der Regierungskonsultationen auf der Ebene der Regierungschefs zweier Länder vorbereitet. Der Warenumsatz betrug im Berichtsjahr fast 13 Mrd. USD. 

Zu einem bemerkenswerten Ereignis wurde der Abschluss des Regierungsabkommens über Zusammenarbeit beim Bau der Gaspipeline für den Gastransport durch das ungarische Territorium. Wir setzten Projekte im Bereich der Nanotechnologien, der Atomenergetik, der Landwirtschaft durch. Auch unsere interregionalen Beziehungen entwickelten sich positiv. Im April nahm das Generalkonsulat Ungarns in Jekaterinburg seine Arbeit auf.

Die bilateralen Beziehungen zu Tschechien wurden unter Berücksichtigung des klaren proamerikanischen Kurses der rechtszentristischen Regierung Marek Topolaneks aufgebaut. Die Unterzeichnung der Abkommen mit den USA über die Stationierung der Radarstation für den dritten Stellungsraum des amerikanischen Raketenabwehrsystems, ständige antirussische Rhetorik der tschechischen Amtspersonen stellten einen negativen Hintergrund für die Entwicklung des politischen Dialoges dar. 

Gleichzeitig wurden interparlamentarische und interparteiliche Kontakte fortgesetzt. Moskau haben der Vorsitzende der Abgeordnetenkammer des Parlaments der Tschechischen Republik M.Wlcek (November), der Vorsitzende der tschechischen oppositionellen sozialdemokratischen Partei J.Paroubek (März) besucht. Im Laufe der ordentlichen Tagung der Regierungskommission für wirtschaftliche, industrielle und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit im Oktober in Moskau wurden stabile Entwicklung der handelsökonomischen Beziehungen und die Rekordhöhe des gegenseitigen Warenumsatzes im ersten Halbjahr 2008 festgestellt (5,3 Mrd. USD, die Wachstumsrate betrug 65%). 

In unseren Beziehungen zur Slowakei blieb eine deutliche positive Dynamik erhalten. Wir unterhielten einen aktiven politischen Dialog. Im April besuchte der Regierungschef der Russischen Föderation W.A.Subkow die Slowakei, im August und September der stellvertretende Vorsitzende der russischen Regierung I.I.Setschin. Es fanden Treffen der Außenminister beider Länder am Rande der internationalen Foren (Juni, Dezember) statt. 

Der bilaterale Umsatz stieg um 30% und erreichte das Rekordniveau 8,5 Mrd. USD. Es wurden neue Verträge mit der Slowakei über die Lieferungen und den Transit durch ihr Territorium des russischen Gases (bis 2029) abgeschlossen. Russische Unternehmen haben Ausschreibungen für die Verarbeitung der radioaktiven Abfälle des außer Betrieb gesetzten Blocks des Atomkraftwerks „Jaslowske Bogunice“ und im Konsortium mit tschechischen und slowakischen Firmen für Modernisierung des Atomkraftwerks „Моhоwce“ gewonnen. Wir setzten unsere Zusammenarbeit beim Bau des Zyklotronzentrums und des Internationalen Laserzentrums in Bratislava, die militärtechnische Zusammenarbeit fort. Es wurden gemeinsame Verkehrs- und Infrastrukturprojekte erarbeitet. 

Einen großen Impuls für die Entwicklung der russisch-bulgarischen Beziehungen hat der offizielle Besuch des Präsidenten Russlands Wladimir Putin in Bulgarien am 17-18. Januar gegeben. Es wurden strategische Vereinbarungen über den Bau des neuen Lieferungswegs der Energieträger für Europa Südstrom, der transbalkanischen Ölpipeline Burgas-Aleksandroupolis und des Atomkraftwerks „Belene“ getroffen. Die Chefs Russlands und Bulgariens haben nationale Jahre gestartet. Das ist die erste Veranstaltung dieser Art in den bilateralen Beziehungen. Im März weilte in Bulgarien der Vorsitzende des Föderationsrates S.M.Mironov mit einem offiziellen Besuch. Er nahm an den Feierlichkeiten teil, die dem 130. Jubiläum der Befreiung des Landes vom osmanischen Joch gewidmet sind. 

Zur Steigerung des Niveaus und der Intensität des politischen Dialogs mit Rumänien haben das Treffen Wladimir Putins mit dem Präsidenten Traian Basescu in Bukarest am Rande des Gipfels Russland-NATO (April) und der Komplex der gemeinsamen Veranstaltungen, die dem 130. Jubiläum der diplomatischen Beziehungen gewidmet sind, beigetragen. Im Rahmen der Vervollkommnung der bilateralen vertragsrechtlichen Basis wurde die Unterzeichnung der völkerrechtlichen Vereinbarungen über die wirtschaftliche und militärtechnische Zusammenarbeit vorbereitet.

Trotz unterschiedlicher Herangehen, insbesondere zum Kosovo-Problem, wurde die Linie auf die Entwicklung des politischen Dialoges mit Albanien fortgesetzt. Am 23.September fand in New York im Laufe der 63. Tagung der UN-Vollversammlung ein Arbeitstreffen Sergej Lawrows und dem Außenminister Albaniens Lulzim Basha statt. Die Seiten bestätigten das gegenseitige Interesse für den regelmäßigen Meinungsaustausch, für die Kooperation im Rahmen der internationalen und regionalen Organisationen und für die Entwicklung der Kontakte auf verschiedenen Gebieten. Der bilaterale Umsatz ist gestiegen. Im Januar-September erreichte er 148,8 Mio. USD., was um 30% mehr ist als diese Kennzahl im selben Zeitraum 2007).

Unsere Beziehungen zu Serbien wiesen stabile positive Dynamik auf. Die bilaterale Kooperation im handelsökonomischen Bereich hat den Charakter der strategischen Partnerschaft erworben. 

Im Januar wurde in Moskau in Anwesenheit der Führung beider Länder das Regierungsabkommen über die Zusammenarbeit im Öl- und Gasbereich abgeschlossen. Im Dezember weilte Serbiens Präsident Boris Tadic zu einem Besuch in Russland. Im Laufe dieses Besuchs haben die Chefs der beiden Staaten eine gemeinsame Erklärung unterzeichnet, in der die gegenseitige Bereitschaft der Seiten zur Umsetzung der jeweiligen energetischen Projekte bekräftigt wird. Darüber hinaus wurde der Vertrag über die Abtretung der Aktienmehrheit des Unternehmens „Serbiens Erdölindustrie“ an die russische Seite, die Unterlagen für den Bau einer Strecke der Gaspipeline Südstrom und des unterirdischen Gaslagers Banatski Dwor unterzeichnet. Eine wichtige Rolle bei der Koordinierung der Interessen und Bemühungen der Wirtschaft spielte das russisch-serbische Regierungskomitee für Handel und wirtschaftliche und wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit. 

Die Aktivitäten unserer Länder auf dem internationalen Schauplatz wurden eng koordiniert, vor allem in den Fragen der Kosovo-Regelung. Die Außenminister haben aktiven Dialog unterhalten. Im Juli hat der serbische Außenminister Vuk Jeremic Russland besucht. 

Wir haben der serbischen Bevölkerung von Kosovo humanitäre Hilfe gewährt. Im Rahmen dieser Hilfe wurden bedeutende Mengen von Lebensmitteln, Medikamenten und medizinischen Geräten entsandt. Wir haben Serbien beim Entminen ihres Territoriums und der Objekte geholfen, die infolge der NATO-Aggression 1999 beschadet wurden.

Unsere Beziehungen zu Kroatien entwickelten sich auf einer stabilen Grundlage. Im September kamen die Ko-Vorsitzenden der russisch-kroatischen Regierungskommission für handelsökonomische und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit Sergej Schojgu und Vizepremierminister der Regierung Kroatiens Damir Polancec in Zagreb zusammen. Auf diesem Treffen wurde die Vereinbarung über die Durchführung der nächsten Sitzung der Regierungskommission Anfang 2009 erreicht und deren Agenda abgestimmt, die eine Reihe großer gemeinsamer Projekte einschließt. Systematische Kontakte der Auswärtigen Ämter trugen zur Entwicklung der bilateralen Beziehungen und zur Festigung der Kooperation in internationalen Organisationen bei, u.a. im UNO-Sicherheitsrat, zu dessen nicht ständigem Mitglied Kroatien für 2009-2010 gewählt wurde. Der gegenseitige Warenumsatz stieg um 15% und betrug ca. 2,5 Mrd. USD. Auf ein Viertel – bis 180 Tausend Menschen im Jahr – stieg die Zahl der russischen Touristen, die Kroatien besucht haben.

Wir unterhielten hohe Dynamik des politischen Dialogs mit Montenegro. Am 23. April hat sich Sergej Lawrow mit dem Ministerpräsidenten Milo Dschukanovic und dem Außenminister Milan Rocen in Moskau getroffen. Im Rahmen des 12.Internationalen Wirtschaftsforums in Sankt Petersburg am 6-8. Juni haben sich der Chef des Auswärtigen Amtes Montenegros mit A.L.Kudrin und A.D.Schukow getroffen. Lawrow hatte ein Gespräch mit Rocen am 24. September in New York im Laufe der 63. Tagung der UNO-Vollversammlung. Montenegro hat der Stellvertretende Vorsitzende der Staatsduma L.K.Sliska (Oktober) besucht. 

Wir haben unsere vertragsrechtliche Basis vervollkommnet. Im April trat die Konsularkonvention und im November das Regierungsabkommen über die Bedingungen der gegenseitigen Reisen unserer Bürger in Kraft. Es fanden Arbeitstreffen der Vorsitzenden der nationalen Teile des Regierungskomitees für Handel und wirtschaftliche und wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit Schojgu und Rocen (April, September) und die zweite Sitzung der russisch-montenegrinischen Regierungskommission (November) statt. 

Unserem Zusammenwirken mit Mazedonien zugrunde lag nach wie vor die Linie auf die Unterstützung der Bemühungen Skopjes um den Schutz der Souveränität und der territorialen Integrität des Landes in Anbetracht des Krisenpotentials in der Balkan-Region. 

Zum zentralen Ereignis des Jahres in den russisch-mazedonischen Beziehungen wurde das Treffen des Präsidenten Russlands Dmitri Medwedew mit dem Präsidenten Mazedoniens Branko Crvenkovski am Rande des 12. Internationalen Wirtschaftsforums in Sankt Petersburg (Juni). Regelmäßig wurden Kontakte der Außenministerien unterhalten. Unser Warenumsatz hat wesentlich zugenommen (Januar-Juni – 561,1 Mio. USD.), sich im Vergleich zum selben Zeitraum 2007 verdoppelt. Auch die Aktivität der russischen Investoren im Energie- und Brennstoffbereich Mazedoniens ist gestiegen. 

Dank Russlands aktiver Haltung im Lenkungsausschuss des Rats für Erfüllung des Friedensabkommens (LA REFA) wurde in der Regelung in Bosnien-Herzegowina ausgewogene Politik geführt. Im Dialog mit den Partnern aus LA REFA und im UN-Sicherheitsrat strebten russische Vertreter strikte Einhaltung des Friedensabkommens, Berücksichtigung der Interessen aller bosnischen Seiten an. Sie arbeiteten für die möglichst schnelle Übertragung der Verantwortung für das Schicksal Bosnien-Herzegowinas an die Behörden des Landes. 

In der Zusammenarbeit mit Bosnien-Herzegowina, und vor allem mit der zu diesem Land gehörenden Republika Srpska, gab es positive Änderungen, vor allem in der Partnerschaft im Investitionsbereich. Im Rahmen der Erfüllung des Vertrags über die Privatisierung der OAO „Sarubeschneftj“ der Raffinerien wurde in Republika Srpska im November die erste Folge der rekonstruierten Raffinerie in Bosanski-Brod dem Betrieb übergeben. Mit dem Erreichen der geplanten Kapazität wird diese Raffinerie zu einem großen Lieferanten der Ölprodukte in Südosteuropa. 

Wir wirkten mit Slowenien aktiv zusammen. Einen besonders intensiven Charakter hatten unsere Kontakte auf höchster und hoher Ebene während des slowenischen Vorsitzes in der Europäischen Union im ersten Halbjahr 2008. In Chanty-Mansijsk fand ein bilaterales Gespräch zwischen dem Präsidenten Russlands Medwedew und dem Vorsitzenden der Regierung Sloweniens Janez Janscha statt, der am Gipfel Russland–EU als Vorsitzender des EU-Rats teilnahm. Während seines Besuchs in Slowenien zur Teilnahme am Treffen der außenpolitischen Troika der Europäischen Union hatte Sergej Lawrow Verhandlungen mit dem Außenminister Sloweniens Dimitrij Rupel. Wir unterhielten aktive parlamentarische Kontakte und Kontakte der Öffentlichkeit. Unsere Vereinbarungen im Wirtschaftsbereich wurden erfolgreich realisiert. Der Umsatz hat fast 2 Mrd. USD erreicht, auch gegenseitige Investitionen sind gewachsen. Zu einem bemerkenswerten Kulturereignis wurde die Präsentation des Internationalen Forums slawischer Kulturen in Brüssel während des slowenischen EU-Vorsitzes. Das Forum wurde 2004 auf Initiative des slowenischen und russischen Präsidenten geschaffen. Dessen Präsentation wurde unter aktiver Teilnahme Russlands vorbereitet. 

Die USA und Kanada

Die Russische Föderation unterstützte die Aufwärtsentwicklung der russisch-amerikanischen Beziehungen in den Schlüsselrichtungen. Das pragmatische und komplexe Herangehen lag der Zusammenarbeit mit den USA zugrunde. Dieses Herangehen vereinigte in sich die Förderung der Zusammenarbeit in den Bereichen mit den gleichen Interessen und feste Verteidigung unserer Positionen in den Bereichen, wo es Meinungsverschiedenheiten gab, ohne zur Konfrontation überzugehen.

Der Dialog auf höchster Ebene war der wichtigste Bestandteil des russisch-amerikanischen Zusammenwirkens. Die Präsidentenwahlen in Russland und in den USA bestimmten für beide Seiten die Aufgabe ununterbrochene Kontakte zu sichern, damit das Positive in den Beziehungen erhalten blieb, das als Ergebnis der Zusammenarbeit der letzten Jahre erreicht wurde. 

Im Jahre 2008 fanden 3 Treffen von Präsidenten der 2 Staaten statt. Die Präsidenten W.W. Putin und J. Busch trafen sich am 5.-6. April in Sotschi (dort fand auch das Gespräch des gewählten Präsidenten D.A. Medwedew mit J. Busch statt). Die Präsidenten D.A. Medwedew und J.Busch trafen sich am 7. Juli im Rahmen des G8-Gipfeltreffens in Toyako (Japan) und am 22. November im Rahmen des Gipfels von APEC in Lima (Peru).

Im Laufe des Gipfeltreffens am 6. April wurde die Deklaration über strategische Rahmen der russisch-amerikanischen Beziehungen angenommen. Diese Deklaration spiegelt positive Ergebnisse der Zusammenarbeit von 2 Staaten wider, die mehrere Fragen umfassen. Außerdem wurden die Problembereiche festgelegt und die Grundprinzipien bestätigt, die als Stütze bei der Erledigung der Meinungsverschiedenheiten gelten müssen. 

In den Erklärungen bezüglich der zukünftigen bilateralen Zusammenarbeit betonte der gewählte US-Präsident B. Obama, er wolle diese Zusammenarbeit auf der Grundlage des Pragmatismus aufbauen. Dieses Herangehen wurde von der russischen Seite unterstützt. Im Laufe des ersten Telefongespräches zwischen D.A. Medwedew und B. Obama, das am 5. November stattfand, wurde die grundsätzliche Verabredung bezüglich des Gipfeltreffens getroffen, damit die Arbeit im Geiste der positiven Kontinuität ohne Verzögerung beginnt. 

Die regelmäßigen Konsultationen zwischen außenpolitischen Behörden, die alle Aspekte der russisch-amerikanischen Beziehungen und internationalen Probleme umfassten, wurden unterstützt. Der Außenminister S.V. Lawrow und die US-Staatssekretärin C. Rice trafen sich am 22. Januar in Berlin im Rahmen der Konferenz der 6 Minister bez. des iranischen Atomprogramms. Am 22. April trafen sie sich in El Kuwait im Rahmen des internationalen Treffens über den Irak, am 1. Mai in London im Rahmen der Tagungen des Provisorischen Koordinationsausschusses über Hilfeleistung für Palästinenser und im Rahmen des Nahost-Quartetts der internationalen Vermittler; am 24. Juni in Berlin im Laufe der internationalen Konferenz zur Unterstützung der Festigung von palestinänsischen Kräften für Sicherheit und Rechtsordnung; am 23. Juli in Singapur im Rahmen der Zusammenarbeit mit ASEAN, am 24. September in New-York im Laufe der 63. UN-Vollversammlung, am 8. November in Scharm El-Scheich im Rahmen der Tagung des Nahost-Quartetts. Überdies hat C. Rice und der US-Verteidigungsminister R. Gates am 17.-18. März Moskau besucht. Ihr Hauptanliegen war es, die wichtigsten Fragen der strategischen Sicherheit mit Beteiligung von Leitern der außenpolitischen und Verteidigungsbehörden im Rahmen der “zwei-plus-zwei” Gespräche zu erörtern. 

Das Berichtsjahr war durch die steigende Widersprüchlichkeit der Außenpolitik der USA gekennzeichnet. Diese Politik vereinigte in sich die Interessiertheit der USA an der Zusammenarbeit mit Russland in den wichtigen Bereichen zusammen mit der einseitigen Auffassung von Russland und mit der Tendenz zur „selektiven Zusammenwirken bei der selektiven Eindämmung“. 

Dieses Herangehen konnte man in vollem Maße während der Krise im Kaukasus im August beobachten. Georgien hat diese Situation mit seiner Aggression gegen Südosetien provoziert. Das Handeln von Washington kam zum Ausdruck als völlige Unterstützung von Tbilisi, damit verstärkten sich die antirussischen Stimmungen, Versuche zur Inspirierung des Drucks vom Westen auf Russland, schränkte sich die Arbeit des Russland-Nato-Rates, Zusammenarbeit zwischen Russland und G8, unsere Vorwärtsbewegung zum WTO-Beitritt und OECD an. Außerdem wurden die russischen außenpolitischen Initiativen (u.a. der Vertrag über Europäische Sicherheit) ignoriert. Es gab auch Versuche, das schwarze Meer und Zentralasien zu militarisieren und aktiv gegenüber Russland alternative Wege der Lieferung von Energieressourcen aus der Zone des Kaspischen Meeres zu lobbieren.

Das Hauptanliegen von Russland in dieser Situation war die Neutralisierung der erwähnten negativen Einwirkungen. Außerdem war es wichtig, die bilateralen Beziehungen im Rahmen der Prinzipien der Deklaration von Sotschi zu bewahren und die positive Nachfolge dieser Prinzipien für die zukünftige Zusammenarbeit mit dem B. Abama-Team zu erhalten. Solche Handelsrichtung hatte ihr positives Ergebnis. Als die G.Bush-Administration auf den prinzipienfesten Standpunkt bez. der Regelung des georgisch-südossetischen Konflikts von Russland stieß, begannen die „aufs Eis gelegten“ Beziehungen mit Russland im Rahmen der geltenden bilateralen Mechanismen wieder zu funktionieren. 

In den Vordergrund der russisch-amerikanischen Zusammenarbeit traten die militärisch-politischen Fragen. Im Mittelpunkt standen Probleme von Erhaltung der strategischen Stabilität und der internationalen Sicherheit, so wie auch das Dossier der  Nichtverbreitung. Diese Fragen wurden im Laufe der Konsultationen mit der Teilnahme von stellvertretenden Leitern der außenpolitischen Behörden von Russland und den USA komplett besprochen (es gab 5 Verhandlungsrunden). 

Die Zusammenarbeit mit den USA wurde fortgesetzt zwecks Abschließung einer Verhandlung statt des START-I-Vertrags nach Ablauf seiner Gültigkeitsdauer im Dezember 2009. Es bedeutet, dass, wie es in der Deklaration von Sotschi geschrieben steht, die Seiten ihre offensiven strategischen Angriffswaffen bis zum minimalen möglichen Niveau reduzieren werden, das den Forderungen der nationalen Sicherheit und den  Verbündetenverpflichtungen entspricht. Es wurde verabredet, die Ausarbeitung der juristisch bindenden Vereinbarungen zum Ersetzen des Vertrag über die Reduzierung und Begrenzung der strategischen Angriffswaffen  fortzusetzen. 

Der russisch-amerikanische strategische Dialog und die Fragen des Raketenabwehrsystems blieben eines der wichtigsten Themen. Russland trat konsequent gegen die Pläne der USA auf, amerikanisches Raketenabwehrsystem in Europa zu stationieren, und bestätigte seine Alternative, die im Jahre 2007 von W.W. Putin vorgeschlagen wurde. Gleichzeitig setzte die russische Seite mit ihrem konstruktiven Herangehen fort, die von den USA vorgelegten Vorschläge bezüglich Maßnahmen über Transparenz und Vertrauen in Bezug auf potentialle Objekte des Raketenabwehrsystems zu besprechen. Die russische Seite ging davon aus, dass solche Maßnahmen, wenn sie besprochen und verwirklicht werden, wichtig und nützich unter dem Gesichtspunkt der Milderung von der russischen Besorgnis sein könnten. Zugleich legte der russische Präsident D.A. Medwedew in seiner Rede vor der Föderalen Versammlung am 5. November eine Reihe von den militärtechnischen Gegenmaßnahmen vor, die im Falle der Stationierung der Objekte vom US-Raketenabwehrsystem in Polen und Tschechien getroffen werden.

Die USA hielten sich faktisch von der Weiterförderung der russisch-amerikanischen Initiative über die Universalisierung des Vertrages 1987 über die Abschaffung der Mittel- und Kurzstreckenraketen zurück. Der russisch-amerikanische Dialog zu Problemen des militärischen Weltraums wurde auch nicht fortgesetzt, weil die USA der Besprechung des Themas der Stationierung von Waffen im Kosmos auswichen, was mit den neuen konzeptuellen Einstellungen der Administration von den USA zu erklären ist. Diese Einstellungen sind auf die Gewähleistung für Washington der vollen Handlungsfreiheit für Washington im Weltraum gerichtet, darunter im Bereich Verwendung des erdnahen Raumes für Kriegszwecke. 

Die russisch-amerikanische Zusammenarbeit im Bereich der Nichtverbreitung entwickelte sich dazu sehr dynamisch. Die von Russland und den USA im Jahre 2006 in St. Petersburg gestartete Globale Initiative zur Bekämpfung des Nuclearterrorismus wurde erfolgreich realisiert. 

Im regionalen Rahmen der Nichtverbreitung standen im Mittelpunkt folgende Fragen – das iranische Atomprogramm und das Atomproblem der Koreanischen Halbinsel. Der Dialog wurde aber mit den inneren Sanktionen von den USA gegen russische Betriebe für deren Zusammenarbeit mit dem Iran (und mit einer Reihe von anderen Staaten) in dem Bereich der militärtechnischen Zusammenarbeit erschwert.

Die bilaterale Zusammenarbeit mit den USA in dem Bereich „des friedlichen Atoms“ entwickelte sich weiter. Am 6. Mai wurde in Moskau das Interregierungsabkommen über die  Zusammenarbeit in dem Bereich Friedliche Nutzung der Atomenergie abgeschlossen. Am 12. Mai wurde es von dem Präsidenten von den USA G. Bush zur Ratifizierung im Kongress eingebracht. Am 8. Mai aber wurde es unter dem Vorwand der „Handlungen von Russland in dem Kaukasus“ abberufen.

Im Rahmen der Realisierung von im Juli 2007 von den Präsidenten von Russland und den USA angenommenen „Erklärung über Zusammenarbeit in dem Bereich Atomenergie und Nichtverbreitung“ entwickelte man die Initiativen über Schaffung der globalen Infrastruktur, die wird den Staaten erlauben wird, die Energie  des friedlichen Atoms ohne Schaffung  der empfindlichen Elemente des Kernbrennstoff-Zyklus zu entwickeln.

Das Zusammenwirken mit den USA in dem Bereich internationale Probleme entwickelte sich mit Rücksicht auf allgemeine Verantwortung für globale und regionale Sicherheit, im Interesse, für Russland günstige außenpolitische Bedingungen zu sichern, mit der Orientierung auf Unterstützung des Zusammenwirkens bezüglich aller Punkte der  Beziehungen.
Die diplomatische Koordinierung wurde im Rahmen des breiten Dialogsystems durchgeführt. Dazu gehörten UNO, G8, G20 und andere multilaterale  und bilaterale Foren, darunter ununterbrochen funktionierende Konsultationsmechanismen. 

Die 16. Sitzung von der russisch-amerikanischen Arbeitsgruppe für Bekämpfung von Terrorismus (Moskau, 19-20 Juni) wurde durchgeführt. Die bestehenden Richtungen der Zusammenarbeit in dem Bereich Bekämpfung der Terrorgefahren wurden aktualisiert, neue Richtungen – besprochen. 
Die Situation im postsowjetischen Raum wurde zwischen Vertretern von Außenministerien intensiv besprochen. Die positive Dynamik der Zusammenarbeit blieb in dem Bereich der Berg- Karabach–Regelung im Rahmen der Minsker Gruppe der OSZE, so wie auchz in dem Bereich Transnistrien im Format „5 plus 2“ erhalten.

Die Zusammenarbeit in dem Bereich Nahost-Regelung entwickelte sich in erster Linie im Rahmen des Nahost-Quartetts. Sehr wichtig war die Realisierung der Ziele bezüglich der Aktivierung der israelisch-palästinensischen Verhandlungen, die auf der internationalen Konferenz für Nahost-Regelung in Annapolis im November 2007 formuliert wurden.

 Die Koordinierung zur Sicherung der langfristigen militärpolitischen und wirtschaftlichen Stabiliesierung der Situation im Irak und Afghanistan wurde fortgesetzt. Nach dem Gipfeltreffen Russland – NATO in Bucharest (April) wurde die Vereinbarung über Transit der nichtmilitärischen Güter nach Afghanistan durch das Territorium Russlands erreicht.

Eine neue Richtung der Zusammenarbeit bekam die Bekämpfung von Seepiraterie. Mit vereinten Kräften im Rahmen des UN-Sicherheitsrates wurden die nötigen völkerrechtlichen Rahmenbedingungen ausgearbeitet, der Kurs auf die Förderung desoperativen bilateralen Zusammenwirkens vereinbart. 

Die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen mit den USA entwickelten sich konsequent. Nach dem dritten Vierteljahr 2008 betrug der Warenumsatz 29 Milliarden USD. (Im Jahre 2007 im Laufe derselben Periode– 19,4 Mrd. USD). Die wesentlichen Momente, die die Beschleunigung in diesem Bereich verhinderten, waren die rohstofforientierte Ausfuhr von Russland, sowie der negative Einfluss der Krise in der Weltwirtschaft. 

In Richtung der Investitionen war der Fortschritt weniger bemerkbar. Der Umfang der amerikanischen Kapitalanlagen in die russische Wirtschaft zeigte verschiedene Richtungen der Dynamik. Am 1. Oktober 2008 rückten die USA vom 6. Platz auf den 7. Platz in der Liste der Hauptinvestoren auf. Außerdem sind die amerikanischen Kapitalanlagen nach wie vor schlecht verteilt– ca. die Hälfte ist in dem extraktiven Bereich angelegt. Die russischen Investitionen in die amerikanische Wirtschaft nach dem dritten Quartal 2008 betrugen 4,5 Mrd. USD, darunter 3,8 Mrd. – die direkten Investitionen. Am aktivsten auf dem amerikanischen Markt waren die russischen Energie- und Metallurgiebetriebe.

Die fruchtbare Tätigkeit der gemeinsamen Kommissionen und Arbeitsgruppen wurde fortgesetzt. Man führte die Sitzungen des russisch-amerikanischen Komitees für Wissenschaft und Technik, des Innovationsrates, der Arbeitsgruppen für die Zusammenarbeit in dem Bereich „friedlicher Atom“ und Energiewirtschaft durch. Die 13. Jahrestagung der russisch-amerikanischen pazifischen Partnerschaft hat einen bedeutenden Beitrag zum Bereich der Erweiterung von Beziehungen zwischen Sibirien und Fernost mit den US-Staaten der Westküste geleistet.

Neben den direkten Kontakten zwischen den Finanz-, Handels- und Energieministern von zwei Staaten wurde im April der Mechanismus der Zusammenarbeit auf dem Niveau der stellvertretenden Leiter der außenpolitischen Behörden gegründet– der russisch-amerikanische wirtschaftliche Dialog. 

Der Business-Dialog entwickelte sich. Die Kooperationsvereinbarungen wurden zwischen der russischen Industrie- und Unternehmervereinigung und der Handelskammer der USA, sowie zwischen der russischen Industrie- und Handelskammer und dem amerikanisch-russischen Geschäftsrat unterschrieben. Unter den Vertretern der Geschäftskreise von zwei Staaten stieg das Verständnis der Nützlichkeit der Wiederherstellung der vollständigen Regierungskommission für die Wirtschafts- und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit. 

Gleichzeitig blieb eine Reihe der Aufgaben ungelöst. Ungeachtet der Verpflichtungen, die von der US-Regierung angenommenen wurden, einschließlich die, die in den bilateralen Unterlagen festgelegt wurden, darunter die Deklaration von Sotschi, gelang es nicht, den Beitritt von Russland zur WTO zu vollenden, die Jackson-Vanik-Klausel abzuschaffen, die Meistbegünstigung auf einer ständigen Grundlage für Russland zu gewähren.

Die Beziehungen zu Kanada waren insgesamt stabil. Sie waren ein wichtiges Element der russischen Außenpolitik in Nordamerika. 

Die Zusammenarbeit entwickelte sich in dem Bereich internationaler Beziehungen, darunter im Rahmen verschiedener Organisationen und Foren (UNO, OSZE, APEC, G8). 

Im Laufe von drei Quartalen des Jahres 2008 ist der Warenumsatz im Vergleich zu derselben Periode des Jahres 2007 um 39 % gestiegen. Damit hat der Warenumsatz 2,8 Mrd. USD überschritten.

Die Zusammenarbeit in dem Bereich Investitionen entwickelte sich rasch. Die OAO "Gazprom" hat zusammen mit dem französisch-kanadischen Konzern "Rabaska" begonnen, einen Gasterminal in Quebec zu bauen. Zudem hat „Gazprom“ einen Vertrag für 100% der Kapazität geschlossen. Die "Ewras-Gruppe" verständigte sich mit dem kanadischen Unternehmen „IPSCO“,  das  Stahlrühre herstellt, seine Geldaktiva zu übernehmen (die Summe – 2,3 Mrd. USD).

Die interparlamentarischen und zwischenbehördlichen Kontakte entwickelten sich. Die Beziehungen zwischen russischen und kanadischen Regionen bauten sich aus.

Die Zusammenarbeit in den Bereichen Erschließung der Naturschätze der Arktis, Entwicklung der regionalen Verkehrsinfrastruktur, Umweltschutz, Erhaltung der Kultur und Lebensweise der Stammbevölkerung des Nordens nahm traditionell einen besonderen Platz in den Beziehungen zu Kanada ein. 

Asiatisch-pazifische Region

Im Jahre 2008 wurde eine Reihe der wichtigen Schritte zur weiteren Integration Russlands als wesentlicher Bestandteil der APR in die politischen und wirtschaftlichen Prozessen gemacht. Die bilateralen Beziehungen mit den Staaten der Region entwickelten sich rasch.

Russland hat sich alle Mühe zur Konsolidierung der Shanghai-Organisation für Zusammenarbeit (SOZ), Erhöhung der Effizienz der Zusammenarbeit im Rahmen der Organisation in den Bereichen Sicherheit, Bekämpfung von Terrorismus, Extremismus und organisierter Kriminalität gegeben.

Nach dem SOZ-Gipfeltreffen in Duschanbe (August) wurde eine Deklaration angenommen, in der die Wichtigkeit der gemeinsamen Bemühungen zur Gewährung des Friedens und der Sicherheit in der Region, Förderung der sozial-wirtschaftlichen Entwicklung, Respekt vor historischen und kulturellen Traditionen, Erhaltung der Einheitlichkeit und territorialen Integrität der Staaten betont wurden. Die Mitglieder von SOZ stimmten in Moskau (August) der Billigung der 6 Prinzipien zur Regelung des Konflikts zu und erklärten die Unterstützung für die aktive Rolle in der Unterstützung des Friedens und der Zusammenarbeit in Transkaukasien.

Auf der Sitzung des Rates der SOZ-Regierungsoberhäupter (Astana, Oktober) wurde die besondere Aufmerksamkeit der Vertiefung der Zusammenarbeit in den wichtigsten Richtungen der wirtschaftlichen Kooperation (Energiewirtschaft, Infrastrukturprojekte, innovative Technologien) und des Zusammenwirkens in dem Bereich Kultur, Bildungswesen und Gesundheitswesen geschenkt. 

In den Jahren 2008-2009 führte Russland Vorsitz in der SOZ. 

Im Rahmen des Forums „Asiatisch-Pazifische Wirtschaftliche Zusammenarbeit“ (APEC) wurde die Richtung zur Festigung von Prinzipien der gleichberechtigten vielseitigen Zusammenarbeit in den internationalen Beziehungen, Sichestellung der nationalen Interessen Russlands in den regionalen Integrationsprozessen, einschließlich der wirtschaftlichen Entwicklung Sibiriens und Fernostens fortgesetzt.

In APEC wurden die russischen Vorschläge über den Schutz von der kritisch wichtigen energetischen Infrastruktur gegen Terrorangriffe und Vervollkommnung der Mechanismen des Zusammenwirkens  zwischen Katastrophenministerien gebilligt. Die Arbeit der APEK-Sondergruppe unter Russland-Vorsitz in dem Bereich Montanindustrie, Metallurgie wurde positiv bewertet.

Im Laufe des APEC-Gipfeltreffens (Lima, November) wurde „am Rahmen“ die Unterzeichnung des Memorandums über gegenseitiges Verständnis zwischen dem Außenministerium von Russland und dem Sekritariat von APEC bezüglich des zweckgebundenen Beitrags unseres Landes in den Jahren 2009-2010 zum Fonds der Unterstützung von APEC in Höhe 500 000 USD. für die Realisierung der Projekte in den Bereichen Bekämpfung von Terrorismus, Bewältigung der Konsequenzen der Naturkatastrophen, Einführungen der modernen Technologien positiv bewertet. 

Die Vorbereitung des Russland-Vorsitzes in APEC 2012 wurde fortgesetzt. Die Realisierung des Unterprogrammes "Entwicklung der Stadt Wladiwostok zum Zentrum der internationalen Zusammenarbeit der Asiatisch-Pazifischen Region" begann. Dieses Programm wurde auf die Schaffung der Infrastruktur der Stadt zur Durchführung des APEK-Gipfels 2012 gerichtet.

Die Partnerschaft mit ASEAN (Association of South-East Asian Nations) wurde ausgebaut. Es wurde betont, besonders wichtig sei die Entwicklung der Beziehungen in den vorrangigen Bereichen – Energiewirtschaft, Wissenschaft und Technologien, Sondersituationen, Tourismus, Kultur sowie in den Bereichen Bekämpfung von Terrorismus und multinationaler Kriminalität. Die weiteren Schritte wurden auf der Ministertagung Russland-ASEAN (Singapur, Juli) als „Road map“ für  Realisierung des komplexen Programms Russland-ASEAN bis 2015 bestimmt.

Die gemeisamen Projekte von dem Fonds für Dialogpartnerschaft Russland-ASEAN spielten die wichtige Rolle in der Entwicklung der Zusammenarbeit mit der Assoziation. Unter schon realisierten Projekten sind folgende –Expertenseminare für die Entwicklung der Vakzinen der neuen Generation und für nichtspeicherbare Energieträger. Die russische Regierung hat die Entscheidung getroffen, 500 000 USD. für diese Zwecke zu überweisen.

Die Positionen von Russland in dem ASEAN - Regionalforum für Sicherheit (ARF) wurde konsequent gefestigt. Auf der Ministertagung des Forums in Singapur (Juli) schlug Russland vor, die Funktionen des Ko-Vorsitzenden der Tagung von ARF für Bekämpfung von Terrorismus und transnaitonaler Kriminalität im Jahre 2010 zu übernehmen. 

Im Rahmen der Tagung für Zusammenarbeit und vertrauensbildende Maßnahmen in Asien hatte Russland die Funktionen des Ko-Koordinators zur Unterstützung der Unternehmensmöglichkeiten und des Informationsaustausches in dem Bereich des kleinen und mittleren Unternehmertums übernommen. Eine Bestätigung der russischen Ausrichtung auf die weitere Unterstützung des Forums wurde die Entscheidung der russischen Regierung, im Jahre 2009 einen freiwilligen einmaligen Beitrag in Höhe 100 Tausend USD zur  Tätigkeit des Sekretariats des Forums zuzuweisen. 

Als Koordinator der Zusammenarbeit in dem Bereich Vorbeugung der Notsituationen hat Russland einen Beitrag zum Verlauf des Dialogs für Zusammenarbeit in Asien geleistet. Unter unserer aktiven Mitwirkung wurden wichtige Entscheidungen in dem Bereich Verbreitung und Festigung des Forums getroffen. Diese Entscheidungen wurden auf der 7. Konferenz der Außenminister der Mitgliedersstaaten (Astana, Oktober) getroffen.

Die zweckgebundene Arbeit bezüglich des Beitritts von Russland zum Forum "Asien-Europa", ostasiatischen Gipfeltreffen, der asiatischen Bank für Entwicklung wurde durchgeführt. 

Die aktiven Anstrengungen zur Entwicklung der Zusammenarbeit im Format Russland-Indien-China wurden unternommen. Die Richtung der weiteren Arbeit wurde nach der 8. Tagung der Außenminister von 3 Staaten bestimmt (Jekaterinburg, Mai). Es fanden viele Veranstaltungen statt. Darunter waren Konsultationen zwischen Außenministerien, das agroindustrielle Forum, Treffen der Experten in dem Bereich Notstandssituationen und Gesundheitswesen, Treffen zwischen Vertretern der Handelskammern, dreiseitige wissenschaftliche Konferenz, Seminar für geostrategische Tendenzen.

Die Beziehungen zu China wurden durch stabile hohe Dynamik in allen Richtungen gekennzeichnet.

 Der ununterbrochene und inhaltsvolle Dialog auf höchstem Niveau wurde unterstützt. Die Leiter von zwei Staaten haben fünf Treffen durchgeführt. Die Volksrepublik China wurde der erste Staat außerhalb des GUS-Rahmens, dem der russische Präsident D.A. Medwedew seinen ersten offiziellen Besuch (23.-24. Mai) abgestattet hat. Die Kontakte von D.Medwedew mit dem Präsidenten der Volksrepublik China Hu Jintao wurden am 9. Juli „am Rande“ des G8 Gipfels auf der Hokkaido - Insel, des SOZ-Gipfels in Duschanbe (August), des Gipfeltreffens von G20 in Washington (November) und APEC in Lima (November) fortgesetzt.

Im Laufe der Verhandlungen wurde die besondere Aufmerksamkeit der weiteren Vertiefung und Erweiterung der russisch-chinesischen Zusammenarbeit gewidmet, vor allem in den Bereichen, in denen die Zusammenarbeit der Seiten bis jetzt nicht besonders entwickelt ist. Die Arbeit orientierte sich an dem Plan für Realisierung der Bestimmungen des Vertrags über gute Nachbarschaft, Freundschaft und Zusammenarbeit (2009-2012), der von den Präsidenten der Staaten gebilligt wurde.

Am 7.-9. August nahm der Regierungschef der Russischen Föderation W.W. Putin an der Eröffnungsfeier in Peking teil. Im Rahmen dieses Besuches wurden viele inhaltsreiche Treffen mit dem Präsidenten der Volksrepublik China und dem Premierminister des Staatrats der Volksrepublik China durchgeführt. 

Am 27.-29. Oktober hat der offizielle Besuch des Ministerpräsidents der Volksrepublik China Wen Jiabao in Russland stattgefunden. In seinem Rahmen wurde das 13. regelmäßige Treffen der Regierungschefs von Russland und China durchgeführt. Dieses Treffen gab eine Anregung zur Entwicklung der Zusammenarbeit in dem humanitären Bereich, sowie in den Bereichen Handel, Wirtschaft, Umweltschutz. 

Am 8.-24. August fanden in Peking die Olympischen Spiele statt. Die russische Delegation nahm an diesen Spielen teil. Die Delegation bestand aus 467 Sportlern und 382 amtlichen Personen. An der Olympiade waren mehr als 10 000 russische Fans anwesend. Im Laufe der Olympiade haben insgesamt mehr als 20 Vertreter der russischen Regierung des föderalen und regionalen Niveaus China besucht, die die Treffen zu den Fragen der bilateralen Zusammenarbeit mit den chinesischen Partnern durchgeführt haben.

Im Laufe des offiziellen Besuches des Außenministers S.V. Lawrow (Juli) wurde in Peking ein Zusätzliches Protokoll unterschrieben. Das war die Beschreibung der russisch-chinesischen Grenze, die am 14. Oktober in Kraft getreten ist. Auf diese Weise wurde der Schlusspunkt in der Grenzscheidung zwischen Russland und China gestellt.

Die Entwicklung der militärischen, sowie technischen Beziehungen wurde fortgesetzt. Die Zusammenarbeit in diesen Bereichen spiegelt den vertraulichen Charakter der Beziehungen zwischen zwei Ländern wider. Im Dezember hat der offizielle Besuch des Verteidigungsministers A.E. Serdjukow in der Volksrepublik China stattgefunden.

Das dritte Treffen im Rahmen des Mechanismus der Konsultationen in dem Bereich strategische Sicherheit, das zwischen Russland und China geschaffen wurde, förderte das Niveau der Koordinierung der Handlungen zwei Staaten zu aktuellen Fragen der internationalen Tagesordnung.

Die handels-wirtschaftliche Zusammenarbeit wurde aktiver. Der zweiseitige Warenumsatz nach den Jahresergebnissen hat 50 Mrd. USD überschritten. 

Der Dialog - Mechanismus in dem Bereich Energiewirtschaft auf dem Niveau der Vize-Premierminister wurde gebildet.

Es entwickelte sich die Zusammenarbeit in den Bereichen, die für zwei Länder von besonderem Interesse sind. China hat das Verständnis und Unterstützung der aktiven Linie Russlands im Kaukasus, unserer Position bezüglich der Nato-Osterweiterung, Pläne der USA zur Stationierung des Raketenabwehrsystems, des Kosovo gezeigt. Russland unterstützte China in den Taiwan und Tibet-Fragen, bei der Durchführung der Olympischen Spiele. Die Seiten arbeiteten in dem Bereich der Regelung von Problemen bezüglich des Atomprogramms der koreanischen Halbinsel und Situation um das iranische Atomprogramm, sowie Überwindung der Konsequenzen der wirtschaftlichen Weltkrise zusammen. Besonders aktiv arbeiteten die Staaten in den Fragen der Festigung des praktischen Potentials von SOZ zusammen. Das war ein Zeuchen der neuen Qualität der strategischen Partnerschaft zwischen Russland und China.

Einer der wichtigsten Teile der russisch-chinesischen Beziehungen war die Zusammenarbeit in dem sozialen und humanitären Bereich. Es wurde ein Komplex der Maßnahmen getroffen. 1025 chinesische Kinder, die während des Erdbebens in Sichuan verletzt wurden, hatten die Möglichkeit, sich in Russland zu erholen. Diese Aktion war auf persönliche Initiative des Präsidenten Russlands D.A. Medwedew verwirklicht. Am 30. Juli hat sein Treffen mit den chinesischen Kindern stattgefunden.

Die Seiten haben die großen Projekte realisiert, einschließlich der Durchführung der Kulturfestivals, Gründung der gemeinsamen Hochschulen, Popularisierung der Heilmethoden der chinesischen traditionellen Medizin in Russland, Erweiterung des touristischen und sportlichen Austauschs, Zusammenarbeit der Massenmedien. Die Arbeit des russisch-chinesischen Komitees für Freundschaft, Frieden und Entwicklung wurde fortgesetzt. Man hat die Vereinbarung getroffen, 2009 das Jahr der russischen Sprache in China und 2010 – das Jahr der chinesischen Sprache in Russland durchzuführen. 

Die Entwicklung der Beziehungen zu Japan wurde aufgrund des Planes 2003 bezüglich der Realisierung der Aufgabe der Vertiefung und Erweiterung der russisch-japanischen Beziehungen fortgesetzt. Die Treffen der Leiter von zwei Staaten in Moskau (April), in Toyako im Laufe des G8-Gipfels (Juli) und in Lima im Laufe des APEC-Gipfels (November) haben die zweiseitigen Bemühungen in dieser Richtung angeregt. 

Auf dem Niveau der Außenminister wurde der aktive Dialog (die Verhandlungen in Moskau im April und in Tokio im November) in allen Bereichen der zweiseitigen Beziehungen und aktuellen internationalen Probleme durchgeführt. Die Besprechung des Friedensvertrags wurde fortgesetzt. Die russische Seite betonte, dass die produktive Suche nach der beiderseitigen akzeptablen Lösung dieses Problems vor dem Hintergrund der fortschreitenden Entwicklung des ganzen Komplexes der Beziehungen aussichtsreich sei.

Die Besprechung der wichtigsten Probleme der globalen und regionalen Sicherheit wurde im Rahmen des russisch-japanischen strategischen Dialoges auf dem Niveau der ersten stellvertretenden Außenminister (April – Tokio, Oktober – Moskau) durchgeführt.

Der gegenseitige Warenumsatz erreichte das Rekordniveau und betrug 30 Mrd. USD. Im Rahmen der russisch-japanischen Regierungskommission für die handels-wirtschaftlichen Fragen begannen die Seiten, die Möglichkeit der Verwirklichung der zweiseitigen vorteilhaften Projekte in den Regionen Sibiriens und Fernostens zu besprechen. Das geschah mit Hinblick auf das föderale Zielprogramm "Wirtschafts- und soziale Entwicklung Fernostens und Transbaikaliens bis 2013", sowie auf die Initiative der japanischen Seite über die Entwicklung der zweiseitigen Zusammenarbeit in den russischen Regionen von Fernosten.

Man unterstützte den regelmäßigen politischen Dialog mit der Republik Korea. Im Laufe des Jahres haben zwei Treffen auf höchster Ebene stattgefunden, einschließlich des offiziellen Besuchs des Präsidenten Lee Myung-bak in Russland (September). Im Laufe des Besuches wurde die Vereinbarung über Entwicklung der bilateralen Beziehungen zur strategischen Partnerschaft erreicht, sowie gemeinsame Erklärung angenommen. Überdies wurde eine Reihe von zweiseitigen Unterlagen unterschrieben, die auf die Erweiterung der Handels- und Wirtschaftszusammenarbeit gerichtet sind. Man hat den Ansporn für den strategischen Dialog auf dem Niveau der ersten stellvertretenden Außenminister gegeben.

Die Zusammenarbeit in den Bereichen der friedlichen Erschließung des Weltraums (die erste südkoreanische Kosmonautin arbeitete als Mitglied der russischen Mannschaft auf der Internationalen Weltraumstation) und anderen Hochtechnologiebereichen wurde fortgesetzt. Die Teilnahme des südkoreanischen Unternehmertums an den Investitionsprojekten auf dem Territorium Russlands wurde aktiviert. Der zweiseitige Warenumsatz fuhr fort zu wachsen. Der Umfang des Warenumsatzes nach den Ergebnissen des Jahres überschritt 20 Mrd. USD. Man arbeitete an großen wirtschaftlichen Projekten mit der Teilnahme von der Republik Korea und Koreanischen Demokratischen Volksrepublik. In erster Linie war es die Wiederverbindung der Transkoreanischen Eisenbahn mit der transsibirischen Eisenbahn.

Die gutnachbarlichen Beziehungen zur Koreanischen Demokratischen Volksrepublik entwickelten sich weiter. Die vertragsrechtliche Grundlage wurde mit diesen Zwecken gefestigt. Man unterstützte den bilateralen politischen Dialog und verschiedene Kontakte auf allen Ebenen. Der Außenminister der Koreanischen Demokratischen Volksrepublik und der Leiter der hohen Volksversammlung haben Russland besucht.

Die strategische Partnerschaft mit der Mongolei, die in der Deklaration von Moskau 2006  verkündet wurde, fuhr fort  sich zu entwickeln. Sehr wichtig waren die Besuche in Russland von den Präsidenten N. Enkhbayar (Mai), Ministerpräsidenten S.Bayar (April), sowie sein Treffen mit dem Regierungschef W.W. Putin im Laufe der Sitzung des SOZ-Rates in Astana (Oktober), an der Leiter der Mitgliedstaaten teilgenommen haben. Überdies waren folgende Ereignisse von Bedeutung: Besuche in Ulan-Bator von W.Sobolew (i.V. des Sekretärs des Sicherheitsrats der Russischen Föderation) (Februar), Verteidigungsministern Russlands A.Serdjukow (Mai), der Delegation der Staatsduma unter der Leitung vom Vorsitzenden des auswärtigen Amtes K.I. Kosatschow (März), Arbeitstreffen der Ko-Vorsitzenden der Interregierungskommission für die handelswirtschaftliche und wissenschaftlichtechnische Zusammenarbeit (April und November).

Die rechtlichen Rahmenbedingun der Tätigkeit der gemeinsamen zwischenstaatlichen Unternehmen KOO "Unternehmen Erdenet" und КОО "Mongolroszwetmet" wurden in die Übereinstimmung mit den modernen Realien gebracht. Diese Unternehmen sind die größten industriellen Objekte Russlands im Ausland. Man versuchte die effizientesten russischen Aktionäre zu finden. Man begann die Vorbereitung der Modernisierung von dem gemeinsamen Unternehmen AO „Eisenbahn von Ulan-Bator“. Eine Reihe der führenden russischen Unternehmen hatten die Absichten, an der Erschließung der großen Vorkommen von Bodenschätzen auf dem Territorium der Mongolei teilzunehmen.

Nach Ergebnissen von 11 Monaten des Jahres 2008 betrug der russisch-mongolische Warenumsatz mehr als 1,2 Mrd. USD. Nach wie vor mehr als 70 % dieses Umsatzes entfielen auf die regionalen und Grenzbeziehungen.

Die traditionelle Zusammenarbeit in den militärischen und militärtechnischen Bereichen wurde wiederhergestellt. Im November wurde zum ersten Mal während der 15 Jahre auf dem Territorium der Mongolei die gemeinsamen Manöver durchgeführt, die auf die vorrangigen Bedürfnisse der mongolischen Armee gerichtet wurden.

Im Rahmen der kulturellen Zusammenarbeit wurden im Herbst die Tage der Kultur der mongolischen Hauptstadt in Moskau organisiert, und in Ulan-Bator – der traditionelle Monat der russisch-mongolischen Freundschaft. Unter Berücksichtigung des Interesses für die russische Sprache wurde die Mongolei in dem Projekt der Realisierung des föderalen Programms für die Unterstützung der russischen Sprache im Ausland eingeschlossen.

Die Entwicklung der freundlichen Beziehungen zu Indien blieb eine der wichtigsten Richtungen der russischen Außenpolitik. Man setzte fort, die strategische Partnerschaft auszubauen. Die Grundlage dieser Zusammenarbeit ist die Übereinstimmung der prinzipiellen Herangehensweisen  an die internationalen Probleme und die langfristige Interessengemeinschaft unserer Staaten. 

Am 4.-5. Dezember hat der Präsident Russlands D.A. Medwedew Indien einen offiziellen Besuch abgestattet. Im Laufe des Besuches wurden die gemeinsame Deklaration, das Regierungsabkommen über Zusammenarbeit beim Aufbau der zusätzlichen Reaktorblöcke auf dem Platz "Kudankulam", sowie im Bereich Bau der Atomkraftwerke nach den russischen Projekten auf den neuen Baustellen in Indien, eine Reihe der zwischenbehördlichen Dokumente unterschrieben.

Die intensiven Kontakte zwischen Sicherheitsräten und Außenministerien, anderen Ministerien und Behörden wurden fortgesetzt. Im Oktober hat der Außenminister S.Lawrow und der Sekretär des Sicherheitsrats N.P. Patruschew Indien besucht.

Im September hat die VIII. Sitzung der russisch-indischen Regierungskommission für die militärtechnische Zusammenarbeit in New-Delhi stattgefunden, und im Dezember – die XIV. Sitzung der russisch-indischen Regierungskommission für die handelswirtschaftliche, wissenschaftlichtechnische und kulturelle Zusammenarbeit.

Der Warenumsatz ist gestiegen (er überschritt 7 Mrd. USD, 2007 – 5,3Mrd. USD).

Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung der zweiseitigen Beziehungen war das Jahr von Russland, das in Indien durchgeführt wurde. Es gab ca. 150 Veranstaltungen in New-Delhi und anderen indischen Städten inkl. Ausstellungen, Konzerte von russischen Sängern, Schauspielern und Bänder.

Die vielseitigen Beziehungen mit dem Iran waren eine der außenpolitischen Prioritäten Russlands. Der politische Dialog mit Teheran bez. einer breiten Reihe von Fragen wurde fortgesetzt. Das schloss die kaspische Problematik, Afghanistan, den Irak, Nahost-Regelung ein. Man entwickelte die Zusammenarbeit in folgenden Richtungen: Bekämpfung des internationalen Terrorismus und Gegenwirkung der Drogenbedrohung.

Die russisch-iranische Zusammenarbeit entsprach den langfristigen Interessen unserer Staaten und der Aufgabe der Erhaltung der Stabilität in Zentralasien und Transkaukasien. Überdies beinflusste diese Kooperation positiv die Lage im Nah- und Mittelosten.

Im Laufe des SOZ-Gipfels in Duschanbe fand am 28. August das Treffen der Präsidenten von zwei Staaten statt. Im Rahmen der Konferenz der Leiter der SOZ-Staaten in Astana (Oktober) wurden die Verhandlungen zwischen dem russischen Regierungschef W. Putin und dem Vize-Präsidenten der islamischen Republik Iran durchgeführt. Diese Treffen bekräftigten die Absichten, diesen Kurs fortzusetzen und zu vertiefen. Überdies zeigten diese Treffen, dass die Leiter von Russland und Iran an der Zusammenarbeit in den internationalen und regionalen Bereichen, sowie in dem Bereich Wirtschaft interessiert sind. 

Der Warenumsatz während der ersten 10 Monate dieses Jahres betrug 3 Mrd. USD. (2007 – 3,3 Mrd. USD.).

Unter Berücksichtigung dessen, dass Russland und der Iran die erste und die zweite Stelle nach den sicheren Vorräten des Erdgases einnehmen, wurde unsere Zusammenarbeit in diesem Bereich weiter entwickelt. Der Leiter von OAO "Gazprom" A.Miller hat den Iran dreimal besucht. Es wurden die Vereinbarungen über Vertiefung der Zusammenarbeit in diesem Bereich sowohl auf der bilateralen  Ebene, als auch im Rahmen des Forums der Ausfuhrländer getroffen.

Russland nahm an den Bemühungen der internationalen Gemeinschaft in Richtung Stabilisierung der Lage in Afghanistan, Festigung der Position seiner Regierung bez. Bekämpfung von Terrorismus und Drogenhändler, Lösung der sozial-wirtschaftlichen Aufgaben, die vor der Regierung des Staates stehen, teil. 

Man entwickelte die Zusammenarbeit in dem Bereich Vorbereitung in Russland der afghanischen Fachleute für Antidrogen-, Militär- und Rechtsorgane. Die Arbeit in dem Bereich Verbesserung der rechtlichen Grundlagen der bilateralen Beziehungen wurde durchgeführt. Man vereinbarte mit der afghanischen Seite die Projekte der Regierungsabkommen über Zusammenarbeit in den Antidrogen- und handelswirtschaftlichen Bereichen. Der russisch-afghanische Vertrag über die Übergabe zur Verbüßung der Strafe der Personen, die zum Freiheitsentzug verurteilt wurden, wurde ratifiziert. Russland hat einen Beitrag zum Fonds für Entwicklung der Hochschulbildung in Afghanistan geleistet, einschließlich Wiederaufbau der Kabuler polytechnischen Universität – einer der größten Hochschulen des Staates.

Eine wichtige Richtung unserer Außenpolitik bezüglich Afghanistan blieb die Förderung der Interessen der russischen Untenehmen in dem Wirtschaftsraum Afghanistans. Das russische Unternehmertum hat die Realisierung der Projekte für die Modernisierung des Energieversorgungssystems dieses Staates begonnen. In der Nähe von Kabul wurde die Rekonstruktion des Wasserkraftwerkes "Naglu" durchgeführt. In einigen afghanischen Provinzen wurden Mini-Wasserkraftwerke gebaut. Man hat die Vereinbarung über Anwerbung der russischen Fachkräfte zum Wiederaufbau des Tunnels "Salang" getroffen, der für die Infrastruktur von Afghanistan von strategischer Bedeutung ist.

Die konstruktive Zusammenarbeit mit Pakistan wurde fortgesetzt. Im Laufe der 63. Tagung der UNO-Vollversammlung fand das Treffen zwischen dem Außenminister S.V. Lawrow und dem Leiter des auswärtigen Amtes von Pakistan Sch.M. Kureischi statt. Die Arbeit der russisch-pakistanischen Regierungskommission für die handelswirtschaftliche und wissenschaftlichtechnische Zusammenarbeit begann. Das Ziel dieser Kommission war Förderung vom zweiseitigen Handel, der Zusammenarbeit in den Bereichen Erdöl, Erdgas, Energiewirtschaft und Verkehr.

Man unterstützte die Zusammenarbeit mit Bangladesh, Nepal, Sri Lanka und Republik der Malediven. Die nützliche Kooperation mit diesen Staaten entwickelte sich auf den internationalen und regionalen Foren. Im Laufe der 63. Tagung der UNO-Vollversammlung in New York (September) hat das Gespräch zwischen dem Außenminister S.V. Lawrow und dem neuen Premierminister von Nepal Pushpa Kamal Dahal stattgefunden. Im Laufe der regulären Tagung des Regionalen Forums von ASEAN über Sicherheit in Singapur (Juli) fand das Treffen zwischen S.V. Lawrow und dem Leiter des auswärtigen Amtes von Bangladesh statt. Auf Einladung des Vorsitzenden der Staatsduma B.W. Gryslow hat der Sprecher des Parlaments Sri Lanka Russland der Besuch abgestattet. In Moskau wurden die regelmäßigen Konsultationen zwischen Außenministerien von Russland und Sri Lanka durchgeführt.

Die Zusammenarbeit mit Indonesien entwickelte sich aktiv sowohl auf dem regionalen als auch auf dem internationalen Niveau, einschließlich UNO-Sicherheitsrat. Man hat die Sitzungen der Regierungskommissionen für die militärtechnische (August), handelswirtschaftliche und technische Zusammenarbeit (Dezember) durchgeführt. Der Warenumsatz erreichte vorfristig 1 Mrd. USD pro Jahr.

Die Entwicklung der Beziehungen mit Thailand war aussichtsreich. Ungeachtet der innenpolitischen Krise, die in diesem Land ausbrach, wurden die bilateralen Kontakte auf der höchsten und hohen Ebene unterstützt. Im November fand im Laufe des APEC-Gipfels in Lima das Gespräch zwischen dem Präsidenten Russlands und dem Premierminister von Thailand S. Wongsawat, sowie das Treffen des Außenministers von Russland mit dem Stellvertreter des Premierministers, dem Außenminister von Thailand statt.

Die humanitäre und handelswirtschaftliche Zusammenarbeit entwickelte sich aktiv. Der Umfang des gegenseitigen Warenumsatzes kam nach den Ergebnissen des Jahres nah an 4 Mrd. USD. Ca. 300 000 russischer Touristen haben die Kurorte von Thailand besucht. Das Interesse der thailändischen Seite an der Entwicklung der Zusammenarbeit mit Russland auf dem Gebiet militärtechnischer Zusammenarbeit, sowie Energiewirtschaft blieb erhalten.

Die Beziehungen mit Australien waren konstruktiv. Das ausführliche Telefongespräch zwischen dem Präsidenten Russlands D. Medwedew und dem Premierminister von Australien K.Rudd bez. der Überwindung der globalen Finanzkrise (November) hat stattgefunden. Im Rahmen der Konferenz der G20-Chefs in Washington (November) und des Gipfels des APEC-Forums in Lima (November) fanden die Gespräche der Leiter von zwei Staaten statt. Außerdem hat sich Außenminister S.W.Lawrow mit dem Leiter des auswärtigen Amtes von Australien S.Smith im Laufe der Arbeit des ASEAN-Regionalforums über die Sicherheit in Singapur (Juli) und des APEC - Forums in Lima (November) getroffen.

Im Juni wurden in Canberra die ersten zwischenbehördlichen Konsultationen für die Gegenwirkung den neuen Herausforderungen und Bedrohungen durchgeführt. Die russischen Vertreter vom Außenministerium und nationalen antiterroristischen Komitee haben daran teilgenommen. 

Im Oktober hat in Moskau die 2. Tagung der gemischten russisch-australischen Kommission für handelswirtschaftliche Zusammenarbeit stattgefunden. Auf dieser Tagung wurde die Richtung der zukünftigen Zusammenarbeit in dem Bereich Handel und Kapitalanlagen bestimmt. Im Januar-August betrug der russisch-australische Warenumsatz 671 Mio.USD. Das ist um 53,1 % höher als im Jahre 2007.

Man entwickelte den Ausbau der vertragsrechtlichen Grundlagen weiter. Das Paket der Unterlagen für die Ratifizierung des Abkommens mit Australien in dem Bereich friedliche Nützung der Atomenergie wurde im Dezember zur Erörtung in die Staatsduma vorgelegt.

Das wichtigste Ereignis in den Beziehungen mit Vietnam wurde der offizielle Besuch vom Präsidenten von Vietnam Nguyen Minh Triet, der im Oktober stattgefunden hat. Im Laufe dieses Besuches wurde die gegenseitige Einstellung bekräftigt, strategische Partnerschaft zu entwickeln. Überdies wurden die vorrangigen Richtungen der Zusammenarbeit in den Bereichen Erdöl und Erdgas, Energiewirtschaft, Wirtschaft, Bildung und Personalausbildung, Mineraliengewinnung, Verkehr und Telekommunikation bestimmt.

Die Fragen der Erweiterung der politischen Zusammenarbeit und Erhöhung der Effizienz der Koordination der Handlungen auf der internationalen Ebene wurden im Laufe der Verhandlungen von S.V.Lawrow mit dem stellvertretenden Premierminister und dem Außenminister Vietnams (Moskau, September) erörtert. Im November wurde die erste Runde der Konsultationen im Rahmen des russisch-vietnamesischen strategischen Dialogs auf der Ebene der ersten stellvertretenden Leiter der auswärtigen Ämter durchgeführt.

Der Austausch der parlamentarischen Delegationen entwickelte sich aktiv. Im Dezember hat die Delegation der Staatsduma die sozialistische Republik Vietnam besucht. Sehr fruchtbar für Erweiterung der Beziehungen zwischen Regionen war der Besuch des Moskauer Bürgermeisters Ju. M. Luschkow im November in Hanoi und Ho-Chi-Minh-Stadt. Im September wurden in Russland die Tage der Kultur Vietnams erfolgreich durchgeführt.

Die Zusammenarbeit mit Malaysia entwickelte sich dynamisch. Der gegenseitige Warenumsatz überschritt 2 Mrd. USD. Die Zusammenarbeit in dem Bereich Kapitalanlagen wurde fortgesetzt. Der große Vertrag in dem Bereich militärtechnischen Zusammenarbeit bezüglich der Lieferung der russischen Flugzeuge Su-30 MKM nach Malaysia wurde erfolgreich realisiert. Die Beziehungen wurden in den Bereichen Bildung, Tourismus und Kosmos gefestigt. Mehr als 2,5 Tausend Studenten aus Malaysia haben an den russischen Hochschulen gegen Bezahlung studiert.

Die Beziehungen zu Singapur entwickelten sich rasch. Der Warenumsatz ist gestiegen. Er betrug ca. 1,1 Mrd. USD während 8 Monate des Jahres 2008 (in 2007 1,54 Mrd. USD).

Man kann den regelmäßigen Austausch von Besuchen betonen. Die bilateralen Treffen auf verschiedenen Ebenen wurden im Rahmen der internationalen und regionalen politischen Veranstaltungen durchgeführt. Man hat die Vereinbarung über den offiziellen Besuch vom Präsidenten Russlands D.A. Medwedew in Singapur getroffen. Dieser Besuch wird voraussichtlich im November 2009 im Laufe des APEC-Gipfels stattfinden. 

Das Parlament der Russischen Föderation hat das Regierungsabkommen über die Vermeidung der Doppelbesteuerung ratifiziert. Die Seiten besprachen die Möglichkeit, die Regierungskommission für die handels-wirtschaftliche und wissenschftlich-technische Zusammenarbeit zu gründen. 

Die politische Zusammenarbeit mit Laos war inhaltsvoll. Man entwickelte die Kooperation zwischen Parlamenten, sowie zwischen Hauptstädten von zwei Staaten. Die Delegation der Staatsduma hat Laos besucht. Im November wurde die Hauptstadt vom Moskauer Bürgermeister Ju.Luschkow zum ersten Mal besucht.

Das Interesse des russischen Unternehmertums an den Investitionen in die Wirtschaft von Laos ist gestiegen. In erster Linie waren es die Bereichen Hydroenergie, Gewinnung und Verarbeitung der Bodenschätze.

Man entwickelte die Vervollkommung der vertragsrechtlichen Grundlagen. Die Staatsduma hat das Regierungsabkommen über die Regelung der Schulden von Laos ratifiziert. Man hat mit Laos Verhandlungen bezüglich des Abkommens über Zusammenarbeit in dem Rechtschutzbereich durchgeführt.

Die Beziehungen mit den Philippinen entwickelten sich in der positiven Richtung. Die Kontakte zwischen Parlamenten wurden gefestigt. Der Austausch von Leitern der Parlamentsoberhäuser von zwei Staaten fand statt. In Moskau wurden die Konsultationen auf der Ebene der stellvertretenden Außenminister (Oktober) durchgeführt. Der Warenumsatz ist um mehr als 58% gestiegen.

Die politischen Beziehungen zwischen Russland und Neuseeland wurden zur dynamischen Partnerschaft. Man unterstützte die regelmäßigen Kontakte zwischen den auswärtigen Ämtern von zwei Staaten. Im Laufe des OPEC-Gipfeltreffens hat sich der russische Außenminister S.V. Lawrow in Lima mit seinem Amtskollegen M. McCully getroffen.

Die bilateralen Beziehungen zwischen Parlamenten wurden gestärkt. Im Janaur fand der offizielle Besuch vom Vorsitzenden des russischen Föderationsrates S.M. Mironow in Neuseeland statt. Am Anfang des Jahres 2008 wurde in der Staatsduma die Abgeordneten-Gruppe für die Zusammenarbeit mit dem Parlament von Neuseeland und Australien gegründet.

Die Zusammenarbeit von Russland und Neuseeland in den Bereichen Handel und Wirtschaft, sowie Kapitalanlagen entwickelte sich weiter.

Man unterstützte den politischen Dialog mit Kambodscha. Die Kontakte zwischen Parlamenten wurden gefestigt. Die Delegation der Staatsduma hat die Stadt Pnom - Penh besucht. Die Vertreter des Außenministeriums und der zentralen Wahlkommission Russlands nahmen an der Wahlbeobachtung der Parlamentswahlen von Kambodscha teil.

Die Zusammenarbeit in den Bereichen  Kultur und Bildung entwickelte sich positiv. Im September wurde das Memorandum über die Verlängerung des Regierungsprogramms für den Kulturaustausch (2006-2008) bis Ende 2010 unterzeichnet. In den Zivil- und Militärhochschulen Russlands haben mehr als 100 Bürger von Kambodscha auf Kosten des Haushalts der Russischen Föderation studiert.

Im Februar wurde das 60. Jubiläum der diplomatischen Beziehungen zu Myanmar gefeiert. Die Tatsache, dass die Russische Föderation als eine der ersten die humanitäre Hilfe der Bevölkerung des Staates nach dem Orkan "Nargis" (Mai) geleistet hat, wurde hoch geschätzt. Die Flugzeuge von dem russischen Katastrophenministerium haben Dieselgeneratoren, Zelte, Lebensmittel, Medikamente im Betrag von mehr als 2 Mio. USD zu Yangon gebracht.

Die russische Entscheidung, der Internationalisierung der innenpolischen Probleme von Myanmar entgegenzuwirken, hat zu der positiven Entwicklung der bilateralen Beziehungen beigetragen.

Die Anzahl der Studenten und Doktoranden aus Myanmar hat 2 000 überschritten.

Die Beziehungen mit Brunei entwickelten sich aktiv. Die Russische Regierung hat die Entscheidung getroffen, die russische Botschaft in Bandar Seri Begawan zu gründen (November). Unsere Regierung hatte die Absicht, die bilateralen Beziehungen auf hohe Ebene zu bringen.

Nahost und Nordafrika

Die ungeregelten Konflikte beeinflussten negativ die Entwicklung der Situation in der Region Nahost und Nordafrika. Überdies entstabilisierten konfessionelle Widersprüche, Verschlechterung der sozial-wirtschaftlichen Lage, die unter den übrigen Gründen von der Weltkrise provoziert wurden, die Situation.  Die direkte militärische Beteiligung der USA an den Problemen der Region verursachte das Wachsen des islamischen Extremismus. Unter solchen Umständen hat in vielen Ländern der Region die Spannung nicht nachgelassen. Der Prozess der stufenweisen Reformierung und Modernisierung entwickelte sich mit großen Schwierigkeiten. Die internationalen Bemühungen, auch im Rahmen von G8, zur Hilfeleistung der Staaten dieser Region bei der Überwindung der Krise wurden fortgesetzt. 

Das Bereich der gegenseitigen Interessen von Russland und der arabischen Gesellschaft erweiterte sich mit Hinblick auf die gleiche Auffassung der modernen Weltordnung. In vielen Richtungen wurden die politischen Beziehungen mit den Regionen und der Umfang der Zusammenarbeit in dem Bereich Wirtschaft entwickelt. Der Warenumsatz wuchs schnell und hat 11 Mrd. USD überschritten.

Die bilateralen Beziehungen zwischen Russland und Regionen von Nahost und Afrika entwickelten sich weiter. Das waren sowohl alte Geschäftspartnern, als auch relativ neue. Die ganze Region wurde umfasst.

Die Beziehungen zu Ägypten entwickelten sich dynamisch. Im März hat der Präsident der afrikanischen Republik Ägypten H. Mubarak Moskau besucht. Im November hat der Premierminister von Ägypten Ahmed Nasif Russland besucht. Als Ergebnis der Besuche haben die Seiten die Entscheidung getroffen, die strategische Partnerschaft weiter zu entwickeln. Die politischen Beziehungen der Staaten beeinflussten positiv die Zusammenarbeit in dem handleswirtschaftlichen Bereich.

Im Laufe des Besuches Libyens (April) vom Präsidenten W.W. Putin – erster Besuch eines russischen Staatsoberhaupts in diesem Land in der Geschichte der Beziehungen von zwei Staaten, sowie der Verhandlungen auf höchster Ebene in Moskau (Ende Oktober – Anfang November)  wurden die Grundlagen für die Vertiefung der bilateralen Beziehungen geschaffen. Im Rahmen der Realisierung der Vereinbarung über die Regelung der Schulden Libyens hat OAO "Russische Eisenbahn"(RSCHD) Erfüllung des größten ausländischen Vertrages bezüglich des Baus einer Zweigbahn in Libyen begonnen. Die Besprechung der gemeinsamen Projekte in den Gebieten Erdöl, Erdgas und Energiewirtschaft wurde fortgesetzt. Das Anlaufen des Atomkreuzers "Pjotr Weliki" in Tripolis im Oktober bedeutete die Erneuerung der Praktik der Besuche der Häfen Libyens von russischen Kriegschiffen.

Die Beziehungen zwischen Russland und Algerien wurden im Laufe des Besuches vom Präsidenten Algeriens A. Bouteflika in Moskau im Februar weiter vertieft. Ein wesentlicher Teil der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Russland und Algerien war das Erdöl- und Gasbereich. Dazu gehörten Erschliessung von Vorkommen, Aufbau der Pipelines, Infrastruktur des Verkehrsystems und Wasserwirtschaft.

Die Beziehungen zu den Staaten der arabischen Halbinsel entwickelten sich weiter. Im Laufe des aktiven Austausches von Delegationen wurden die Fragen der Zusammenarbeit in den Bereichen Handel, Wirtschaft, Kapitalanlagen und in dem militärtechnischen Bereich durchgearbeitet. Im Dezember hat der König von Bahrain Hamad Isa Al Khalifa Moskau besucht.

Unter den Umständen der Weltfinanzkrise ist die Bedeutung der Koordination mit den Staaten des Persischen Golfs auf den internationalen Märkten der Energieträger gewachsen. Die von der russischen Diplomatie vorbereitete Konzeption über Gewährung der Sicherheit in der Zone des Persischen Golfs wurde angennomen. In dieser Konzeption wurde die stufenweise Bildung des kollektiven Sicherheitssystems in der Region vorgesehen.

Der Besuch des Präsidenten von Syrien Baschar al-Assad, der im August stattgefunden hat, bekräftigte das zweiseitige Interesse an der Vertiefung des politischen Dialogs und Erhöhung der Effizienz der Zusammenarbeit. 

In den Beziehungen zu Libanon hat Russland die prinzipielle Linie zur Unterstützung der Souveränität dieses Staates fortgesetzt. Überdies unterstützte Russland den Staat bei der Überwindung der scharfen Phase der innenpolitischen Krise und der Abfindung des entsprechenden interlibanesischen Abkommens im Mai. Russland hat auch den neuen Präsidenten M.Sulaiman und die Bildung der Regierung der nationalen Einigkeit unterstützt.

Die Beziehungen zu Jordanien entwickelten sich weiter. Der König von Jordanien Abdullah II. hat Russland im Februar und im August besucht.

 Sehr aktiv war der Russisch-arabische Geschäftsrat. Im Oktober wurde in Moskau mit der Beteiligung der offitiellen Personen, Vertreter der Geschäftskreise der arabischen Staaten und Russland die Ausstellung "Arabia-Expo" zum ersten Mal durchgeführt. Der Präsident von Russland D.A. Medwedew hat sein Begrüssungsschreiben geschickt.

Man unterhielt die Beziehungen (inkl. politische Konsultationan) zu den Leitern der Arabischen Liga. Im Laufe dieser Konsultationen wurde das Herangehen an die wichtigsten Probleme der Region vereinbart. 

Russland fuhr fort, an der Tätigkeit der Organisation “Islamische Konferenz” als Beobachter teilzunehmen. Der Außenminister S. V. Lawrow war der Leiter der russischen Delegation auf der XI. Tagung der Organisation der Islamischen Konferenz (OIC), die im März in Dakar stattgefunden hat. Am 14. Juli wurde K. Sch. Ischakow laut der Verordnung vom Präsidenten der Russischen Föderation zum ständigen Vertreter Russlands im Hauptquartier der OIC in Jidda ernannt. Das Ziel dieser Entscheidung war die systematischere Entwicklung unserer Zusammenarbeit mit der OIC.

Die Beziehungen zwischen Russland und Israel behielten eine positive Dynamik und wurden auf die Erhaltung und Vertiefung des aktiven politischen Dialoges, die Diversifizierung der handelswirtschaftlichen Beziehungen, Erweiterung der humanitären und kulturellen Kontakte gerichtet. Ein wichtiger Schritt für die Entwicklung des Austauschs zwischen zwei Staaten war das Abkommen über die Abschaffung des Visa-Regimes, das in Kraft im September 2008 trat. Die regelmäßigen politischen Kontakte wurden fortgesetzt. Im Oktober hat der Premierminister E.Olmert Russland besucht. Ein Ereignis von großer Symbolik der  historischen kontinuierlichen Anwesenheit Russlands im Heiligen Land war die Umregistrierung der Eigentumsrechte der Russischen Föderation auf das  Hl. Sergius-Kloster  in Jerusalem (Dezember). 

Afrika

          Traditionsgemäß freundschaftliche Beziehungen zu den afrikanischen Ländern entwickelten sich weiter. Dabei wurde das  Hauptaugenmerk auf die Ausweitung einer vielseitigen Zusammenarbeit mit den einflussreichsten Staaten des Kontinents gerichtet.

          Eine wichtige Rolle wurde den regelmäßigen Kontakten zu den Staats- und Regierungsschefs der afrikanischen Länder zugeteilt.   Den Staatsoberhäuptern von Angola und Nigeria wurden die Sendeschreiben des russischen Präsidenten D.A. Medewedew geschickt, die die aktuellen Fragen der bilateraralen Beziehungen betrafen. Im Rahmen des russisch-afrikanischen Dialogs auf höchster Ebene ging die Übereinstimmung der Positionen zu Schlüsselaspekten der internationalen Tagesordnung,  einschließlich Fragen  der globalen Stabilität und Formierung einer multipolaren Weltordnung. 

Die praktischen Vereinbarungen wurden erreicht im Laufe des Besuches  vom Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden der Regierung  S.B. Iwanow  in der Südafrikanischen Republik (März),  des Besuchs vom Außenminister S.V. Lawrow in Senegal auf dem OIC-Sammit (März), seiner Kontakte  mit den Außenministern der afrikanischen Länder „am Rande“ der UN-Vollversammlung in New York (September).

In Russland weilten zu einem Besuch der Außenminister der Südafrikanischen Republik (Februar), der Außenminister Kenias (Juni), der Generalsekretär vom  auswärtigen Amt Kameruns (August), der Generaldirektor des Außenministeriums von Gabon (Augus), der stellvertretende Generaldirektor des Außenministeriums der Südafrikanischen Republik (November), der Generaldirektor des Außenministeriums von Madagaskar (Dezember). 

Es wurden die Konsultationen mit den außenpolitischen Behörden von 14 afrikanischen Ländern Afrikas durchgeführt. Dabei wurde die Nähe oder die Übereinstimmung der Positionen zu einem breiten Spektrum der Probleme der Weltpollitik bestätigt, was  zu einer guten Basis für ein konstruktives Zusammenwirken auf der Weltarena wurden. 

Die zwischenparlamentarischen Beziehungen bekamen eine weitere Entwicklung. Die Stellvertreterin des Vorsitzenden des Föderationsrates S.Ju. Orlowa stattete einen Besuch in Madagaskar (Juni) ab. Im September kam der Senatssprecher der Republik Madagaskar zu einem Gegenbesuch.  In Russland weilten zu einem Besuch der Vorsitzende der Nationalassembly von Gabon (August), der stellvertretende Vorsitzende des Nationalen Provinzenrates (Oberkammer) des Parlaments der Südafrikanischen Republik P. Hallander  (Mai), die Delegation der Nationaleassembly Sambiens  mit dem Vizesprecher M.V. Nalumango (Oktober).

Zur Positionsfestigung der Russischen Orthodoxen Kirche in den Ländern Afrikas trug die Visite vom Leiter der Abteilung für auswärtige Kichenbeziehungen des Moskauer Patriarchats Mitropoliten von Smolensk und Kaliningrad Kirill (November) in Angola, Namibien und der Südafrikanischen Republik bei.  

Es wurden Schritte unternommen zur Festigung der Beziehungen zur Afrikanischen Union (AU) und den subregionalen Integrationsvereinigungen. Die russischen Delegationen mit dem Sonderbeauftragten des russischen Präsidenten für Beziehungen zu den afrikanischen Staatschefs Direktor des Afrika-Instituts  der Russischen Akademie der Wissenschaften A.M. Wassiljew an der Spitze  beteiligten sich an zwei AU-Summits (Januar, Juli). 

Es wurde eine aktive politische Tätigkeit in der UNO, vor allem in ihrem Sicherheitsrat, fortgesetzt, zu Fragen der Festigung des Friedens und der Sicherheit in Afrika, einschließlich  Ausarbeitung einer Strategie der Regelung von bewaffneten Konflikten und Bestimmung von Mandaten für Friedensoperationen. Zu einer wichtigen Etappe der gemeinsamen Arbeit in afrikanische Richtung wurde die  im September stattgefundene Sitzung der UN-Vollversammlung auf hoher Ebene zu Forderungen nach der Entwicklung Afrikas (die russische Seite wurde vom stellvertretenden Außenminister A.V. Jakowenko vertreten). 

Die russischen Militärs und Mitarbeiter der Rechtsschutzorgane (gegen 230 Menschen) beteiligten aich an allen UN-Friedesnoperationen in Afrika, darunter in der Demokratischen Republik Kongo, Westsahara, Sierra-Leone, Cot d’Ivoir, Liberia, im Sudan. Im April  wurde der Beschluss gefasst, bei der EU-Friedensoperation in Tschad und der Zentralafrikanischen Repuiblik mit Einsatz von 4 Mi-8MT-Hubschraubern und bis 200 russischen Militärs einen Beistand zu leisten. 

Es stieg der Beistand bei der Ausbildung von Friedenssoldaten für die afrikanischen Länder. An den Militärlehranstalten des russischen Verteidigungsministeriums wurden mehr als 500 Teilnehmer  aus 17 afrikanischen Staaten ausgebildet. Im Ausbildungszentrum der Friedesnsoldaten am Allrussischen Institut für Weiterbildung der Mitarbieter des russischen Innenministeirums machten ihre Fortbildung mehr als 50 Spezialisten aus 11 afrikanischen Ländern. Außerdem machten mehr als 150 Vertreter der Rechtsschutzorgane aus den Ländern Afrikas ihre Weiterbildung im Fortbildungskurs bei der St. Petersburger Universität des Innenministertiums, der Wolgograder Akademie  des Innenministeriums, der Moskauer Universität des Innenministertiums, der Verwaltungsakademie des Innenministertiums und dem Allrussischen Institut für Weiterbildung der Mitarbieter des russischen Innenministeirums des Innenministertiums Russlands. 

Ein besonderes Augenmerk wurde auf die Erhöhung der Effektivität von den Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zu den afrikanischen Ländern  gerichtet. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Tätigkeit der bilateralen Zwischenregierungskommissionen (ZRK).  Es wurde die siebente Tagung der ZRK Russland-Südafrikanische Republik (Mai), die dritte Tagung der russisch-namibischen ZRK (November), die dritte Tagung der ZRK mit Äthiopien (Februar) durchgeführt. Im Rahmen der Vorbereitung  auf die Tagungen der ZRK fanden die Zwischensessionsarbeitstreffen der Ko-Vorsitzenden der ZRK Russland-Südafrikanische Republik (Februar, November), Russland-Guinea (November), sowie auch die fünfte Tagung der Gemeinsamen  wissenschaftlichtechnischen Kommission (April) statt. Im November fand in Moskau das Business-Forum Russland-Südafrikanische Republik statt. 

Die großen russischen Unternehmen setzten auf dem Kontinent die Verwirklichung der groß angelegten  Investitionsprojekte fort. Das trug zur positiver Dynamik der Entwicklung der russisch-afrikanischen Zusammenarbeit im Mineralien- und Rohstoffsbereich, Energie- und anderen Bereichen, zur Herausbildung von Voraussetzungen für eine erfolgreiche Lösung der akuten wirtschaftssozialen Probleme in der Region bei.  

Das Außenministerium Russlands unterstützte  auf diplomatischen Wegen die Tätigkeit der führenden russischen Unternehmen – AK „ALROSA“ in Angola und der Demokratischen Republik Kenia (Gewinnung von Diamantenvorkommen), OAO  „Gazprom“ und OAO „Lukoil“ in Angola, Nigeria, dem Äquatorialen Guinea, Gana, Cot-d’Ivoir (Erdöl- und Erdgassektor), (FGUP WO) „Technopromexport“ in Angola (Wasserkraftwerk-Bau), ОАО „WTB-Bank“ in Angola und Namibien (Erweiterung der Tätigkeit der Tochterbank in Luanda und der Filiale in Windhoek), OK RUSAL in Guinea (Abbau der Boxitenvorkommen, Produktion von  Tonerde) und Nigeria (Modernisierung des Aluminiumkombinats ALSKON), GK „Renowa“ in Gabon und der Südafrikanischen Republik (Gewinnung der Manganerzvorkommen), RKK „Energia“, FGUP „Rosoboronexport“ (gemeinsames Projekt auf dem Gebiet des Weltraumkommunikation in Angola), GMK „EurasGrup S.A.“ in der Südafrikanischen Republik (Vanadiumproduktion), OAO GMK „Norilsker Nickel“ in der Südafrikanischen Republik (Nickelproduktion).
Das Warenumsatzvolumen Russlands mit den afrikanischen Ländern südlich von Sahara überstieg im Laufe von 10 Monaten 2008  das Volumen der entsprechenden Periode des vorigen Jahres um  30% und machte 1,9 Mrd. USD aus.

Russland beteiligte sich auch weiterhin aktiv an den vereinbarten Schritten der internationalen Gemeinschaft  in komplexer Föderung Afrikas zwecks der Sicherung einer stabilen Entwicklung des Kontinents, darunter im G8-Rahmen. Die russische Seite beteiligte sich aktiv an allen Strukturen der G8 an der Erörterung der Fragen der Festigung der Partnerschaft mit Afrika,  darunter im Rahmern der Gruppe der persönlichen Beauftragten der G8-Chefs für Afrika,  Tagungen des Forums für Partnerschaft mit dem Kontinent (Tokio, April; Addis-Abeba, November) und des Konsorziums für Entwicklung der Infrastruktur in Afrika (Tokio, März; Dakar, November). Die Diskussion hatte auf diesen Tagungen einen konstruktiven Charakter, und die gefassten Beschlüsse entsprachen im Großen und Ganzen den russischen Herangehensweisen an die Förderungsfragen für den Afrikanischen Kontinent.  

Russland beteiligte sich an der Festlegung des Sekreteriatshaushalts vom Forum für Partnerschaft mit Afrika im Umfang von 200.000 USD,  es wurde ein Beitragsvorschlag vom Haushalt des Sekretariats des Konsortiums für die Entwicklung der Infrastruktur in Afrika im nächsten Jahr eingebracht.  

Der Hauptbeitrag Russlands zu den kollektiven Bemühungen bei der Förderung Afrikas ist nach wie vor mit der Erleichterung der Schuldenlast des Kontinents verbunden.  Der Umfang der abgeschriebenen Schulden betrug 20 Mrd. USD. Es werden Verhandlungen mit Benin, Guinea, Zambia, Madagaskar, Mosambique, Tansania und Äthiopien bezüglich der Abschreibung ihrer Schulden (gegen 0,5 MRD. USD) geführt. 

Dem Kontinent wurde eine wesentliche Hilfe bei der Kaderausbildung geleistet. Für das Studienjahr  2008-2009 wurden den Ländern Afrikas ca. 700 russische staatliche Stipendien zugeteilt. 

Russland beteiligte sich an der Initiative einer beschleunigten Finanzierung des Programms „Bildung für alle“. Im Juli wurde von der Regierung Russlands der Beschluss gefasst über  die Gewährung der Weltbank 2008-2012 von 42,9 Mio. USD. Für die Realisierung des 2006 von Russland initiierten  internationalen Programms der Qualitätssteigerung der Grundausbildung in den Entwicklungsländern, darunter afrikanischen Ländern, sowie auch 8,2 Mio. USD. für die Schaffung in Moskau eines Zentrums für internationale Zusammenarbeit in Bildungsfragen. Russland gewährte auch der UNESCO 425.000 USD. für die Finanzierung der internationalen Forschungen im Rahmen des Programms „Bildung für alle“. 

Es wurde fortgesetzt die  Förderung Afrikas im Bereich Gesundheitswesen. Die ganze Summe unseres freiwilligen Beitrags zum Globalen Fonds für Bekämpfung von HIV/AIDS, Tuberkulose und Malaria erreichte 40 Mio. USD. Außerdem beabsichtigen wir, dem Fonds bis  2010 alle Mittel zu begleichen, die er für die Verwirklichung der Projekte auf dem Territorium der Russischen Föderation ausgeben möchte (gegen 220 Mio. USD.). Das erweitert die Möglichkeiten des Fonds für Finanzierung der entsprechenden Programme in Afrika. 

Im Rahmen des Programms der Weltbank für die Bekämpfung der Malaria wurden die entsprechenden Maßnahmen in Zambia und Mosambique auf die Summe von 15 Mio. USD. getragen. Russland leistete den afrikanischen Staaten eine an die richtige Adresse gerichtete humanitäre Hilfe. Auf Kosten des russischen Beitrags zum UN-Weltlebensmittelprogramm wurde Äthiopien (4 Mio. USD) und Kenia (2 Mio. USD.) geholfen. 

Das russische Außenministerium erwies eine notwendige Expertenunterstützung den durch die russischen NGO getroffenen Maßnahmen zur Festigung des Zusammenwirkens mit afrikanischen Ländern.  Unter anderem fand im November die Konferenz „Verarbeitung von Rohstoffressourcen als Sicherheitsfaktor einer stabilen industriellen Entwicklung“ statt, die von der Wirtschafts- und Handelskammer Russlands im Rahmen des Tages des Industrialisierung  Afrikas durchgeführt wurde. 

Eine Prioritätsrichting ist der   Schutz der legitimen Rchte und Interessen unserer in den Ländern der Region wohnenden oder zeitweilig lebenden  Landsleute, und die rechtzeitige Hilfeleistung für sie. Dank den aktiven Handlungen des russischen Außenministeriums und der russischen Botschaften in Afrika wurden in dieser Richtung eine Reihe praktischer Resultate erreicht. Als Ergebnis der zielgerichteten Bemühungen unserer Botschaften wurden die finanziellen Diskrepanzen zwischen den Behörden Guineas und den Besatzungen von drei Seeschiffen geregelt; die von den nigerischen Banditen im Niger-Delta gefangengenommene russische Besatzung wurde befreit. Es wurden russische Bürger freigesprochen, die auf Madagaskar für den Versuch, illegal einige Vertreter der hiesigen Fauna auszufüren, verurteilt wurden. Es ging eine aktive Arbeit vor sich in Sachen Befreiung der an der Somaliküste von den Piraten gekapert, zu deren Besatzungen russische Bürger gehörten.  

Lateinamerika und das Karibische Becken

2008 wurd von einer der Zahl und politischner Bedeutung nach unvergleichbaren Reihe der russisch-lateinamerikanischen Kontakte auf höchster Ebene gekennzeichnet. Russlands Präsident D.A. Medwedew stattete im November  offizielle Besuche in Peru, Brasilien und Venezuela ab.  Er kam zu einem Arbeitsbesuch nach Kuba, im Verlaufe seines Aufenthalts in Lima führe er ein Treffen mit Chiles  Präsident M. Bachelet durch. Der Präsident von Venezuela H. Chavez weilte zweimal  - im Juli und im September – in Russland zu den Arbeitsbesuchen. Im Dezermber wurden Präsidenten Argentiniens C. Fernandez und Nakaraguas D. Ortega in Moskau offiziell empfangen.

  Die Entwicklung der interparlamentarischen Kontakte wurde fortgestzt. Die Delegationen  des Föderationsrates und der Staatsduma besuchten Chile im März, Venezuela im April, Argentinien im November, Kuba im Oktober und im Dezember. Die russischen Parlamentarier empfingen in Moskau ihre Kollegen aus Argentinien, Mexiko, Venezuela, Peru, Uruguay und Chile. 

Der russische Außenminister besuchte offiziell Kolumbien, Peru, Brasilien, Venezuela, Equador, empfing in Moskau die Außenminister von Argentinien, Mexiko, Kuba, Venezuela, Nikaragua.

Ziemlich intensiv wurden die zwischenstaatlichen Kontakte auf anderen Ebenen unterhalten. Es fanden in Russland die Besuche vom Vizepräsidenten Venezuelas (Juni), Kolumbiens (Juni), Uruguays und Perus (September) statt. Es fanden Arbeitsbesuche des Sekretärs des Sicherheitsrates N.P. Patruschew in Argentinien, Brasilien,  Venezuela und Äquador statt. Mit einigen Ländern wurden die Visiten  von Leitern der Gerichts- und Rechtsschutzbehörden, der Zentralbanken und von den Delegationen der Kommunalverwaltungen ausgetauscht.

Der politische Dialog Russlands mit den Staaten Lateinamerikas stieg qualitätsmäßig auf eine neue Stufe.  Die Kontakte zu den Partnern, sowohl auf bilateraler Ebene, als auch in dem BRIC-, G8 in Heiligendamm- und G20-Rahmen, sicherten die Unterstützung seitens der lateinamerikanischen Ländern für die russischen Herangehensweisen  an die wichtigsten internationalen Probleme.

Einen breiten Widerhall riefen in der Region und in der ganzen Welt die Flüge der russischen strategischen Luftwaffe nach Lateinamerika und ins Karibische Becken und die in der Karibiksee durchgeführten Schiffsmanöver der russischen Kriegsmarine hervor.  

Erfolgreich wurde die Arbeit zur Ausweitung und Vervollkommnung der vertragsrechtlichen Basis der russisch-lateinamerikanischen Beziehungen fortgesetzt. Im Laufe des Jahres wurden mehr als zwanzig Übereinkommen mit Argentinien, Brasilien,  Mexiko, Venezuela, Peru,  Äquador, Kuba unterzeichnet. Unter anderem wurde eine Reihe von wichtigen Vereinbarungen im handelswirtschaftlichen, darunter finanziellen Bereich, im Bereich der Wissenschaft und militärtechnischer Zusammenarbeit fixiert. 

Die Beziehungen Russlands zu den in der Region tätigen multilateralen Integrationsgruppen wurden weiter gefestigt. 

Im Verlauf seines November-Aufenthalts in Caracas traf sich der russische Präsident D.A. Medewedew mit Staatschefs und Vertretern der Mitgliedsländer der  Bolivarischen Alternative für Amerika – ALBA (Bolivien, Venezuela, Gonduras, Dominikana, Kuba, Nikaragua,  Äquador).

„Am Rande“ der 63. UN-Vollversammlung in New-York fanden im September die Treffen    von S.V. Lawrow mit der „Drei“ der RIO-Gruppe statt.

Entsprechend dem Memorandum über die Schaffung eines Mechanismus des politischen Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen Russland und dem Südamerikanschen Gemeinschaftsmarkt (Mercosur) wurde die Arbeit am Abkommen über die Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaft und Entwicklung fortgesetzt.  Es wurden vereinbart und zur Unterzeichnung vorbereitet die Abkommen zwischen den Kammern der Föderalen Versammlung der Russischen Föderation  und dem Mercosur-Parlament. 

Erfolgreich wurden die Expertenkonsultationen mit Außenministerien der Mitgliedsländer der Andengemeinschaft (CAN) durchgeführt. Im September-Oktober kam der CAN-Generalsekretär F. Ellers zu einem Besuch nach Moskau. Es wurden ständige Arbeitskontakte zu dem Zentralamerikanischen Intergrationssystem  (CAIS), der Lateinamerikanischen Integrationsassotiation (LAI), Assotiation Karibischer Staaten (AKS) unterhalten. Seinen Beobachterstatus, den Russland in der  Organisation amerikanischer Staaten (OAS) innehat, wurde zwecks der Unterstützung der russischen Prioritäten in der Region ausgenutzt, unter anderem im antiterroristischen Bereich  und im Bereich der Bekämpfung vom illegalen Drogenhandel. 

Ein wesentlicher Fortschritt wurde im Bereich der handelswirtschaftlichen Zusammenarbeit erreicht. Mit viel Aufwand wurden die Sitzungen der Zwischenregierungskommissionen (ZRK) für die handelswirtschftliche und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit Argentinien, Brasilien, Kuba, Chile, Venezuela – Kommissionen auf einer hohen Ebene - durchgeführt. Er wurde die Vereinbarung erreicht, die Arbeit der ZRK mit Nikaragua und Peru neu aufzunehmen. Der Warenumsatz Russlands mit Ländern dieser Region  stieg in einem Jahr um mehr als 35% 
(von 11 bis 15 Mrd. USD.). Es aktivierte sich die Arbeit um die Steigerung des russischen Exports von der Industrieproduktion, Hochtechnologien, darunter auf dem Gebiet der Weltraumerschließung und der friedlichen Anwendung der Atomenergie.  Zum ersten Mal begannen die führenden russischen Unternehmen, einschließlich OK RUSAL, OAO „Lukoil“ und OAO „Gazprom“, große Wirtschaftsprojekte zu verwirklichen.

Eine weitere Entwicklung begannen die Beziehungen im humanitären Bereich.   Im Mai wurde in Buenos-Aires die 2. Regionale Konferenz der Landsleute von den Ländern Amerikas durchgeführt.  Einen Widerhall rief im September-November die Durchführung einer großangelegten komplexen Veranstaltung – der Tage Russlands in den Ländern Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Venezuela, Kosta-Rika, Kuba, Paraguay, Chile). Leiter der russischen Behörden, Delegationen  der Russischen Orthodoxen Kirche und der Unternehmer besuchten die Region, es wurden Konzertprogramme organisiert, ein Filmfestival, Business-Seminare, Treffen mit Landsleuten durchgeführt. 

WIRTSCHAFTSDIPLOMATIE

Als Priorität der russischen Außenpolitik blieb die Förderung der nationalen Wirtschaft durch eine konsequente Ausweitung der Beteiligung Russlands an den Weltwirtschaftsbeziehungen unter den Konditionen der Nichtdiskriminierung.  Die diplomatischen Bemühungen konzentrierten sich auf die Gewährung der Sicherheit des Landes, Formierung  eines gerechten Welthandelsystems, einer gleichberechtigten Beteiligung der Russischen Föderation an den internationalen Wirtschaftsorganisationen, der Diversifikation  der russischen Anwesenheit auf den Weltmärkten durch die geografische Ausweitung der außenwirtschaftlichen Beziehungen und der Exportnomenklatur. 

Es wurden Schritte unternommen in der Bekämpfung der handelspolitischen Maßnahmen der ausländischen Staaten, die die Rechte der Russischen Föderation und der russischen Unternehmen verletzen, die russischen Investoren und Exporter auf den ausländischen Märkten diskriminieren.  

Das Investitionsklima bleibt in Russland trotz der globalen Wirtschaftskrise im Großen und Ganzen günstig.  Nach Einschätzungen der UN-Konferenz über Handel und Entwicklung gehörte Russland zu den fünf  investitionsgünstigen Ländern. 

Nach dem Stand Ende September betrug der Umfang der gesammelten ausländischen Investitionen in der russischen Wirtschaft laut den Angaben von Rosstat 251,3 Mrd. USD., was um 27% mehr als im vorigen Jahr ist. Die Hauptinvestoren waren die Länder Zypern, Großbritannien, die Niederlande, Deutschland, Luxemburg, Frankreich, Virginier (Britische)  Inseln. Ihr Anteil waren 78% vom gemeinsamen Volumen der ausländischen Investitionen und 81,1% vom allgemeinen Umfang der direkten ausländischen Investitionen.

Im Laufe von neun Monaten 2008 wurden in die russische Wirtschaft  75,8 Mrd. USD. der ausländischen Investitionen angelegt, was um 13,8% weniger ist, als die Investitionen im gleichen Zeitraum des  vorigen Jahres, in erster Linie – wegen der Probleme mit der Liquidität auf dem Finanzmarkt.  

Tiefer wurde das Zusammenwirken des russischen Außenministeriums mit den einheimischen Unternehmern.  Es wurden die Vereinbarungen über die Zusammenarbeit mit GK „Rosnanotechnologien“  und ОАО „GMK „Norilski Nikel“ unterzeichnet.

Die Hauptaufgabe des Unternehmerrates bei dem Außenministerium war Festitung der Koordination mit den einheimischen Unternehmen im Interesse des Schutzes von nationalen politischen und wirtschaftlichen Interessen im Ausland.  

Im Energiebereich wurden zusammen mit fachkundigen Behörden die Maßnahmen getroffen zur Erfüllung des Maßnahmenplans für globale Energiesicherheit, der auf dem G8-Gipfel 2006 in St. Petersburg angenommen wurde.  Eine wichtige Rolle gebührte der Entwicklung des Energiedialogs Russland-EU, der Unterstützung von Kontakten mit großen Energieverbraucherländern.  Das russische Außenministerium koordinierte die Herangehensweisen an die Problematik des Vertrags  zur Energiecharta, so wie auch  zum Zusammenwirken mit OPEC, IEA, IWF und im Rahmen des Forums der Erdgasexporterländer

Groß angelegte Investitionsprojekte in dem Energiebereich wurden auf diplomatischem Wege begleitet (Erdgaspipeline „Nordstrom“, Transbalkan-Erdölpipeline, Erdölpipeline Ostsibirien – Pazifik, Ostseepipeline und das Kaspische Pipelinekonsorzium). Es begann die Arbeit an dem Projekt  „Südstrom“ und der Transkaspischen Erdgaspipeline. Eine der Schlüsselrichtungen in Mittelasien war die Sicherheit des Energietransits, darunter aus der Kaspischen Region, durch das Territorium Russlands.  

Das Hauptaugenmerk wurde auf die Realisierung des Transitpotenzials Russlands als „Transportbrücke“ zwischen Europa und Asien gerichtet. Auf der diplomatischen Ebene wurde bei der Ausarbeitung der Frage über die Verbindung der russischen und der europäischen Transportinfrastruktur Beistand geleistet.  

Es wurde fortgesetzt der Verhandlungsprozess über Aufnahme in die WTO mit dem Ziel der Erhöhung der Rolle Russlands bei der Ausarbeitung von Regeln des Welthandels, Schaffung von stabilen und  voraussagbaren Rahmen für die Tätigkeit der einheimischen und ausländischen Unternehmen. Mit allen interessierten WTO-Mitgliedsländern wurden bilaterale Verhandlungen auf dem Gebiet von Waren und Diensleistungen abgeschlossen. Ein großer Fortschritt wurde während auf dem vielseitigen Verhandlungsweg erreicht.

Es wurde eine aktive Arbeit zwecks der Koordinierung des Verhandlungsprozesses zum Beitritt Russlands zur Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) auf Grund der 2007 angenommenen „Roadmap“ durchgeführt. Im Februar fand der Besuch der OECD-Delegation mit  dem stellvertretenden Generalsekretär T.Aski an der Spitze in Moskau statt. In seinen Rahmen wurden die umfangreichen Konsultationen der Sekretariatsmitarbeiter der Organisation  mit Vertretern von mehr als 20 russischen Behörden  zu substanziellen und organisatorischen Fragen des Verhandlungsprozesses, Vorbereitung des Projekts vom Memorandum über die Position Russlands bezüglich der normrechtlichen Basis  der OECD.
Im Juni fand in Paris die Sitzung des OECD-Rates auf Ministerebene statt, zu der Russland  zum ersten Mal als ein Beitrittsland  eingeladen wurde, was im Vergleich mit dem traditionellen einen breiteren Beteiligungsformat vorsieht. 

Den interessierten russischen Behörden wurde auf ständiger Grundlage bei Beteiligung an der Sitzungen der zuständigen Organisationskomitees Unterstützung geleistet.  

Mit Hinblick auf die globale Finanzkrise wurde besonders aktuell der Dialog mit internationalen Finanzorganisationen und Foren, darunter mit der „Gruppe 20“ und den Bretton-Wud-Instituten, zwecks Ausarbeitung einer vereinbarten Linie für die Überwindung ihrer negativen Folgen. 

Im Laufe des G20-Gipfels wurde in Washington im November die Deklaration über die Finanzmärkte und Weltwirtschaft angenommen,  in der allgemeine Prinzipien der Reformierung vom Weltfinanzsystem  und der konkrete Handlungsplan zu ihrer Realisierung festgelegt wurden.  Die von der russischen Seite vorgeschlagenen Ideen und Herangehensweisen fanden in diesem Dokument im Großen und Ganzen eine adäquate Widerspiegelung.  Dazu zählen die Erhöhung der Transparenz und der Rechenschaftspflicht des Finanzsektors, Maßnahmen für Steigerung der Effektivität der Wirtschaftsregelung, Sicherung der Stabilität von Finanzmärkten, Ausweitung der vielseitigen  Zusammenarbeit und Reform der internationalen Finanzinstitute.

Auf einer neuen konstruktiven Grundlage wurde die Zusammenarbeit mit der Weltbank fortgesetzt als ein wichtiger Kanal des Erfahrung- und Wissenssaustauschs auf dem Gebiet der Förderung der internationalen Entwicklung, die Beteiligung der Bank am russischen Programm „Erleichterung der Schuldlast für die Entwicklung“ verwirklicht, das die Konvertierung der Schulden von einigen afrikanischen Ländern an Russland in allgemeiner Summe von 558 Mio. USD. in Hilfsprojekte  vorsah. Im Oktober wurde das Abkommen über die Realisierung der gemeinsamen Initiative von Russland, der Weltbank und  OECD zu Fachkundigkeit im Bereich Finanzen, in deren Trustfonds unser Land 15 Mio. USD investiert hat.

Russland blieb der größte Markt für die Kapitalanlagen der  Internationalen Finanzkorporation (IFC) und der Europäischen Bakt für Rekonstruktion und Entwicklung  (EBRD). Der Umfang der von ihnen gesammelten Investitionen, hauptsächlich in dem Privatsektor der russischen Wirtschaft, machte 2,8 Mrd. USD. und entsprechend 10,5 Mrd. Euro aus. Russland  behielt auch den ersten Platz  unter den Benefiziantenländern der Multilateralen Investitionsgarantie-Agentur (MIGA). Für die russische Seite ist nach wie vor von großem Interesse die Zusammenarbeit mit der Internationalen Finanzkorporation (IFC) und der MIGA auf den Märkten der dritten Länder.

Ein besonderes Potential stellt aus der Sicht der Festigung der wirtschaftlichen Positionen Russlands  in den lateinamerikanischen und asiatisch-pazifischen Regionen der Anschluss der Russischen Föderation  an die Tätigkeit der Asiatischen Entwicklungsbank (AsEB) und der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB). Es wurde die Arbeit an der Forschung der Konditionen des möglichen Beitritts Russlands zu diesen finanziellen Instituten fortgesetzt.

Es wurden Bemühungen unternommen zur baldmöglichsten Schließung der Verhandlungen über die Schaffung auf Grund der Internationalen Investitionsbank und der Internationalen Bank der Wirtschaftszusammenarbeit einer einheitlichen internationalen Entwicklungsbank mit dem Stabsquartier in Moskau.

Im Rahmen der UN-Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD) wurden aktiv Fragen der Vervollkommnung des vielseitigen Handelssystems, Formierung der internationalen Mechanismen der Leitung von Globalisierungsprozessen und Verteidigung der Interessen Russlands in diesem Bereich erörtert. 

RECHTSSCHUTZ DER AUSSENPOLITISCHEN TÄTIGKEIT

Eine strenge Einhaltung der internationalen Rechtsnormen und Festigung der Rechtsgrundlagen der modernen Weltordnung blieb eine der russischen außenpolitischen Prioritäten. Die Treue dem Völkerrecht,  Stützung darauf bei der Realisierung der Interessen Russlands, Gregenwirkung den Verletzungen der Rechtsnormen seitens der anderen Länder – diese Prinzipien wurden konsequent in Beschlüssen der Führung des Landes und der alltäglichen außenpolitischen Tätigkeit realisiert.  

In der praktischen Arbeit orientierten sich die russischen Diplomaten an der konsequenten Erfüllung der internationalen Verpflichtungen unseres Landes, Sicherung der Einhaltung von solchen Verpflichtungen durch die Partner, Vervollkommnung der völkerrechtklichen Normen.

 Das Völkerrechtssystem unterlag 2008 ernsthaften Prüfungen mit Hinblick auf zwei  große regionale Krisen: die Kosovo-Krise und die Kaukasische Krise, deren Ergebnis ein mächtiger Schlag auf die Autorität und Wirksamkeit der völkerrechtlichen Normen war.  Die russische Seite vertrat in diesen Fragen konsequent die Position, die sich auf der Theorie und Praxis des Völkerrechts basiert.  Russland unterstützte nicht die Unabhängigkeit des Kosovo, denn aktive Regelungsprozesse mit Beteiligung der UNO und anderer  internationaler Strukturen, so wie die unumkehrbaren politischen Veränderungen in Serbien hinterließen keine Zweifel daran, dass die Kosovo-Albanier im Rahmen des erneuerten serbischen Staates in allem Umfang die persönlichen und kollektiven Rechte genießen würden. Andererseits  zeigten die August-Ereignisse bezüglich Abchasiens und Südossetiens,  dass die internationalen Mechanismen nicht ganz effektiv funktionierten und der georgische Staat eine Gefahr nicht nur für die Rechte, sondern auch  für die Existenz des südossetichen und abchasischen Volkes selbst darzustellen begann.  Folglich hatten diese Völker keinen anderen Weg der Realisierung des Selbsbestimmungsrechts außer Schaffung der eigenen unabhängigen Staaten.  Gerade durch solche Deutung der Rechtsnormen wurden entsprechende politische Entscheidungen getroffen.

In beiden Fällen fuhr Russland fort, die Bewahrung der zentralen UN-Rolle in Aufrechterhaltung des Weltfriedens und Sicherheit und im universalen  System der völkerrechtlichen Regelung im Ganzen zu schützen. So schlug Russland mit Beginn des georgischen Angriffs auf Südossetien als erstes vor,  die entstandene Situation im UN-Sicherheitsrat zu bewerten. Nach Beschlussfassung über die Einführung in die Region der zusätzlichen russischen Streitkräfte informierten wir entsprechend Artikel 51 der UN-Charta  den UN-Sicherheitsrat über die Durchführung der Handlungen von Russland im Rahmen der Realisierung des legirimen Rechts auf Selbstverteidigung, das als Ergebnis eines zielgerichteten Angriffs Georgiens auf die rechtmäßig in Südossetien stationierten russischen Friedenstruppen entstand. Im Fall Kosovo bestand die russische Seite auf der Notwendigkeit von vielseitigen Handlungen in strenger Entsprechung der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates.  

Im Kontext der Einhaltung und Festigung des Völkerrechts ist es wichtig, dass beide Sujets ihre Fortsetzung in den  internationalen Gerichtsorganen eine Fortsetzung fanden. Von der UN-Vollversammlung wurde ein Antrag an den Internationalen Gerichtshof bezüglich der Rechtmäßigkeit der Proklamierung der Unabhängigkeit des Kosovo gestellt.  Die Kaukasische Krise wurde zum Zentrum der Aufmerksamkeit gleichzeitig von drei führenden Gerichtshöfe der internationalen Jurisprudenz: des Internationalen Gerichtshofs, des Internationalen Kriminalgerichts (IKG) und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR).  Solche Entwicklung der Ereignisse zeigte eine Bedürfnis an den obengenannten Strukturen für eine zivilisierte Lösung der Probleme der zwischenstaatlichen Beziehungen. 

Südossetische Ereignisse wurden zum Anlass für Russland, als eine Streitseite im UN-Hauptgerichtsorgan – dem Internationalen Gerichtshof in den Haag zu debütieren. Die entsprechende Organisation der Vertretung der russischen Interessen im Gerichtshof führte im Großen und Ganzen zu einem befriedigenden Ergebnis der ersten Etappe der Gerichtsverhandlung nach Georgien-Klage.  Die russische Beteiligung an den Verhandlungen wurde in den internationalen Rechtskreisen hoch bewertet. 

Die Behandlung des kaukasischen Konflikts im Internationalen Strafgerichtshof wurde zu einem Impuls für das Zusammenwirken mit diesem Organ, obwohl Russland kein Mitgliedsland des Rom-Statuts ist. Wir haben in den Internationalen Strafgerichtshof einen bedeutenden Umfang von Materialien über vermutliche Verbrechen übergeben, die von der georgischen Führung im Verlauf des Angriffs auf Südossetien vollbracht wurden.
Im Rahmen der spezielen Arbeitsgruppe der Generalversammlung von Mitgliedsstaaten des Internationalen Strafgerichtshofs wurde die Arbeit an der Definition des Verbrechens Aggression fortgesetzt. Und hier fuhr unser Land fort, der Ausrichtung auf Verwischung und Einschränkung der Prärogative des UN-Sicherheitsrates entgegenzuwirken. Eine große Gruppe von Staaten bestand auf solch einer Definition, die es dem Gericht erlauben könnte, seine Jurisdiktion über das Verbrechen Aggression ohne entsprechenden Beschluss dafür seitens des UN-Sicherheitsrates festzustellen. Zusammen mit anderen ständigen UN-Sicherheitsratsmitgliedsländern wies Russland solche Versuche zurück.  

Russland bestand beharrlich auf einer strengen Einhaltung der Fristen, die von dem UN-Sicherheitsrat für den Abschluss der Tätigkeit von internationalen Strafgerichtshöfen für Ex-Jugoslawien  und Ruanda  unabhängig von der Gefangennahme der Angeklagten, die noch  auf freiem Fuss sind, bestimmt wurden. Die russische Seite trat für die Übergabe der Akten den nationalen Gerichtsorganen, beteiligte sich an der im UN-Sicherheitsrat durchgeführten Arbeit zur Lösung der Organisations- und Rechtsfragen, die mi der Ausübung der „Restfunktionen“ der internationalen Strafgerichtshöfe für Ex-Jugoslawien  und für Ruanda  nach 2010 verbunden waren.

Russland leistete seinen Beitrag zur Entwicklung des internationalen humanitären Rechts.  Unter anderem wurde das Protokoll  über explosionsgefährliche Überreste des Krieges (Protokol V) zur Konvention über nichthumanitäre Waffen ratifiziert. Dem Thema  des internationalen humanitären Rechts schließt an ein anderes Dokument, das  im Rechenschaftsjahr ratifiziert wurde, – Fakultatives Protokoll zur Konvention über Kinderrechte, das die Beteiligung der Kinder an den bewaffneten Konflikten verbietet.

Völkerrechtliche Sicherheit der Seefahrt, einschließlich der Beteiligung Russlands  an der UN-Arbeit, ihrer speziellen Behörden und anderer internationaler Organisationen, die sich mit Problemen des Weltozeans beschäftigen, sowie auch entsprechender internationaler Konferenzen und Foren, blieb eine der wichtigsten Richtungen  der außenpolotischen Bemühungen des russischen Außenministeriums.

Im Juni wurde zum Richter des Internationalen Gerichtshofs für Seerecht Professor des Moskauer Instituts für Internationale Beziehungen (MGIMO (U)) W.W.  Golizyn – ein angesehener russischer Experte auf dem Gebiet des internationaeln Seerechts – gewählt.

Die Vertreter Russlands beteiligten sich aktiv an der Erärterung der Resolutionen der 63. UN-Vollversammlung zu der  Seethematik, an den Diskussionen über eine ganze Reihe von Fragen des internationalen Seerechts  (unformaler Konsultationsprozess, Regime der Bewahrung und Benutzung von Objekten der biologischen Meervielfältigkeit über die Grenzen des nationalen Rechtshoheit hinaus, Treffen der „führenden Seemächte“), an der Arbeit des Internationalen Organs für Meerboden, darunter für Ausarbeitung der Regeln zur Schürfung der polimetallischen Sulfide, deren Gewinnung ein bedeutendes wirtschaftliches Interesse für Russland darstellt.

Einen wichtigen Platz nahmen die Fragen der internationalen Zusammenarbeit im Kampf gegen die Piraten an der Somaliküste ein. Die russische Seite beteiligte sich an der Vorbereitung und Beschließung der Resolutionen des UN-Sicherheitsrates 1816, 1838, 1846 и 1851, die eine Reihe von effektiven Maßnahmen zur Bekämpfung von Piraten vorsieht, bis hin auf die Vernichtung ihrer Infrastruktur an Land.  Russland ist bestrebt, im Rahmen der internationalen Koordinationsmechanismen zu arbeiten, die entsprechend diesen Beschlüssen des UN-Sicherheitsrates geschaffen werden.

Entsprechend den Verweisungen des russischen Präsidenten wurden die Fragen  des Zusammenwirkens mit einzelnen Staaten und internationalen Organisationen zu den Fragen der Piratenbekämpfung durchgearbeitet. Vom Verteidigungsministerium Russlands wurde Beistand geleistet zu der Knüpfung von Kontakten in diesem Bereich mit Frankreich, den USA, es wurde mit der Europäischen Union gearbeitet, die ihre erste Marineoperation gerade gegen die Piraten an der Somaliküste durchführt.

Das russische Außenministerium spielte eine bedeutende Rolle bei der Ausarbeitung und Vereinbarung  der Grundlagen der Staatspolitik der Russischen Föderation in der Arktis  für die Zeitperiode bis 2020.

Die Vertreter des russischen Außenministeriums nahmen aktiv Teil an der Arbeit der Regierungskommission zu Fragen der Entwicklung des Fischfangkomplexes, an den Verhandlungen und Konsultationen in Richtung der bilateralen und multilateralen Fischfangorganisationen, der Arbeit zur Vervollkommnung der inneren normativen Basis, die  internationale Aspekte der Fischfangs regelt.

Es wurde die Arbeit über eine völkerrechtliche Bestimmung der Staatsgrenze der Rusischen Föderation durchgeführt, einschließlich der Abgrenzung des Meerraums. Zur wichtigsten Leistung wurde der vollständige Abschluss der Markierung der Grenze zu China. Mit der chinesischen  Seite wurde eine Vereinbarung erreicht über die Vorbereitung auf die Überprüfung des östlichen Grenzteils.

Es wurde die Markierung der Grenze zu Litauen und Kasachstan fortgesetzt. Es wurde die Staatsgrenze zu Finnland und Norwegen überprüft. Es wurde das russisch-norwegische Abkommen über die Abgrenzung der Meeresräume in der Region des Warangerfjords, dessen Inkrafttreten im Juli zum Zeugnis  einer konsequenten Bewegung in dem komplizierten Prozess der Grenzmarkierung der Meerräume in der Barenzsee wurde.

Weiter entwickelte sich  die verhandlungsrechtliche Basis für die Zusammenarbeit der Russischen Föderation mit den anderen Staaten und internationalen Organisationen. Im Laufe des Jahres wurden von Russland die Gesetze über die Ausdrucksweise der Zustimmung für die Unabdingbarkeit (der Ratifizierung, Anschließung, Annahme) einiger Duzende von internationalen Verträgen beschlossen. Vom Präsidenten und der Regierung der Russischen Föderation wurden Beschlüsse über die Unterzeichnung von mehr als 170 zwischenstaatliche und Zwischenregierungsabkommen gefasst. Zu den führenden Blockthemen, die sich  2008 entwickelten, wurden die Festigung der Rechtsbasis der Eurasiatischen Wirtschaftunion, Grenzunion, Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (OVKS) und SOZ; Konsulatsproblematik, einschließlich Erleichterung des Reiseregimes der Bürger; Mitarbeit im Strafrechtbereich.

Einen besonderen Platz unter den abgeschlossenen Verträgen nahmen traditionsgemäß die Abkommen im Rahmen der Gemeinschaft der Unabhängigen Staaten ein. Auf Empfehlung des Konsultationskomitees der Leiter der Rechtsdienste der Außenministerien der  Gemeinschaft bestätigte der GUS-Außenministerrat eine neue Redaktion für die Ausarbeitung der Projekte der internationalen Abkommen, die im Rahmen der Gemeinschaft abgeschlossen wurden. Von dem Komitee wurden die Methodischen Empfehlungen für die Praxis der Formulieurng von Klauseln zu den internationalen Verträgen für die Vorlegung zur Bestätigung durch den GUS-Außenministerrat beendet. Eine andere Richtung der Tätigkeit des genannten Konsultationskomitees blieb die Arbeit an der Regelung der Praxis der Beschlussfassung durch die GUS-Organe.

Es wurde die Herausbildung der verhandlungsrechtlichen Basis der Eurasiatischen Wirtschaftunion  (EAWG) fortgesetzt. Eines der Schlüsselabkommen im Rahmen der Vertiefung der Integration in dem Handels- und  Wirtschaftsbereich und der Entwicklung der Investitionszusammenarbeit wurde das im Verlauf der zwischenstaatlichen  Ratssitzung der Euroasiatischen Wirtschaftsunion unterzeichnete Abkommen (12. Dezember) über die Unterstützung und gegenseitigen Schutz der Investitionen in den Mitgliedsstaaten der Eurasiatischen Wirtschaftsunion, das günstige Bedingungen schafft und notwendige Staatsgarantien für die Investoren der Mitgliedsstaaten der Eurasiatischen Wirtschaftsunion vorsieht, die ihr Geld auf dem Territorium der GUS-Länder anlegen.

Wesentlich wurde die vertragsrechtliche Basis der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens im Rahmen der Eurasiatischen Wirtschaftsunion erweitert. Es wurde eine Reihe von Abkommen abgeschlossen, die die Fragen der Sanitätsepidemiologischen Sicherheit und der Durchführung der antiepidemischen Maßnahmen regeln. Diese Abkommen haben eine wesentliche Bedeutung für die Arbeit zur Harmonisierung der nationalen Gesetzgebung und Festlegung der einheitlichen Regeln und Forderungen in diesem Bereich. Eines der Schlüsselabkommen ist in dieser Hinsicht  das Abkommen über die Durchführung einer vereinbarten Politik im Bereich der technischen Regelung, der sanitären und phitosanitären Maßnahmen (wurde am 25. Januar abgeschlossen).

Die Herausbildung vom System des Informationaustausches auf dem Energiegebiet zwischen den Mitgliedsstaaten der Eurasiatischen Wirtschaftsunion wurde fortgesetzt.  Zu diesem Zweck wurde am  12. Dezember das Abkommen über die Bildung des gemeinsamen Systems des Informationssicherheit des Energiemarktes der Mitgliedsstaaten der Eurasiatischen Wirtschaftsunion unterzeichnet.

Erfolgreich wurde 2008 für die Ausweitung der vertragsrechtlichen Basis der Zollunion im EAWG-Rahmen. Bedeutend erweiterte sich die Vertragsbasis der Unionstätigkeit über allgemeine Zollfragen, im Bereich der Tarifpolitik und der Zollkontrolle, die zur Harmonisierung des Zollrechtswesens der Seiten und Unifizierung  ihrer Zollforderungen beiträgt. In dieser Hinsicht haben eine Schlüsselbedeutung die  2008 unterzeichneten Abkommen: über Arten der Zollprozeduren und Zollregime; über einheitliche Bestimmungsregeln des Herkunftslandes der Waren; über die Anwendung der speziellen Schutz-, Antidamping- und Kompensationsmaßnahmen in Bezug auf dritte Länder; über einheitliche Zoll-Tarif-Regelung; über die Bestimmung des Zollwerts der Waren, die über die Grenze der Zollunion gebracht werden; über die Regeln der Warendeklaration.

Die Anerkennung der Unabhängigkeit von Abchasien und Südossetien verlangte die Schaffung einer vollständigen vertragsrechtlichen Basis für die Beziehungen mit diesen Staaten. Es wurden Verträge verfasst über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe, die Ausarbeitung der anderen erstrangigen Abkommen, die die Sicherheit von zwei jungen Staaten  gewähren müssen, begann, sowie auch die  normale Entwicklung der wirtschaftlichen und humanitären Beziehungen zwischen den russischen, abchasischen und südossetischen Bürgern und Organisationen. 

Es wurden die Verhandlungen mit der Schweiz über die offizielle Vertretung der Interessen Russlands in Georgien und Georgiens in Russland geführt, was zu einer Neuigkeit in der russischen diplomatischen Praxis wird. Russland selbst brachte die Bereitschaft zum Ausdruck, die Interessen Abchasiens und Südossetiens in anderen Staaten zu vertreten.

Russland nahm die Korrektur zur Konvention über den physischen Schutz des Kernstoffes angenommen. Dieses vielseitige Dokument ist auf die Festigung des völkerrechtlichen Regimes der Atomsicherheit gerichtet, einschließlich der Maßnahmen zur Gegenwirkung dem Atomterrorismus und dem jeglichen anderen nicht sanktionierten Zugang zu den Atommaterialien.

Russland schloss sich an zwei Verträge der Weltorganisation für intellektuelles Eigentum an: über das Autorrecht, so wie auch über Darbietungen und Phonogrammen. Diese Verträge bringen eine Reihe von Bestimmungen ein, die die Besonderheiten des Autorrechtschutzes und der Medienrechte im digitalen Bereich reglementieren. Sie bringen minimale Forderungen des Autorrechtschutzes und der Medienrechte auf eine höhere Ebene, was das Schuztregime der Interessen der russischen Rechtsträger im Ausland festigen hilft.

Von den anderen universellen und allgemeineuropäischen Konventionen, Einverständnis mit denen Russland 2008 zum Ausdruck brachte, sind die Rahmenkonvention der Weltgesundheitsorganisation  über den Kampf gegen Tabak und zusätzliche Protokolle zu der Europäischen Rahmenkonvention über die Grenzzusammenarbeit der territorialen Gemeinschaften und Behörden zu nennen.

Russland beteiligte sich aktiv an der Tätigkeit der Internationalen Organisation für Zivilluftfahrt (ICAO). In der  ICAO wurde die Arbeit zu Besserungsanträgen in die Beilagen zur Chicago-Konvention durchgeführt, die Beschlussfassung der Konvention über  den Schadenersatz den dritten Personen wurde vorbereitet, der als Folge der Akte der rechtwidrigen Einmischung mit Beteiligung  der Flugzeuge zugefügt wurde, Konvention über  den Schadenersatz den dritten Personen als Folge der gewöhnlichen Vorfälle mit Beteiligung  der Flugzeuge, des Protokolls zur Konvention über den Kampf gegen gesetzwidrige Angriffe auf die Flugzeuge, des Protokolls zur Konvention über die Bekämpfung der illegalen Akte, die gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt gerichtet ist.

Es wurde die rechtmäßige Erledigung der Initiative über die Zusammenarbeit im Luftraum im Rahmen des Russland-Nato-Rates fortgesetzt. Zwecks der Bekämpfung der Terrorismusgefahr im Lufttransport und der Gewährleistung der Sicherheit des Luftraumsverkehrs durch die Teilnehmerstaaten der Initiative  (Russland, Norwegen, Polen, die Türkei) wurde zwischen den Behörden ein Memorandum über das gegenseitige Verständnis über Umtausch von Informationen vom Luftraumsverkehr – eines der Schlüsseldokumente, die die Grundlage des praktischen Zusammenwirkens der Seiten auf ständiger Basis im Rahmen  der Initiative über die Zusammenarbeit im Luftraum ausmachen.

Mit der Steigerung der Intensivität der internationalen Kommuniktion,  Ausweitung der Mannigfaltigkeit ihrer Formen stieg die Aktualität der Fragen von  Privilegien und Immunitäten der Staaten und ihrer Obrigkeiten. In diesem Kontext war von wesentlicher Bedeutung die Abschließung einer neuen Redaktion von Artikel 3 des Strafrechts der Russischen Föderation, der die Fragen der Beteiligung an den Strafverhandlungen der Personen, die über völkerrechtliche Privilegien und Immunitäten verfügen.  Die Durcharberitung der Frage über die Ratifizierung der UN-Konvention über die jurisdiktischen Immunitäten der Staaten und ihres Eigentums wurde fortgesetzt, deren Bestimmungen aktiv als Ausdruck der völkerrechtlichen Norm verwendet werden. Die normrechtliche Basis und die Praxis der Gewährung der Sicherheit den diplomatischen Vertretungen, den ihnen gleichen internationalen Organisationen auf dem rusischen Territorium, so wie auch die Regeln ihrer Befreiung von der Steuerpflicht  wurde vervollkommnet. Bei der Arbeit der UN-Kommission für Völkerrecht auf diesem Gebiet zum Thema „Immunität der Amtspersonen eines Staates vor der ausländischen Rechtshoheit“ trat als spezieller Sprecher ein russisches Kommissionsmitglied auf. Diese Frage wurde in den internationalen Rechtskreisen als eine der aktuellsten auf der laufenden Tagesordnung der UN-Kommission für Völkerrecht anerkannt. 

Im Rahmen der Rechtssischerung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit anderen Staaten wurde 2008 das russisch-venezuelische Abkommen über die Zusammenarbeit im Energiebereich unterzeichnet, entsprechend dem ein russisch-venezuelischer Joint-Venture-Betrieb für den Abbau der Erdölvorkommen Carabobo in Venezuela geschaffen wird. Außerdem wurden Abkommen auf dem Gebiet der Atomenergie mit den USA, Libyen, Venezuela und Indien abgeschlossen,  Es wurde das vielseitige Abkommen über die Schaffung einer neuen internationalen Organisation – des Forums von Erdgas- Export-Länder - unterzeichnet. 

Eine wesentliche Bedeutung  sowohl vom juristischen als auch politischen Standpunkt aus war die Schließung einer rechtmäßigen Erledigung  des Projekts „Südstrom“, das  die Erdgasbefördeungswege nach Europa diversifizieren muss. Im Rahmen der Realisierung des Projekts wurden entsprechende Zwischenregierungsabkommen mit Griechenland, Ungarn, Serbien, Bulgarien abgeschlossen.

HUMANITÄRE AUSRICHTUNG  DER  AUSSENPOLITIK

Rechtsschutzproblematik
Das Volumen der  rechtsschützenden und humanitären Problematik, die in den internationalen Organisationen behandelt wird, nahm deutlich zu, daher hat das Außenministerium der Russischen Föderation russisches Herangehen in den rechtsschützenden Organisationen des UNO-Systems, unter anderem auch in dem Menschenrechsrat und dem Dritten Komitee der UN-Vollversammlung konsequent vorangetrieben. Auf Initiative von Russland wurde während der 62. Tagung der UN-Vollversammlung die Resolution „Unzulässigkeit bestimmter Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen“ angenommen.

Die russische Seite hat aktiv an der Bildung von einer neuen rechtschützenden Architektur der UNO teilgenommen, unter anderem auch an der Bildung des Mechanismus einer periodischen Übersicht der Situation der Menschenrechte in verschiedenen Ländern. Man wirkte hart den Bemühungen von manchen Ländern den zwischenstaatlichen Charakter des Menschenrechtsrat der UNO zu «schwächen» , ihn mit polizeilichen und quasigerichtlichen Funktionen zu belasten, ein einseitiges Herangehen an die Menschenrechte aufzudrängen, entgegen. Die russische Seite arbeitete an der Arbeit zur Senkung des Niveaus der Konfrontation und der Politisierung in der Tätigkeit des Dritten Komitees der UN-Vollversammlung und des Menschenrechsrates planmäßig weiter, man nahm Bemühungen vor, die Arbeit des Rates organisatorisch zu ordnen. 

Auf dauerhafter Basis wurde konstruktiv mit speziellen Verfahren des Menschenrechtsrates der UNP, dem Hochkommissariat für Menschenrechte (UNHKCHP) und Vertragsausschüssen zusammengearbeitet. Es gelang, die Vereinbarungen über den Anfang der Realisierung  von Konzeptrahmen der Zusammenarbeit von Russland und UNHKCHP zu treffen. Russland legte dem Komitee für Menschensrechte einen periodischen Beitrag vor, der dem Thema der Ausführung des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte gewidmet war. Die Frage der Visite in Russland eines speziellen Referenten des Menschenrechtsrates über die Unabhängigkeit der Richter und Anwälte L. Despui wurde erfolgreich abgestimmt. 

Auf dauerhafter Basis wurden grobe Verstoße gegen die Menschenrechte in anderen Ländern verfolgt. Entsprechende Fragen wurden sowie in vielseitigen Formaten, als auch bei zweiseitigen Konsultationen mit der EU auf die Tagesordnung gestellt. Zusammen mit Interessenten hat man die Versuche von manchen Staaten (Georgien und Ukraine) blockiert, offen gegen Russland gerichtete Thematik dem Menschenrechtsrat und dem Dritten Komitee der UN-Vollversammlung vorzulegen.  

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit auf dem sozialen Gebiet hat Russland aktiv an der 45. Tagung der UN-Kommission für soziale Entwicklung, und auch an der 51. Tagung der UN-Kommission für die Lage der Frauen teilgenommen. Als eine der Aufgaben sah man Erhaltung und Stärkung von diesen Kommission, die einen konstruktiven Dialog zu den Grundfragen der Tagesordnung von diesen zwei Foren zwischen allen Staatengruppen ermöglichen.  

Die Teilnahme an den oben genannten internationalen Veranstaltungen, die Arbeit des 62. Komitees der UN-Vollversammlung trug zum positiven Image von Russland als eines demokratischen Staates, das sozialverantwortliche Politik durchführt, bei, erlaubte ausführliche Informationen über neue russische Initiativen auf den Gebieten des Sozialwesens und der Wirtschaft und über die Durchführung in Russland 2008 des Jahres der Familie zu vermitteln. 

Am 30. März wurden für die Unterzeichnung der UNO-Konvention für die Rechte der Behinderten und das Zusatzprotokoll zu dieser Konvention geöffnet. An diesen zwei Dokumenten hat Russland mitgearbeitet. Im Laufe der Vorbereitung von diesen Dokumenten gelang es, die wichtigsten Vorgehensweisen Russlands an die internationalen rechtlichen Instrumente auf dem Gebiet der Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen und an das System des Monitorings der Ausführung der aus ihnen folgenden Verpflichtungen zu widerspiegeln. Dabei wurde die Bilanz zwischen den Rechten von Behinderten und den Interessen der Staaten, die in Zukunft die Konvention unterzeichnen werden, erreicht.  

Im Rahmen „des dritten Korbes“ der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) trat Russland für die Unzulässigkeit von jeder Form der Diskriminierung, in erster Linie im Bezug auf die russischsprachige Bevölkerung in der baltischen Ländern auf, schaffte, die Problematik der Überwindung der Staatenlosigkeit und des Widerstandes des Neonazismus und des Neofaschismus in den Beschlüssen des Außenministerrates der OSZE im November in Madrid hervorzuheben. 

Es wurde ein Dialog mit allen Institutionen der OSZE – mit dem Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIHR), dem Hoheren Kommissar für nationale Minderheiten, dem Beauftragten für die Freiheit der Medien, mit den OSZE-Sonderbeauftragten für die Bekämpfung des Menschenhandels und mit drei Vertretern des Vorsitzes für Toleranz und Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung  - weitergeführt.

Die Vertreter von Russland haben an einer Reihe von internationalen Konferenzen, Beratungen und Seminaren, die dem Thema Menschenrechte gewidmet waren, teilgenommen. An der vom 24. September bis zum 5. Oktober in Warschau stattgefundener 12. Tagung über die Ausführung von Verpflichtungen von den Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet der Menschenbewertung wurden die auf Russland gerichteten kritischen Ausfälle, insbesondere die Versuche unser Land der Abweichung von Demokratie, der Beschränkung der Menschenrechte und –freicheiten, politisch motivierter Verfolgungen der Bürger, des Antisemitismus zu beschuldigen argumentiert entgegnet.  

 Die Zusammenarbeit mit dem Europarat auf dem Gebiet der rechtsschützenden Thematik blieb auch weiter eines der wichtigsten Komponente der Beziehungen zwischen Russland und dieser Organisation. Vom 26. Februar bis zum 2. März besuchte der Kommissar für Menschensrechte Th. Hammarberg Südosetien und Tschetschenien. Im Laufe des Besuches nahm er am Seminar, das vom Beauftragten für Menschenrechte in der Republik Tschetschnja veranstaltet wurde, teil, traf sich mit dem (damals) Stellvertretenden Präsidenten der Republik Tschetschenien R. Kadyrow.  

Während seiner Reise nach Moskau am 2.-5. Juli hat sich Th. Hammarberg mit S.V. Lawrow getroffen. In ihrem Gespäch bestätigten sie das insgesamt hohe Niveau der Zusammenarbeit von Russland und dem Europarat auf dem humanitären Gebiet. 

Vom 3. bis zum 10. September fand der ordentliche Besuch von den Repräsentanten des Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe statt. 

Eines der wichtigsten Probleme des Außenministeriums der Russischen Föderation bleibt die Problematik des Schutzes des Rechte von russischsprachiger Minderheit in den baltischen Ländern und in der GUS. Auf einer dauerhaften Basis wurde das Monitoring der rechtsschützenden Situation durchgeführt,  man überprüfte Fälle der groben Verstoße gegen die Menschenrechte und die Rechte der nationalen Minderheiten. Diese Fragen wurden regelmäßig den führenden internationalen Organisationen (UNO, OSZE, Europarat, EU), ihren Struktureinheiten und im Laufe von zweiseitigen und vielseitigen Besprechungen, darunter Expertenbesprechungen mit der EU gestellt. Ein aktiver Dialog zum  «baltischen Dossier» wurde mit dem Hochkommissar der OSZE für Menschenrechte und dem Hochkommissar der EU für Menschenrechte geführt. 

Als Ergebnis dieser vielseitigen Arbeit gelang es die Versuche von baltischen Ländern, den USA und der EU die Fragen der Diskriminierung von russischsprachiger Bevölkerung in Lättland und Estland aus dem Bereich des internationalen Monitorings zu desavouieren. Die Begründetheit der russischen Besorgtheit wegen der humanitären Situation in den baltischen Ländern wurde erneut von einer Reihe von kompetenten Vertretern der UNO, der OSZE und des Europarates öffentlich bestätigt.  

Auf dem Gebiet des Rechtsschutzes von russischen Landsleute, die in den baltischen Ländern wohnen, wurden die Möglichkeiten des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EuGHMR) benutzt, Russland nahm als die dritte Seite an den Gerichtsverfahren, die für unser Land von großer politischer Bedeutung sind und die nach Beschwerde von russischen Bürgern, dessen fester Wohnsitz sich in Lättland, Estland befindet (die Fälle W.M. Kononow, I.W. Wasilewsskij, Wikolow u.a.) eingeleitet worden waren. Dem Bevollmächtigten der Russischen Föderation bei der OSZE wurden in diesem Zusammenhang alle nötigen Informationen und Beratungen erwiesen. 

In den Fragen der Migration und der Lage der Flüchtlinge wurden alle Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Einführung von einer neuen Migrationsgesetzgebung getroffen wurden, diplomatisch gewährleistet. Zweiseitige und vielseitige Beratungen mit den Partnern aus den EU-Ländern und aus den Heimatländern der Migranten haben erlaubt, alle Fragen operativ zu lösen und alle Besorgtheiten, die mit den neuen Regeln der Einreise, des Aufenthalts und der Arbeitsplatzvermittlung von ausländischen Bürgern in Russland verbunden sind, zu beseitigen. 

Schutz der Interessen der Landsleute  im Ausland

Das Außenministerium der Russischen Föderation arbeitet aktiv an der Verbesserung der Beziehungen und der Kooperation mit Landsleuten im Ausland weiter. Staatliche Zuweisungen beliefen sich auf diesem Gebiet in diesem Jahr fast auf 407 Mio. Rubel, was auf 18,5 % mehr als im vorigem Jahr ist. 

Unter dem Vorsitz von S.V. Lawrow arbeitete die Regierungskommission zum Schutz der Interessen von Landsleuten im Ausland. Im Mittelpunkt ihrer Aufmerksamkeit waren die Fragen der Vorbereitung des Programms der Arbeit mit den Landsleuten im Ausland für 2009-2011 (verabschiedet von der Regierung der Russischen Föderation am 10. November), die Arbeit der interamtlichen Arbeitsgruppe, die die neue Redaktion des föderativen Gesetzes «Über die Staatspolitik der Russischen Föderation hinsichtlich der Landsleute im Ausland» vorbereitet hat. 

Die Regierungskommission zum Schutz der Interessen von Landsleuten im Ausland arbeitete weiter an der Unterstützung der ethnokulturellen Eigenständigkeit der Landsleute, die Unterstützung der russischen Sprache im Ausland. Es wurden weiterhin Lehrbücher, wissenschaftliche und schöngeistige Literatur geliefert, unter anderem auch im Rahmen von neuen Initiativen. Russische Theater wurden unterstützt. Die Pädagogen, die auf Russisch unterrichten, und  die Mitarbeiter von russischen Massenmedien hatten die Möglichkeit einer Weiterbildung. Eine große Resonanz erzeugte die Konferenz « Landsleute – Nachkommen von berühmten Russen», die in Moskau in Juli stattfand.    

Die russische ausländische Diaspora wurde auf der Grundlage ihrer Organistionseinheit weiterhin konsolidiert. Sehr erfolgreich funktionierte das weltliche Koordinationsrat von russischen Landsleuten und ländliche Koordinationsrate. Man führte 8 Regional- und mehr als 70 Landeskonferenzen auf 5 Kontinenten. Vom 31. Oktober bis zum 1. November fand in Moskau die Weltlkonferenz der Landsleute, an der mehr als 300 bedeutende Vertreter der Diaspora und aktive Mitglieder der gesellschaftlichen Organisationen aus 82 Ländern teilnahmen.    

Den Festivals „Das große russische Wort“ (Krym), „Vivat, Russland!“ (Estland, Lettland, Türkei), „Mit Russland im Herzen“ (Kasachstan) und dem zweiten europäischen Forum „Russland-EU: neue Herausforderungen“ (Brüssel) hat man eine große Unterstützung erwiesen.  

Es wurden Schritte zur Erweiterung der Informationsarbeit mit den Landsleute unternommen. Außer den drei regionalen Magazinen („Die baltische Welt“  (batische Länder), „Einheit in Vielfalt“ (Zentralasien) und „Weiter Kreis“ (Fernes Ausland) wird auch ein neues monatliches Magazin «Das russische Jahrhundert“ herausgegeben, das in mehr als 120 Ländern erscheint und eine Auflegenhöhe von mehr als 9000 Exemplaren hat. 16 gedruckte Werke von Landsleute im Ausland wurden unterstützt. Relativ erfolgreich funktionierte das Ende 2007 entwickelte Internetportal für Landsleute (www.ruvek.ru). Man startete eine wöchentliche Ausgabe von einer Einlage zur Zeitung „Komsomolskaja Prawda“, die für den Vertrieb im Ausland, insbesondere in den GUS-Ländern, bestimmt ist. Es wurden die Nachschlagewerke „Zur Hilfe für den russischen Landsmann“ (zweite aktualisierte Auflage) и „Who is who in der ausländischen Diaspora“ herausgegeben. Die Serie der Bücher „Russen in den Ländern ihres Aufenthalts“ wurde weiter herausgegeben. 

Man ergriff Maßnahmen, um russische Regionen an die Arbeit mit Landsleute heranzuziehen. Dieser Problematik war die erweiterte Tagung des Rates der Subjektoberhäupter der Russischen Föderation beim Außenministerium Russlands, die im Mai stattfand, gewidmet. Sie wurde mit der internationalen Konferenz  „Landsleute und russische Regionen“ vereinigt. Neben Moskau, Sankt Petersburg, Tatarstan und dem Moskauer Gebiet, die schon lange und erfolgreich auf diesem Gebiet arbeiten, wurden in 35 weiteren Regionen Arbeitsgruppen und Komissionen gegründet, Organe der exekutiven Gewalt bestimmt, zu deren Aufgaben die Ausarbeitung und die Verwirklichung der Unterstützung von Landsleuten gehören. 15 Regionen haben  solche Programme schon verabschiedet. 

Die Konferenz „Landsleute und die Geschäftswelt“ (Moskau, November), die mehr als 120 Delegierte aus 54 Ländern heranzog, lenkte die Aufmerksamkeit von Geschäftskreisen Russlands und dem russischsprachigem Business im Ausland auf die Probleme, mit denen sich die Landsleute auseinandersetzen müssen.  

Die Regierung der Russischen Föderation verabschiedete das System moralisch anspornender Belohnung für Landsleute. Die erste Zeremonie der Verleihung von Ehrenzeichen und Ehrendiplomen an Landsleute fand im Rahmen der Internationalen Konferenz der Landsleute statt; Anfang Dezember wurde auf Verordnung des Präsidenten der Russischen Föderation D.A. Medwedew eine Reihe von Landsleuten mit dem Orden der Freundschaft oder mit der Puschkin-Medaille ausgezeichnet. 

Den Landsleuten wurde praktische Hilfe in Fragen des Rechtsschutzes, insbesondere bei Klagen vor internationalen gerichtlichen Institutionen erwiesen. 

Das Staatliche Programm der Unterstützung der freiwilligen Übersiedlung nach Russland für Landsleute, die im Ausland leben wurde weiterhin durchgeführt. Im Laufe von einem Jahr zogen mehr als sechs Tausend Menschen in 12 Regione der Russischen Föderation (mit allen Familienmitgliedern – 13 000 -14 000) um.
Ungefähr 60 Tausend Menschen äußerten den Wunsch nach Russland umzuziehen. Im Prozess der Vereinbarung befinden sich  59 Föderationssubjekte. Im Oktober-November wurde ein Monitoring des Niveaus von dem Informationsstand über das Staatsprogramm und des Übersiedlungspotentials der Landsleute in Zentralasien und Osteuropa organisiert. 

Um die Landsleute über regionale Programme der Hilfe der freiwilligen Übersiedlung zu informieren, wurden Präsentationen von den Regionen Chabarowsk, Krasnojarsk, dem Gebiet Irkutsk in Kasachstan, dem Gebiet Tambow in Tadschikistan und Kirgisien, des Gebietes Kaliningrad in Litauen vorbereitet und durchgeführt. 

 Im Bezug auf die Landsleute im Ausland wurde das russische Teil des UNESCO-Programs „Information für alle“ gestartet. Mit der Unterstützung von dem russischen Auslandszentrum wurden Zentren, die die Rechtsinformation zu Russland vermitteln, in Belgien, Ungarn, Deutschland und auf Zypern geöffnet. In diesen Zentren besteht der öffentliche Zutritt.     

Insgesamt bekamen die Beziehungen mit den Landsleute im Ausland einen partnerschaftlichen Charakter. Davon zeugen insbesondere die Handlungen von unseren Landsleuten in verschiedenen Ländern, die von Russland getroffenen Maßnahmen gegen die Aggression in Südossetien unterschützten, Geld für die Errichtung des Grabmals für den Bürger der Russischen Föderation D.Ganin, der im April 2007 bei der Verteidigung des Memorials für Tallinn-Befreier ums Leben kam, spendeten.   

Konsulatstätigkeit
Die Konsulatstätigkeit richtete sich auf die Gewährleistung der Menschenrechte und Interessen von russischen Bürgern und juristischen Personen im Ausland. 

Die Anzahl der Bürger Russlands, die im Ausland leben, belief sich auf 30 Mio. Menschen. Nach den Ergebnissen des Jahres kamen 3 Mio. Menschen aus den Ländern, mit denen wir ein Visaregime haben, nach Russland.  

Man stellte die Steigerung des Volumens der ausgeführten Arbeit von russischen auswärtigen Ämten fest, dabei ist die Anzahl der Mitarbeiter unverändert geblieben. Im Rahmen der durchführenden administrativen Reform der Staatsverwaltung hat das Ministerium Projekte von 14 administrativen Reglementen der Ausübung von staatlichen Funktionen (Gewährleistung von Dienstleistungen) ausgearbeitet. 7 davon traten schon in Kraft. 

Zur Zeit arbeiten in Russland 234 auswärtige Ämter. Das Institut der Ehrenkonsule war aktiv benutzt:  es wurden 9 neue Posten des Ehrenkonsuls der Russischen Föderation im Ausland und 10 Posten des Ehrenkonsuls in Russland eingeführt. Insgesamt nach dem Stand Dezember 2008 waren 84 russische Ehrenkonsule im Ausland und 80 ausländische Ehrenkonsule in Russland tätig. 

Auf einer regelmäßigen Grundlage wurden Beratungen in den Fragen der Konsulproblematik mit den GUS-Ländern durchgeführt. Die Vorgehensweisen an die Lösungen der nicht geregelten Fragen der bilateralen Beziehungen, die unsere Landsleute in den GUS-Ländern und die GUS-Bürger in Russland betreffen, wurden festgelegt.

Das Inkrafttreten und die erfolgreiche Verwirklichung des Abkommens mit der EU über die Vereinfachung des Visaregimes erlaubten den Dialog über den Übergang zum visafreien Regime zwischen Russland und der EU fortzusetzen. 

Traditionell intensiv war die Arbeit auf dem Gebiet der Vervollkommnung der normativen und rechtlichen Basis in erster Linie im Bereich der Regelung von Migrationsfragen. Es wurden zwischenstaatliche Verträge über die Vereinfachung des Visaregimes mit Dänemark, Island, Mazedonien, Montenegro abgeschlossen, die früher unterzeichneten Abkommen mit Norwegen, Bosnien und Herzegowina traten in Kraft.   

Der Ausbau der Schengenzone machte die „Kalininingrader Visafrage“ ausgesprochen aktuell. Es wurden die wichtigsten Richtlinien der Lösung von dieser Frage festgelegt. Es wurde beschlossen, die Kategorie der Bürger, für die das Visaregime vereinfacht werden soll, einschließlich für den Zweck des Transits, zu erweitern und Abkommen mit benachbarten Ländern über grenznahes Verkehr der Bürger zu treffen.  

Das Abkommen zwischen Russland und Israel über das visafreie Reiseregime der Bürger, die Abkommen mit Indonesien und Philippinen über visafreies Reisen von Inhabern von diplomatischen und dienstlichen Reisepässen traten in Kraft, es wurde das Abkommen über die Vereinfachung des Visaregimes mit Südkorea unterzeichnet. Unter anderem wurde auch die Konsularkonvention mit Bangladesch ratifiziert.   

Mit Rückkehr Russlands nach Lateinamerika werden auch die auswärtigen Beziehungen mit dieser Region erweitert. Es wurden die Abkommen über visafreies Reisen der Bürger mit Brasilien und Venezuela getroffen, es wird auch geplant, Abkommen über visafreies Reisen mit Argentinien und Nikaragua zu unterzeichnen.    

Die Readmissionsabkommen mit der Ukraine, Island, Norwegen und Usbekistan traten in Kraft. Mit der Unterstützung des Föderalen Migrationsdienstes führte man Verhandlungen mit Kasachstan, man tauschte Meinungen zum ähnlichen Abkommen mit der Mongolei aus, die Vorbereitung des Projektes eines Abkommens mit der Schweiz wurde abgeschlossen. 

Man führte weiterhin die Arbeit zur Sicherung der russischen (sowjetischen) militärischen Begräbnissen. Das Abkommen über den Status der militärischen Begräbnisse in Lettland trat in Kraft, überarbeitet werden zur Zeit ähnliche Abkommen mit Großbritannien, Litauen und Estland. 

Ein Beispiel der erfolgreichen Arbeit des auswärtigen Amtes in einer Ausnahmesituation sind die durchgeführten Operationen der Evakuierung von russischen Bürgern aus dem Gazastreifen und aus Thailand. 

Zusammenarbeit in den Bereichen Kultur und Wissenschaft

Zur Autorität Russlands trug die Tätigkeit vom russischen auswärtigen Amt, die auf die Erweiterung der Zusammenarbeit Russlands auf den Gebieten internationale Beziehungen, Kultur, Bildungswesen und Sport und die Unterstützung der russischen Sprache im Ausland gerichtet war bei. 

Der kulturelle Einfluss Russlands im Ausland nahm dank der Organisation von solchen Aktionen wie Festivals der rusischen Kultur in Bulgarien und Indien, russisch-azerbaidschanisches Festival der modernen Kunst, Festival der russischen Kultur in Japan, internationales Kunstfestival „Slawjanskji Basar“ in Witebsk, Festival des russischen Liedes „Selena Gura“ (Polen), russisch-finnisches Kulturforum und andere ähnliche Veranstaltungen zu. Die Positionen von unserem Land wurden stärker nach der Durchführung von Zweiten Delphischen Spielen (Saratow, September), des Offenen internationalen Festivals der GUS-Länder, Littauen, Lättland und Estland „Kinoshock“ (Anapa, September), des Moskauer internationalen Kinofestivals (Moskau, Juni), des Forums der nationalen Kinematographien (Moskau, Oktober). Als Ergebnis der Unterzeichnung von zwischenamtlichen Abkommen, Protokollen und Programmen entwickelt sich weiter die zweiseitige Basis der kulturellen Zusammenarbeit mit Aserbaidschan, Weißrussland, Italien, Indien, China, Moldawien, Polen, Tadschikistan, Turkmenistan, Finnland und Frankreich. 

Aktiv wurden die Programme der thematischen Jahre durchgeführt. Im Rahmen des Jahres der Familie wurden in 69 Ländern 334 Veranstaltungen durchgeführt, darunter 124 Seminare, runde Tische und Konferenzen, 81 Ausstellungen, 79 Wettbewerbe und 51 Konzerte. 

Während des Jahres von Russland in Bulgarien, das zeitlich mit dem 130-jährigem Jubiläum der Befreiung des Landes vom Osmanischen Joch und dem 100-jährigen Jubiläum der Unabhängigkeit von Bulgarien übereinstimmte, wurden 38 komplexe Veranstaltungen durchgeführt, an denen ungefähr 280 Tausend Menschen teilnahmen, darunter die Staatsoberhäupte von den beiden Länder. Die größte Akton war die russische Nationalausstellung „Russland und Bulgarien: neue Perspektiven der Zusammenarbeit“, wo 25 Regionen Russlands vertreten waren. 

Im Rahmen des Jahres von Russland in Indien fanden große Anerkennung das Festival „Roerich und die kulturelle und geistige Einheit von Russland und Indien“, die internationale Konferenz „Russland von Wladimir Putin – eine retrospektive Analyse“. 

 Ein wichtiges Projekt sind die zum ersten Mal durchgeführten Tage von Russland in den lateinamerikanischen Ländern (Kuba, Costa Rica, Venezuela, Brasilien, Argentinien, Chile, Paraguay) (vom 17. Oktober bis zum 16. November). An ihrer Organisation nahmen viele Ämter teil, die russische Orthodoxe Kirche; das trug viel zur Entwicklung von geistigen, kulturellen, humanitären, wissenschaftstechnischen und wirtschaftlichen Beziehungen von Russland zu der Region bei. 

Infolge der Verordnung des Präsidenten von Russland im Jahre 2008 das Jahr des Planeten Erde durchzuführen wurden komplexe Aktionen in Spanien, Peru und Serbien organisiert. 

Man führte komplexe Veranstaltungen, die den staatlichen Feiertagen, den bedeutenden Tagen für russische und Weltgeschichte  gewidmet waren, durch. Besondere Aufmerksamkeit wurde den denkwürdigen Tagen und Ereignissen der russischen Geschichte geschenkt. Insgesamt wurden im Ausland mehr als 1000 Veranstaltungen zu den Themen Militär und Geschichte organisiert. 

Das mit Unterstützug vom Außenministerium der Russischen Föderation gegründete Fonds „Russische Welt“ half ein neues Niveau der Arbeit auf dem Gebiet der Popularisierung der russischen Sprache im Ausland, darunter die Unterstützung von ausländischen Zentren der Russistik, vom Export der Ausbildungsdienstleistungen,  von Experten-, wissenschaftlichem und Ausbildungsaustausch, von russischsprachigen Massenmedien und Informationsquellen im Ausland zu erreichen. Man führte mit der aktiven Teilnahme von ausländischen Einrichtungen die Arbeit auf dem Gebiet der Gründung von „Russischen Zentren“, die zu Universitäten und Bibliotheken gehören werden. Solche Zentren funktionieren schon in Azerbaidschan, Armenien, Belgien, Kasachstan, Kirgisien, den USA, Tadschikistan, Estland, Japan. Insgesamt wurden 50 Abkommen über die Gründung von „Russischen Zentren“ unterzeichnet.    

Es wurden mehr als 400 Veranstaltungen organisiert, die auf die Unterstützung und die Förderung der Russischen Sprache im Ausland gerichtet sind. Die Russischkurse, die in 45 russischen Wissenschafts- und Kulturzentren in 40 verschiedenen Ländern arbeiten, wurden erweitert und entwickelt. Die Gesamtzahl der Kursteilnehmer belief sich auf 14 000 Menschen. 

Man unterstützte die Interessen von russischen Lehranstalten auf dem internationalen Markt, forderte ausländische Bürger auf, an russischen Hochschulen zu studieren. Eine der effektiven Methoden war dabei die Teilnahme an verschiedenen Bildungsmessen, die dem Thema der Ausbildung gewidmet waren, darunter an solchen großen internationalen Salons, wie „Expolang“ in Frankreich und „Expolingua“ In Deutschland. 

In Asien und Afrika wurden mehr als 130 Bildungesmessen und Präsentationen durchgeführt. Dank dessen belief sich 2008 die Zahl der Ausländer, die nach Russland zum Studieren gekommen sind, auf mehr als 900 Menschen. 

Die Beziehungen mit Absolventen der russischen (sowjetischen) Hochschulen und ihren Vereinigungen wurden weiterhin gestärkt. Es fanden folgende Veranstaltungen statt: das 1. Alumni-Forum der GUS-Länder, das europäische Alumni-Treffen der russischen (sowjetischen) Hochschulen in Bulgarien, das VI. gesamtarabische Alumni-Treffen der sowjetischen und russischen Hochschulen in Syrien.  

Auf dem Gebiet der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit wurden zusammen mit dem Ministerium für Ausbildung und Wissenschaft Seminare und Ausstellungen durchgeführt. Erfolgreich waren die Themen „Laseroptische Technologien (Holographie)“ (Slowakei, Spanien), „Moderne Mittel der Umweltkontrolle“ (Ägypten), „Neue Technologien und Geräte für die Medezin“(Bulgarien).  

In vielen Ländern waren Veranstaltungen zu den Fragen der wirtschaftlichen und wissenschaft-technischen Zusammenarbeit durchgeführt, an denen Regionen der Russischen Föderation teilnahmen. 

Die russische Diplomatie arbeitete aktiv an der Gewährleistung von günstigen Bedingungen für die Durchführung von den XXII. Olympischen Winterspielen und den XI. Paralympischen Spielen in Sotschi  2014. Russische Föderation gewann Ansehen in sportlichen Kreisen dadurch, dass Kasan als der Ort der Durchführung von der Universiade 2013 gewählt wurde. Das Außenministerium der Russischen Föderation unterstützte aktiv das IV. Internationale Sportwettbewerb „Die Kinder Asiens“ (Jakutsk, Juli), das viel zu der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet Sport im asiatisch-pazifischen Raum beitrug. Zusammen mit dem diplomatischen Dienst unterstützte man Kandidaten aus Russland für die Posten in den führenden Sportorganisationen (im Dezember wurde A.B. Usmanow zum Präsidenten der internationalen Fecht-Föderation gewählt).  

Der Kampf um den kulturellen Einfluss forderte die Steigerung von den Bemühungen aller Ministerien, Ämtern und Organisationen, die die russische Kulturpolitik im Ausland vertreten, die Mobilisation von den Ressourcen. Um diese Aufgaben erfolgreich zu lösen, wurde mit der Unterstützung vom Außenministerium der Russischen Föderation, eine zwischenamtliche Arbeitsgruppe gegründet, die die Arbeit von verschiedenen Strukturen auf diesem Gebiet koordinieren sollte. 
ZUSAMMENARBEIT MIT DER FÖDERALEN VERSAMMLUNG, POLITISCHEN PARTEIEN UND INSTITUTIONEN DER ZIVILGESELLSCHAFT

Die enge Zusammenarbeit des Außenministeriums Russlands und der Föderalen Versammlung der Russischen Föderation war auf die Effektivitätsteigerung der parlamentarischen Diplomatie, der zwischenparlamentarischen Verbindungen Russlands mit anderen Ländern und internationalen Organisationen und auf die rechtmäßige Gewährleistung der außenpolitischen Tätikeit der Russischen Föderation gerichtet. Der Außenminister der Russischen Föderation S.V. Lawrow trat fünfmal im Laufe des Jahres in der Staatsduma und im Föderationsrat (im Rahmen der „Regierungsstunde“, Beratungen, Tagungen von fachlichen Komitees) auf. 

Das Außenministerium der Russischen Föderation trug zum zwischenparlamentarischen Dialog in den GUS-Ländern, Kooperation mit der EU auf dem Gebiet der Bildung von neuen Mechanismen der Partnerschaft und gemeinsamen Räumen Russland-EU, Stärkung der parlamentarischen Tätigkeiten von SOZ, einer engeren Zusammenarbeit in APEC und mit den ACEAN-Staaten bei.

Der Expertenunterstützung der gesetzgebenden Tätigkeit der Föderalen Versammlung auf den Gebieten Außenpolitik, Außenwirtschaft und Verteidigung schenkte man viel Aufmerksamkeit.  Im Rahmen der Regierungskomission der Russischen Föderation auf dem Gebiet der gesetzgebenden Tätigkeit hat das Außenministerium Russlands an der Behandlung von mehr als 60 Gesetzentwürfen über die Ratifizierung von internationalen Verträgen der Russischen Föderation teilgenommen. Unter anderem wurden von der Staatsduma und vom Präsidenten der Russischen Föderation folgende Verträge angenommen und unterzeichnet: „Über die Ratifizierung eines Vertrages über Freundschaft, Zusammenarbeit und Partnerschaft zwischen der Russischen Föderation und der Republik Abchasien“, „Über die Ratifizierung eines Vertrages über Freundschaft, Zusammenarbeit und Partnerschaft zwischen der Russischen Föderation und der Republik Südossetien“. 

Das Außenministerium arbeitete aktiv mit den führenden russischen politischen Parteien zusammen, denen die nötigen Informationen vermittelt wurden und geholfen wurde, mit den Parteien im Ausland Kontakte zu knüpfen. 

Die Zusammenarbeit des Ministeriums mit russischen NGOs, die sich auf Ausland spezialisieren, entwickelte sich aktiv weiter. Man arbeitete weiter auf dem Gebiet der Kooperation der Zivilgesellschaft mit der Konferenz der internationalen NGOs (CONGO) beim Europarat zusammen. Das dreijährige Programm der Zusammenarbeit von  CONGO und russischen NGOs für 2008-2010 war abgestimmt.  Mit der Unterstützung des Ministeriums fand im Dezember in Pensa der Dritte regionale Kongress der NGOs des Europarates statt, der zum einen der größten Ereignisse, die der weiteren Integration von russischen NGOs in die europäischen gesellschaftlichen und politischen Strukturen gewidmet sind, wurde. 

Auf den Gebieten der Zusammenarbeit von NGOs und der Gesellschaftskammer, ihrer interamtlichen Arbeitsgruppe, die sich mit der internationalen Tätigkeit beschäftigte, dem Fonds „Russische Welt“ wurde ständig weiter gearbeitet. Man unterhielt Partnerbeziehungen zu der Komission des Föderationsrates auf dem Gebiet der Entwicklung von Instituten der Zivilgesellschaft. 

Die Zusammenarbeit mit den größten russischen NGOs internationaler Spezialisierung wurde gestärkt. Darunter der Andrej-Perwoswanny-Fonds und das Zentrum des Nationalruhms, die Föderation für Frieden und Eintracht, der nationale Rat von Kinder- und Jugendvereinigungen, die Gesellschaft für Solidarität und Zusammenarbeit der Völker von Asien und Afrika  (im Mai wurde ein Memorandum über die Zusammenarbeit vom Außenministerium und Gesellschaft für Solidarität und Zusammenarbeit der Völker von Asien und Afrika  unterzeichnet). 

Die Zusammenarbeit mit religiösen Organisationen hatte einen dynamischen Charakter, da der religiöse Faktor in der Weltpolitik zur Zeit eine wichtige Rolle spielt. 

Im Rahmen einer zweiseitigen Tagung der Arbeitsgruppe für Zusammenarbeit des Ministeriums und der russischen Orthodoxen Kirche wurden viele Fragen erörtert, darunter der Schutz der Interessen von unseren Lansleuten im Ausland. Als Anerkennung der großen Bedeutung des Beitrags vom Ministerium auf dem Gebiet der Religion hat im Januar die russische Orthodoxe Kirche S.V. Lawrow mit der internationalen Prämie „Für eine hervorragende Tätigkeit in Stärkung der Einheit der orthodoxischen Völker“ ausgezeichnet. 

Die Zusammenarbeit vom Ministerium und mohamedannischen Organisationen ging erfolgreich voran, sie trug zur Erhaltung und Stärkung von geistlichen Beziehungen zu den Lansleuten, die Mohamedanner sind bei. Unter anderem war die Frage der Vervollkommnung der Organisation von Wallfahrten nach Mekka besprochen. 

Das Ministerium wirkte auch mit indischen, buddhistischen, protestantischen und anderen Vereinigungen mit. Man stärkte die Beziehungen des Außenministeriums der Russischen Föderation zu der Leitung des Interreligionsrates der GUS. 

Der Prozess der Erweiterung und der Stärkung der Beziehungen vom Außenministerium der Russischen Föderation und der einheimischen Expertengemeinschaft, darunter der Forschungsinstitute, die zur Russischen Akademie der Wissenschaften gehören, und mit anderen politologischen Zentren ging voran. Das Ergebnis der in den letzen Jahren durchgeführten Arbeit sind stabile und erfolgreiche Mechanismen der Zusammenarbeit, die erlauben, ständig produktiv und nützlich Meinungen zu den Themen des internationalen Lebens und der Außenpolitik Russlands zwischen der Diplomatie und den wissenschaftlichen Kreisen auszutauschen.  

Die zusammen mir der Expertengesellschaft ausgeführten Analysen und die Vorausbestimmung von den wichtigsten Tendenzen der internationalen Entwicklung in Bezug auf ihre Auswirkung auf die internationale Lage erlaubten das Niveau der Analytik der außenpolitischen Tätigkeit zu steigern. 

Im Mittelpunkt der Zusammenarbeit mit der russischen Akademie der Wissenschaften steht der Wissenschaftsrat, das zum Ministerium gehört, an seiner Arbeit nehmen viele führende russische Wissenschaftler teil, die sich auf den internationalen Beziehungen spezialisieren. Der Rat erlaubte das wissenschaftliche Potenzial der russischen akademischen Gesellschaft zu nutzen und es zugunsten der wissenschaftlichen Prüfung von praktischen Fragen der Außenpolitik einzusetzen. Während seiner 4 Tagungen, die im letzen Jahr stattfanden, wurden die wichtigsten Fragen, die mit der globalen Situation in der Welt und den Bemühungen Russlands eine positive Tagesordnung für die modernen internationalen Beziehungen zu schaffen verbunden sind, besprochen.  

Im Laufe des Jahres wurden im Ministerium mehrere Veranstaltungen von verschiedenem Format durchgeführt, unter anderem Seminare, runde Tische, Situationsanalyse, an denen viele Experten teilnahmen. In den nicht formalisierten Diskussionen wurden die Fragen der zweiseitigen Beziehungen der Russischen Föderation mit anderen Ländern, die Handlungsweise Russlands in vielseitigen Strukturen, aktuelle Sujets der internationalen Politik, Ressourcenprobleme des diplomatischen Dienstes besprochen.  

Wie auch in den letzen Jahren wurden enge Kontakte mit den Forschungszentren des Moskauer Staatlichen Institutes für Internationale Beziehungen und der Diplomatenakademie, einschließlich ihr Institut für aktuelle internationale Probleme gepflegt. Die Informationsanalytischen Materialien von diesen Institutionen leisteten große Hilfe bei der Arbeit an der wissenschaftstechnischer Begründung des außenpolitischen Kurses von Russland.   Konsequent wurde die Zusammenarbeit mit dem Rat für Außen- und Verteidigungspolitik, mit russischen Assoziationen für internationale Forschungen, internationales Recht, Entwicklungsstrategien und viele andere politologische Foren durchgeführt.  

INTERREGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND ZUSAMMENARBEIT 
IN GRENZGEBIETEN

Das russische Außenministerium förderte nach wie vor die Subjekte der Russischen Föderation bei der Unterhaltung der internationalen und   außenwirtschaftlichen Beziehungen.   

Als wichtigstes Element des Zusammenwirkens mit Regionen blieb die Vervollkommnung der normrechtlichen Basis   der interregionalen Zusammenarbeit und der Zusammenarbeit in Grenzgebieten. Im Laufe des Jahres wurden im Justizministerium Russlands 27 Abkommen über die Zusammenarbeit  der russischen Regionen mit ausländischen Partnern abgeschlossen.  Insgesamt wurden 2008 von den russischen Regionen gegen 2000 Übereinkommen mit den Partnern aus 75 Staaten abgeschlossen.  Fast die Hälfte davon entfällt auf die GUS-Staaten, darunter auf die Ukraine – 273, Weißrussland – 234, Kasachstan – 164. Zur Erörterung in der Staatsduma wurde eine neue Redaktion des Föderalen Gesetzes „Über die Zusammenarbeit in angrenzenden Gebieten“ eingebracht. Zu den Prioritäten der Arbeit mit den Subjekten der Föderation gehörten: die diplomatische Unterstützung der Verhandlungen über große Übereinkommen, Unterstützung der Beteiligung der Regionen  an den ausländischen Ausschreibungen, Beistand  bei dem Heranziehen  der ausländischen Investitionen in die Subjekte der Föderation, Abschließung der interregionalen Abkommen, Eröffnung von Vertretungen der russischen Regionen im Ausland (Ende des Jahres waren es mehr als 80). Die Gegenwirkung der Subjekte der Russischen Föderation mit ausländischen Partnern trug zur Realisierung der außenpolitischen Interessen Russlands, zur wirtschaftssozialen Entwicklung der Regionen bei. 

Wichtige Kanäle für Gewährleistung der Beteiligung der russischen Regionen an der internationalen und außenwirtschaftlichen Tätigkeit – Kongress der Gemeinden und Regionen Europas beim Europarat (KGRE), Lenkungsausschuss des Europarates für Kommunale und Regionale Demokratie (CDLR), sowie auch euroregionale Vereinigungen für Zusammenarbeit (Euroregionen) und internationale regionale Organisationen.  Der Vertreter Russlands wurde zum stellvertretenden Vorsitzenden des KGRE gewählt.  Noch drei Vertreter Russlands wurden zu Vorsitzenden  von Komitees dieser einflussreichen Organisation, was zu einem konstruktiven Charakter des Dialogs mit europäischen Partnern über Fragen der regionalen Zusammenarbeit beitrug. Ein wesentliches Ergebnis der im Dezember stattgefundenen Herbsttagung des KGRE wurde die den russischen Interessen entsprechende Beschlussfassung über den georgisch-ossetischen Konflikt und die Lage der „Nichtbürger“ in Lettland. 

Die Mitarbeit mit dem Europarat (ER) über regionale Problematik trug zur Vervollkommnung der Rechtsbasis der interregionalen Beziehungen, zur Beteiligung an der Formierung der neuen alleuropäischen Rechtsinstrumente in diesem Bereich bei. Im Oktober schloss sich die Russische Föderation dem zweiten und dem zusätzlichen Protokoll zur Europäischen Rahmenkonvention von 1980 (Madrider Konvention) über die Zusammenarbeit der territorialen Gemeinschaften und Behörden in den Grenzgebieten  an. Die Vertreter des Außenministeriums beteiligten sich im Rahmen des Europarates am Projekt des dritten Protokolls zur Konvention, das den Status der euroregionalen Vereinigungen (Euroregionen)  bestimmt. 

Es wurde die Arbeit im Rahmen des Russland-Vorsitzes  2007-2010  auf der  europäischen Raumordnungsministerkonferenz fortgesetzt, die  für die regionale/Raum-Entwicklung verantwortlich sind (CEMAT). Im Juni fand in St.-Petersburg erfolgreich das Symposion „Raumplanung der Städte“ statt, an dem die Vertreter der meisten Mitgliedsländer des Europarates teilnahmen. 

Das russische Außenministerium leistete Beitrag zu der Erhöhung der Effektivität der Tätigkeit der Föderationssubjekte als Bestandteil von 10 Euroregionen, förderte das Heranziehen dieser Vereinungen an die Arbeit der Assembly  der europäischen Regionen und Assoziation der europäischen Grenzregionen. 

Bei der Lösung der Aufgaben in dieser Richtung wurden aktiv solche Koordinationsmechanismen verwendet, wir der Rat der Oberhäupter der Föderationssubjekte bei dem russischen Außenministerium (SGS),  der Konsultationsrat der Föderationssubjekte für internationale und außenwirtschaftliche Beziehungen beim Außenministerium Russlands, sowie auch Vertretungen des Außenministeriums auf dem Territorium der Russischen Föderation. 

Im Verlauf der stattgefundenen XI. Tagung des Rates der Oberhäupter der Föderationssubjekte (Mai) wurden Fragen von Aktivierung der Arbeit der Subjekte mit den Landsleuten im Ausland erörtert. Die Tagung wurde zusammen mit der internationelen Konferenz „Landsleute und russische Regionen“ durchgeführt. Der Rat trat auf für Stärkung der Bemühungen der Regionen in dieser Richtung, eine baldmöglichste Ausarbeitung der Regionalprogramme der Unterstützung von Landleuten, Aktivierung  der Zusammenwirken mit der ganzen russischen Diaspora.  Auf der XII. Tagung (Dezember) analysierte der SGS die Rolle der interregionalen und Grenzzusammenarbeit der Föderationssubjekte in der Politik Russlands im GUS-Raum, sowie erörterte auch die aktuellen Fragen der Beziehungen der Regionen Russlands zu Abchasien un Südossetien.  

Am 12. Mai fand in Moskau die 19. Tagung des Konsultaionsrates über internationale und außenwirtschaftliche Beziehungen des Außenministeriums Russlands  mit der Tagesordnung „Über den Verlauf der Ausarbeitung und Realisierung der regionalen Unterstützungsprogramme für die im Ausland lebenenden Landsleute durch die Subjeke der Russischen Föderation“  statt. Der Rat anerkannte die Arbeit auf der Ebene der Regionen als ein wichtiges Instrument der Entwicklung der Beziehungen zu der russischen Diaspora. Anschluss der neuen Föderationssubjekte daran ermöglicht die Unterstützung für einen breiteren Kreis der Landsleute und die Festigung ihrer Beziehungen zu Russland.  

Ein wichtiges Element des Koordinierungssystems blieben die territorialen Vertretungen des russischen Außenministeriums   auf dem Territorium der Russischen Föderation (38 Vertretungen). Sie leisteten den Verwaltungsorganen der Regionen eine wesentliche Hilfe  bei der Knüpfung der Kontakte mit ausländischen Partnern, Durchführung vor Ort der Veranstaltungen mit internationaler Beteiligung, Organisation der Präsentationen von Regionen in Moskau und im Ausland, Koordinierung von Projekten der interantionalen Übereinkommen.

  Das rusische Außenministerium förderte Stärkung der außenpolitischen Komponente  bei der Arbeit seiner territorialen Vertretungen, Aktualisierung von notwendigen normativen Dokumente, Lösung der Fragen von Stellenplanung, Organisation, Personal und Finanzen in ihrer Tätigkeit. Im Rahmen der Optimierung des Systems der territorialen Organe begann eine allmählige Kürzung der Zahl  von Abteilungen in den Vertretungen (Am Ende des Jahres waren sie  15 an der Zahl).

INFORMATIONSUNTERSTÜTZUNG DER AUSSENPOLITIK RUSSLANDS

Im Fokus der Informationstätigkeit bleibt nach wie vor die Aufgabe aktuell, den ausländischen Partnern  und breiten Kreisen der Weltöffentlichkeit  objektive und präzise Informationen über die außenpolitischen Imnitiativen und Schritten Russlands, seine Position zu den wichtigsten internationalen Problemen bereit zu stellen zwecks der Schaffung eines Russlandbildes als ein demokratischer und sich dynamisch entwickelnder Staat, ein verantwortungsbewusstes und gleichberechtigtes Subjekt  der internationalen Beziehungen.

In den führenden westlichen Massenmedien überwogen nach wie vor  negative Bewertungen der Geschehnisse in Russland, sowie auch der  Innen- und Außenpolitik seiner Führung.  Am schärfsten kam diese Tendenz im Kontext der aggressiven Handlungen Georgiens gegen Südossetien und Abhasien zum Ausdruck, was eine wesentliche Verstärkung der Bemühungen um die Informationsbegleitung der außenpolitischen und militärischen Schritte verlangte, die die russische Führung unternahm. 
Während der Operation zur Friedenserzwingung Georgiens wurden 11 Pressekonferenzen für russische und ausländische Journalisten durchgeführt,   19 Interviews für russische Presseorgane und 39 Interviews für russische und ausländische Fernseh- und Rundfunksender, einschließlich „CNN“, „Bloomberg“, „National Public Radio“, „BBC“, „ITN“,  „Sky News“, „TF-24“, „Al Jazeera“ gegeben. Die Artikel des russischen Außenministers S.V. Lawrow wurden in den Zeitungen „Financial Times“, „The Wall Street Journal“, „Washington Post“, „Daily Telegraph“, „Handelsblatt“, in der Zeitschrift „Time“ und anderen  Zeitungen und Zeitschriften veröffentlicht.
Trotz des negativen Hintergrunds, vor dem die Beleuchtung der russischen Problematik in der Westpresse  erfolgte, blieb das Interesse des ausländischen Auditoriums an unsrem Land hoch. In Verbindung damit wurde der Kurs auf die Schaffung eines Netzes der ausländischen Informationsplattformen und Stärkung der Zusammenwirken mit russischen Massenmedien und den Massenmedien der Lansleute fortgesetzt. 
Unter anderem wurden Maßnahmen getroffen, um die rusischen Fernsehsendungen im Ausland populär zu machen, einschließlich englisch- und arabischsprachige TV-Sender „Russland heute“. Eine allseitige Unterstützung bekam die erneuerteVersion des Projekts der „Rossijskaja Gazeta“ bei der Herausgabe einer speziellen Beilage über Russland in den Zeitungen „Washington Post“ (USA) und „Economic Times“ (Indien). Die Informationstätigkeit im Rahmen der russischen Behörden im Ausland schloss regelmäßige Beiträge der Botschafter und Mitarbeiter der russischen Behörden im Ausland in den ausländischen Zeitungen und Zeitschriften, die Herausgabe der eigenen Informationsblätter u.a. Informationsprodukte   in sich hinein.  Der Inhalt der Webseiten der russischen Behörden im Ausland wurde mannigfaltiger, ihr Layout wurde besser.

TÄTIGKEIT IM BEREICH ARCHIVGESCHICHE
Den Hauptplatz in der archivgeschichtlichen Tätigkeit nahm die Bekämpfung der Verfälschung oder Umschreibung der Geschichte zum Nachteil der Interessen Russlands ein.  Aus praktischer Sicht bemühten wir uns zielgerichtet, die russischen Positionen auf der Weltarena zu solchen historischen Themen zu vertreten und zu erläutern, die tendenziös ausgelegt werden, wie „Holodomor-Genozid“ Anfang 1930er Jahre, die Münchener Abmachung 1938, der Molotow-Ribbentrop-Pakt 1939, die Rolle Russlands im Zweiten Weltkrieg und der Nachkriegsweltordnung. Es wurde versucht, die „Geschichtsdiskussion“ zu depolitisieren, ihr eine wissenschaftliche Richtung zu geben. 

Eine entsprechende Aufmerksamkeit gebührt den Fragen der geschichtlich-dokumentarischen Begleitung der Kontakte auf hoher und höchster Ebene.  Die Kopien der Dokumente aus dem Archiv des Ministeriums wurden in Verbindung mit den Besuchen des Präsidenten Russlands W.W. Putin in Bulgarien, des Vorsitzenden des Föderationsrates S.M. Mironow in Israel und Bulgarien, sowie auch für die Übergabe dem Präsidenten der Republik Zypern D. Christophias zur Verfügung gestellt. 

Bei der Bekämpfung der verfälschten Auslegung der historischen Ereignisse wurde der  retrospektiven analytischen Information auf Grund der Archiv-Dokumentation eine wichtige Rolle zugeteilt. Es wurden 31 Materialien solcher Art vorbereitet, die wichtigsten davon wurden in entsprechende Abteilungen geschickt und auf der Webseite des Ministeriums veröffentlicht. 

Eine nützliche Information brachten die Pressepublikationen zu den historischen Themen, die  auf Grund der Archivmaterialien vorbereitet wurden.  Die russischen und ausländischen TV-Sender wurden bei der Vorbereitung der Sujets über internationale Thematik, Geschichte der Außenpolitik und des diplomatischen Dienstes unterstützt („Ertser Kanal“, RTR, NTW, Sänder „Kultur“ und „Swesda“, TV-Sender  Bulgariens, Japans und anderer Länder), sowie auch bei der Realisierung des Projekts  „Dienst fürs Vaterland: Ereignisse und Namen“ der russischen  NGO (Nichtregierungsorganisation) „Zentrum des nationalen Ruhms“.  

Eine gute Unterstützung in Sachen der Popularisierung der Außenpolitik Russlands war traditionelle Expositionstätigkeit: im Hauptgebäude des Außenministeriums, sowie auch in den Räumlichkeiten des Zentrums für Geschichte des russischen diplomatischen Dienstes  wurden 10  historisch-dokumentarische Ausstellungen anlässlich der Jubiläen und Gedenkdaten durchgeführt; 11 Expositionen wurden vorbereitet und in ausländische Behörden geschickt; zusammen mit den Außenministerien  Sloweniens und Rumäniens wurden dokumentarische Ausstellungen  über die Geschichte der bilateralen Beziehungen organisiert;  die Materialien für 18 thematische Ausstellungen vom Rosarchiv, sowie von einer Reihe der führenden Museen Moskaus und St.-Petersburgs wurden zur Verfügung gestellt. 

Wir haben an der Durchsetzung von objektiven Urteilen über einzelne historische Ereignisse gearbeitet. Es fanden Sitzungen der bilateralen Kommissionen der Historiker mit der BRD, der Ukraine, Lettland, Litauen und Polen statt, auf denen Streitfragen behandelt wurden. Sie wurden mit Hilfe bzw. unter Teilnahme des Außenministeriums Russlands durchgeführt. Außerdem fanden zehn bilaterale Konsultationen mit den Fachministerien der Partnerländer und sechs wissenschaftlich-praktische Konferenzen statt, an denen Russland teilgenommen hat. Sie trugen zur Festigung von Kontakten mit den russischen und ausländischen Wissenschaftlern, Experten und Archiven bei. 

Wir haben mit der Föderalen Archivbehörde, mit Staats- und Facharchiven aktiv zusammengewirkt. Unsere Beziehungen zu den akademischen Instituten der Akademie der Wissenschaften, Forschungszentren, Museen und anderen Einrichtungen haben sich produktiv entwickelt, u.a. auf der Vertragsgrundlage, im Rahmen der gemeinsamen Forschungsprojekte und der Vorbereitung von Dokumentensammelbänden.

Einen wichtigen Platz in unserer Arbeit mit Archiven nahm die Verlagstätigkeit ein. Sie war von großer Bedeutung für praktische und wissenschaftliche Zwecke, für die Verhinderung von Versuchen die Geschichte zu revidieren. Im Rahmen des von der Leitung des Ministeriums genehmigten Plans für 2005-2009 wurden Sammelbände „Russlands Außenpolitik“ für die Jahrgänge 2002, 2003 und 2004 veröffentlicht. Bald wird die Arbeit am 25. Band der Serie „Dokumente der Außenpolitik“ für den Jahrgang 1942 abgeschlossen. Dank den Beratungen mit den Außenministerien Chinas, Finnlands, Rumäniens, Israels und Thailands wurde die Arbeit an den gemeinsamen Sammelbänden über die Beziehungen zu diesen Ländern fortgeführt. Vor dem 65.Jahrestag des Sieges im Zweiten Weltkrieg wurde die Arbeit am letzten (4.) Teil des großen russisch-deutschen Verlagsprojekts „UdSSR und die deutsche Frage. 1941-1949“ begonnen. 

Das Ministerium fuhr fort, an der Vorbereitung der Ausgabe des Schriftwechsels des ersten Präsidenten Russlands Boris Jelzin aktiv zu arbeiten und die Tätigkeit des Komitees für die Gründung der Jelzin-Präsidentenbibliothek zu unterstützen. 

Auch das Archiv des Ministeriums hat intensiv gearbeitet: aus dem Ministerium und seinen Einrichtungen im Ausland wurden den Staatsarchiven 11604 Dokumente zur Aufbewahrung übergeben, darunter 349 Vertragsakten. In den Sonderfotobestand wurden 735 Einheiten aufgenommen. Große Aufmerksamkeit wurde der Behandlung von rund 6 Tausend Anträgen geschenkt. Die Lesesäle diverser Archivabteilungen haben Forscher aus Russland und 20 Ländern in Anspruch genommen. 

Nach Maßgabe der russischen Gesetzgebung wurde an der Freigabe von Archivdokumenten des Außenministeriums Russlands und anderer Staats- und Facharchive im Rahmen der planmäßigen Tätigkeit der Zwischenbehördlichen Kommission für den Schutz des Staatsgeheimnisses gearbeitet (259 Dokumente aus dem Archiv des Ministeriums wurden für die Forschung freigegeben). 

Es wurde an der Bildung des „E-Archivs des Außenministeriums Russlands“ und der „E-Bibliothek“ weitergearbeitet.

SICHERHEIT DER AUSLÄNDISCHEN EINRICHTUNGEN

Die Ereignisse im Jahre 2008 in verschiedenen Regionen der Welt haben gezeigt, dass die Bedrohung für russische Einrichtungen in verschiedene Ländern, wo die innenpolitische Lage kompliziert ist (insbesondere im Irak und überhaupt im Nahen Osten, in Afghanistan, in Nordafrika, auf den Philippinen, in Indien und Thailand), durch terroristische und extremistische Organisationen erhalten bleibt. 

Das hat komplexe Sicherheitsmaßnahmen für die russischen Einrichtungen im Ausland, ihre Mitarbeiter und Mitglieder ihrer Familien sowie für russische Bürger im Ausland vorausbestimmt. Diese Arbeit wurde im Rahmen der Realisierung von Prioritäten der nationalen Sicherheit unseres Landes geführt, die im Sicherheitskonzept für Institute der Russischen Föderation im Ausland im Hinblick auf die terroristische Bedrohung festgelegt sind. Dieses Konzept wurde von der Regierung der Russischen Föderation 2007 angenommen.

Es wurde unter anderem ein ganzer Komplex operativer Maßnahmen vorbereitet und realisiert, die auf die Vervollkommnung der Sicherheitssysteme der diplomatischen Missionen Russlands ausgerichtet sind. Im Juni hat die Regierung der Russischen Föderation einen Komplex konkreter Sicherheitsmaßnahmen für russische Einrichtungen im Ausland unterstützt. Diese Maßnahmen wurden vom Außenministerium Russlands zusammen mit den interessierten Ministerien und Behörden im Hinblick auf neue Herausforderungen und Bedrohungen für 2008-2010 und die nächsten Jahre vorgeschlagen.

*     *     *

Die Hauptherausforderung für die Außenpolitik Russlands sowie für die ganze Weltgemeinschaft wird in den nächsten Jahren die Entwicklung der globalen  finanzwirtschaftlichen Systemkrise darstellen, über deren Tiefe zu urteilen es jetzt kaum möglich ist. Vieles wird von der Fähigkeit der Weltgemeinschaft abhängen, das Zusammenwirken in den Fragen des globalen politischen und finanzökonomischen Systems aufgrund des polyzentrischen Herangehens aufzubauen. 

Aber nach welchem Szenarium es sich auch entwickelt, auf jeden Fall gilt es das ganze internationale System zu universalisieren – mittels der Anwendung der für alle gemeinsamen „Spielregeln“. 

In der Zeit der Globalisierung – im Unterschied zu den 30er Jahren des letzten Jahrhunderts – können Militärvorbereitungen nicht zum Mittel für den Ausweg aus der Krise werden. Zur Alternative für die Kriegsaufwendungen als kollektiver Konsum könnte die Einführung von globalen Aufgaben in nationale Entwicklungsstrategien als deren Bestandteil werden, beispielsweise Bekämpfung der globalen Armut. 

Es ist zu erwarten, dass durch unsere gemeinsamen Bemühungen an der finanzökonomischen „Front“ auch internationale Beziehungen ein reales Koordinatensystem der Werte erhalten werden, und die ganze übrige Problematik wird beiseite rücken. Inzwischen kann die kritische Masse des gegenseitigen Vertrauens geschaffen werden, denn das Vertrauen ist für die Lösung von vorhandenen Differenzen im politischen Bereich notwendig, vor allem der Differenzen, die sich während der Präsidentenschaft von George Bush in vielen Fragen der internationalen und regionalen Agenda angehäuft haben. 

Im Euroatlantischen Raum entwickeln sich objektiv Bedingungen für die neue  Konvergenz. Wohl noch nie in der neusten Geschichte stimmten die Grundinteressen Amerikas, Europas und Russlands so eng miteinander überein. Eines der Hindernisse dabei war die einseitige Aufgabenstellung zu Problemen der globalisierenden Welt. Es wurde ignoriert, dass diese Aufgabe nur zusammen und aufgrund des gemeinsamen Herangehens gelöst werden kann. Moderne internationale Beziehungen sind nicht stabil, sie bedürfen der schöpferischen Diplomatie, um die allgemeine Tendenz zur Entideologisierung und Entmilitarisierung zu fördern. In diesem Kontext kann auch die Vertrauenskrise überwunden werden, die nicht nur den Stand der Dinge in den russisch-amerikanischen Beziehungen, sondern auch den Stand der euroatlantischen Politik im Allgemeinen kennzeichnete. Somit könnte das riesige Potential der trilateralen Zusammenarbeit Russlands, der Europäischen Union und der USA im engen Zusammenwirken mit anderen Zentren des Wirtschaftswachstums und des politischen Einflusses realisiert und kollektive Führung im gemeinsamen Interesse der weltweiten Gesellschaft gebildet werden. 

